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Der Rathauschef denkt über
Privatsphäre im digitalen
Zeitalter nach. Was es bedeu-
tet, wenn Bot-Netzwerke rei-
henweise Telekom-Routerfür
ihre Zwecke versklaven. Und
dass es für derart komplexe
Probleme wohl keine einfa-
chen Lösungen gibt. Seite 15

Interview zur Flüchtlingspolitik:

Kommunale 
Entwicklungspolitik
Die Weltgemeinschaft steht vor enormen Herausforde-
rungen: Noch immer leben rund 700 Millionen Men-
schen in absoluter Armut. Mehr als 65 Millionen Men-
schen sind weltweit auf der Flucht. Gesucht sind neue
Antworten auf die Zukunftsfragen der Menschheit.
„Auf diesem Weg ist das Wirken der Kommunen ent-
scheidend!“, verdeutlichte Dr. Gerd Müller, Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, im Gespräch mit GZ-Chefredakteurin Anne-
Marie von Hassel, KPV-Landesvorsitzendem Landrat
Stefan Rößle und KPV-Landesgeschäftsführer Jörg
Kunstmann. 
von Hassel: Bei der Integration
von Flüchtlingen haben insbe-
sondere die bayerischen Kom-
munen Außergewöhnliches ge-
leistet. Welche Maßnahmen
sind aktuell gefragt? 
Dr. Müller: Tatsache ist: Wir le-
ben in einem globalen Dorf. Pro-
bleme, die noch vor 20 oder 30
Jahren in Afrika oder im Nahen
und Mittleren Osten weit entfernt
schienen, kommen nun in bislang
nicht gekannten Dimensionen auf
uns zu. Wir müssen deshalb in
diesen Gebieten für mehr Stabi-
lität sorgen. 
von Hassel: Wie wollen Sie das
bewerkstelligen? 
Dr. Müller: Grundsätzlich legt
das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) einen beson-
deren Schwerpunkt darauf, die
Fluchtursachen zu mindern und
Flüchtlingen eine Perspektive in
ihrer Heimat zu bieten. Nur so
können Menschen dort bleiben,
wo ihre Wurzeln sind; wo ihre
Familie und ihre Freunde leben,
wo ihre Sprache gesprochen und
die Kultur gelebt wird, in die sie
hineingeboren wurden. Dazu ist
ein noch stärkeres Engagement in
den Ländern nötig. Es gilt, neue
Konzepte zu finden und neue Ver-
antwortung zu übernehmen. 
von Hassel: Wie sollen diese
Konzepte aussehen? 
Dr. Müller: Entscheidend auf un-
serem Weg ist das Wirken der
Kommunen. Als öffentliche Be-
schaffer und als Nachfragemacht
haben sie erheblichen Einfluss
auf die Wirtschaft. Vor allem aber

verfügen sie über das Know-how
und die Erfahrungen, die vor Ort
gebraucht werden, z.B. in den
Aufnahmekommunen syrischer
Flüchtlinge in Jordanien, im Li-
banon und in der Türkei. 
Rößle: Exakt. In Kommunen bün-
deln sich die Chancen und Heraus-
forderungen einer global nachhal-
tigen Entwicklung. Sie sind lokale
Lebensräume für den Einzelnen
und dynamische Wachstumszentren
ganzer Gesellschaften. 
Dr. Müller: Und deshalb unter-
stützt das BMZ entwicklungspoli-
tisch motivierte Städte und Ge-
meinden und schafft Anreize für
noch mehr Engagement. Denn
wir brauchen das Wissen der
Kommunen in Deutschland für
die Entwicklungszusammenar-

V. l.: KPV-Landesgeschäftsführer Jörg Kunstmann, Dr. Gerd
Müller, Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung, KPV-Landesvorsitzender Landrat Stefan
Rößle und GZ-Chefredakteurin Anne-Marie von Hassel. 

beit, sei es in der nachhaltigen
Stadtplanung, im Klimaschutz, in
der Versorgung von Flüchtlingen
oder im Aufbau einer bürgerna-
hen Verwaltung, um nur einige
Beispiele zu nennen.
Rößle: Kommunen wirken als
Trendsetter und Vorbilder für die
Bürgerinnen und Bürger. Alle Er-
fahrung zeigt, dass das praktische
Beispiel häufig überzeugender ist
als die beste Kampagne. Durch ihr
Handeln können Kommunen we-
sentliche Veränderungen in den
Köpfen der Bevölkerung anstoßen. 
Kunstmann: Außerdem sind
Kommunen geradezu prädesti-
niert, um entwicklungspolitisch
Engagierte lokal zu vernetzen
und eine Brücke zwischen Um-
welt und Entwicklungsbelangen
zu bauen!

von Hassel: Wir sprechen hier
also von Kommunen als stra-
tegischen Partnern?! 
Dr. Müller: Richtig. Ziel meines
Ministeriums ist es, kommunale
Entwicklungspolitik zur Norma-
lität im kommunalen Alltag zu
machen. Jede Kommune kann
sich engagieren, z.B. indem sie
fair beschafft oder eine Know-
how-Partnerschaft mit einer
Kommune in einem Entwick-
lungs- oder Schwellenland ein-
geht. 
von Hassel: Welche Maßnah-
men stehen im Vordergrund? 
Dr. Müller: Im Fokus stehen
kommunale Partnerschaften zur
Realisierung gemeinsamer Pro-
jekte, u. a. mit folgenden Schwer-
punkten: Klimaschutz und Nach-

(Fortsetzung auf Seite 4)

„Kraftvolle 
Unterstützung“

Gespräch mit kommunalen Spitzenverbänden 
zu unbegleiteten minderjährigen 

und jungen volljährigen Flüchtlingen 
Die Staatsregierung wird die Kommunen weiterhin
kraftvoll bei der Betreuung von unbegleiteten minder-
jährigen Flüchtlingen und künftig auch bei der Betreu-
ung von jungen volljährigen Flüchtlingen finanziell un-
terstützen. Darauf haben sich Vertreter der Staatsregie-
rung, des Landtags und der kommunalen Spitzenver-
bände jüngst in der Staatskanzlei verständigt. 

Teilnehmer des Gesprächs wa-
ren Ministerpräsident Horst See-
hofer, Staatskanzleiminister Dr.
Marcel Huber, Innenstaatssekretär
Gerhard Eck, Finanzminister Dr.
Markus Söder, Sozialministerin
Emilia Müller, der Vorsitzende
des Ausschusses für Staatshaus-
halt und Finanzfragen im Bayeri-
schen Landtag Peter Winter, der
Präsident des Bayerischen Ge-
meindetages Dr. Uwe Brandl, der
Vorsitzende des Bayerischen
Städtetages Dr. Ulrich Maly, der
Präsident des Bayerischen Land-
kreistages Christian Bernreiter
und der Präsident des Bayerischen
Bezirketages Josef Mederer.

Bedarfsgerechte Versorgung

Im Einzelnen haben sich die
Gesprächspartner zuvorderst auf
eine bedarfsgerechte Versorgung
von unbegleiteten Flüchtlingen in
der Jugendhilfe verständigt.

Die Bayerische Staatsregierung
und die Jugendhilfeträger werden
weiterhin alle Anstrengungen für
eine bedarfsgerechte Versorgung
der unbegleiteten Flüchtlinge un-
ternehmen; vor allem gilt es, eine
Überversorgung der Betroffenen
zu vermeiden. Insbesondere bei
der Versorgung von jungen Voll-
jährigen, die noch Jugendhilfebe-
darf haben, hat aufgrund der 
regelmäßig weit ausgeprägten
Selbst-ständigkeit eine ambulante
Betreuung eindeutig Vorrang.

Kostenbeteiligung

Auch die Beteiligung des Frei-
staats Bayern an den Jugendhilfe-
kosten für unbegleitete Minder-
jährige und junge Volljährige war
ein Thema. Die Bayerische
Staatsregierung wird die kommu-
nale Familie über die bereits seit
01.11.2015 erfolgende Kostener-
stattung für unbegleitete, nicht
anerkannte minderjährige Flücht-
linge hinaus weiter finanziell un-
terstützen: Bei anerkannten Min-
derjährigen wird die Bayerische

Staatsregierung den Bezirken
rückwirkend ab dem 01.11.2015
die Jugendhilfekosten für aner-
kannte Minderjährige erstatten.
Den entsprechenden Gesetzent-
wurf wird der Ministerrat zeitnah
auf den Weg bringen.

Pauschalen

Bei Jungen Volljährigen wird
die Bayerische Staatsregierung in
den Jahren 2017 und 2018 den
Bezirken in Form von Pauschalen
einen Teil der Jugendhilfekosten
der jungen Volljährigen erstatten,
die im Zeitraum vom 01.07.2016
bis 31.12.2018 angefallen sind.

Im Einzelnen ist die Erstattung
auf eine Gesamthöhe von 112
Mio. Euro für das Gesamtprojekt
begrenzt. In 2017 beträgt die Er-
stattung 40 € pro Tag. Dabei kön-
nen in 2017 Kosten auch für dieje-
nigen abgerechnet werden, die
am 01.07.2016 in der Jugendhilfe
sind oder in 2016 noch volljährig
werden (Entstehungsprinzip). Die
Erstattung ist auf 12 Monate pro
jungem Volljährigen begrenzt, ab

(Fortsetzung auf Seite 4)

70 Jahre Bayerische Verfassung:

Garantin für Stabilität 
Festakt von Landtag, Staatsregierung und Verfassungsgerichtshof 

im Münchner Nationaltheater

Das Jahr 2016 steht nach wie vor ganz im Zeichen des
70-jährigen Jubiläums der Bayerischen Verfassung.
Ein Höhepunkt war der gemeinsame Festakt von
Landtag, Staatsregierung und Verfassungsgerichtshof
im Münchner Nationaltheater, der an die Volksabstim-
mung am 1. Dezember 1946 erinnerte, die als „Ge-
burtsstunde“ der Bayerischen Verfassung gilt. 

„Vater der Bayerischen Verfas-
sung“ war der frühere SPD-Land-
tags- und Reichstagsabgeordnete
Dr. Wilhelm Hoegner, der 1933
vor den Nazis in die Schweiz ge-
flüchtet war. Im Exil in Zürich ent-
warf der spätere Bayerische Mini-
sterpräsident eine Verfassung für
ein befreites Bayern. Das „bayeri-
sche Grundgesetz“ hat seitdem ei-
ne starke identitätsbildende Kraft
entwickelt und den inneren Zu-
sammenhalt des Landes gefestigt.

„Wir haben der Bayerischen
Verfassung viel zu verdanken.
Dass wir in Frieden, in Rechts-
staatlichkeit und bislang nie er-
reichtem Wohlstand leben, dafür
wurden die Grundlagen vor 70
Jahren gelegt“, unterstrich Land-
tagspräsidentin Barbara Stamm
beim Festakt in der Landeshaupt-
stadt.

Die Bayerische Verfassung sei
ein wichtiger Wertekanon für ein
friedliches, solidarisches und
menschliches Miteinander in
Bayern. Sie habe den Menschen
als Ganzes im Blick und das gute
Gelingen des gesellschaftlichen

Miteinanders. Besonders hob die
Landtagspräsidentin Artikel 125
hervor, in dem es um die Kinder
geht: „Kinder sind das köstlichste
Gut eines Volkes. Sie haben An-
spruch auf Entwicklung zu ver-
antwortungsfähigen Persönlich-
keiten.“

Rahmenbedingungen

Auch in Zukunft müssten die
politisch Verantwortlichen auf
Grundlage der Bayerischen Ver-
fassung die richtigen Rahmenbe-
dingungen für einen starken Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft
setzen, so Stamm.

Ministerpräsident Horst Seeho-
fer erinnerte an die Volksabstim-
mung vor 70 Jahren und forderte,
die Bürger stärker an politischen
Entscheidungen zu beteiligen: „Ich
sehe in den Menschen die Kraft zu
Lösungen und zur Zukunft.
Zuhören, nachfragen und beteili-
gen – das sind die Leitplanken ei-
ner modernen, verantwortungsbe-
wussten Politik im Geiste unserer
Verfassungsmütter und -väter.“

Der Ministerpräsident dankte
den vielen Menschen in Bayern,
die sich ehrenamtlich engagieren
und die Verfassung mit Leben er-
füllen: „Unsere Demokratie stützt
sich nicht in erster Linie auf Para-
graphen, sondern auf die millio-
nenfach und Tag für Tag gelebte
Verantwortung der Bürger.“

Zugleich forderte Seehofer
mehr leidenschaftlichen Einsatz
für den Schutz von Demokratie,
Freiheit und Rechtsstaatlichkeit,
gegen Extremismus von rechts
und links, gegen Antisemitismus
und religiös motivierten Extremis-
mus: „Nur eine wertbestimmte
und wehrhafte Demokratie wird
nicht zum Opfer ihrer eigenen
Freiheit. Demokratie braucht Mut
und Tatkraft. Demokratie braucht
Bekenntnis und Einsatz. Unsere
freiheitliche Verfassung braucht
die aktive Bürgergemeinschaft.“

Der Ministerpräsident rief zu-
dem die besondere Leistung der
Mütter und Väter der Verfassung
ins Gedächtnis: „Sie haben einen
Garanten für Stabilität in einer in-
stabilen Welt geschaffen – in
großem Konsens, überparteilich,
von beiden Konfessionen getra-
gen und vom Volk beschlossen.“
Bayern habe die beste Verfas-
sung, „deshalb ist auch der Frei-
staat in bester Verfassung“, sagte
Seehofer.

Mut mache bei den Herausfor-
(Fortsetzung auf Seite 4)
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

Ein erneut arbeitsreiches Jahr
für alle kommunalen Mandats-
träger neigt sich langsam dem
Ende entgegen. Es ist deshalb
Zeit, ein kleines Resümee zu zie-
hen und zugleich in die Zukunft
zu blicken. Der große Ansturm
an Flüchtlingen wie im Jahr
2015 ist dieses Jahr glücklicher-
weise ausgeblieben. Dennoch
gehört die Integration der Men-
schen, die zu uns kommen und
die bei uns bleiben nach wie vor zu unseren größten
und kostenträchtigsten Herausforderungen.

Wenn wir schon beim Geld sind: Rein aus
finanzpolitischer Sicht können wir als Kommunal-
politische Vereinigung (KPV) und als gesamte
kommunale Familie mit diesem Jahr durchaus zu-
frieden sein. Unsere Forderungen wurden größ-
tenteils erfüllt. Ein bayerischer Rekordfinanzaus-
gleich mit 8,8 Mrd. Euro gibt neue Spielräume bei
Investitionen und Personal. Zudem ist die kommu-
nale 5 Mrd.-Entlastung des Bundes unter Dach
und Fach — dank Ministerpräsident Horst See-
hofer mit einem gerechten Verteilschlüssel, der
Bayern entgegenkommt. Auch der Löwenanteil
der Flüchtlingskosten wird übernommen. Künftig
erhalten darüber hinaus die Bezirke einen Teil der
Belastungen für die unbegleiteten jungen Flücht-

linge über 18 Jahre ausgeglichen. Dafür habe ich
mich erst kürzlich im Namen der KPV bei einem
Spitzengespräch in der Staatskanzlei persönlich
einsetzen dürfen. Eine derartige Kommunalentlas-
tung gab es seit Jahrzehnten nicht mehr. Auch die
Wirtschaft läuft gut — mit überdurchschnittlichen
kommunalen Einnahmen aus Gewerbe- und Ein-
kommenssteuer.

Aber alle, die jetzt glauben, dass wir aufgrund
dieser positiven Vorzeichen in ein goldenes Zeital-
ter für alle Bezirke, Landkreise, Städte und Ge-
meinden vorstoßen, muss ich ausdrücklich warnen.

Vor Ort warten größte Aufgaben mit derzeit
vielfach noch unkalkulierbarem Aufwand auf uns.
Wir alle wissen um den immensen Investitionsstau
im kommunalen Straßenbau, bei der Infrastruktur
insgesamt und im kommunalen Hochbau, gerade
bei Schul- und Freizeiteinrichtungen. 

In diesem Zusammenhang sehe ich die hohen
Baukosten als vielleicht größtes Problem. Gründe
dafür sind neben der allgemeinen Preissteigerung
auch die enorm gestiegenen Nebenkosten (insbe-
sondere HOAI) sowie die immer höheren Anforde-
rungen in den Bereichen Brandschutz, Umwelt-
schutz und Energietechnik. Dies wird übrigens ein
großes Jahresthema der KPV im Jahr 2017 sein,
das wir ressortübergreifend mit Mitgliedern der
Staatsregierung bearbeiten werden.

Der kommunale Beitrag im Zusammenhang mit
der Energiewende ist ebenfalls noch nicht abzuse-
hen. Dieses Thema war aufgrund der Flüchtlings-
problematik in den letzten beiden Jahren etwas in
den Hintergrund gerückt, ist aber aktueller denn je.

Es geht dabei ja nicht nur um die Stromerzeu-
gung, die immer mehr dezentral und damit vor Ort
durch erneuerbare Energien erfolgen soll bzw.
wird, sondern auch um die Wärme- und Mobi-
litätswende mit der Abkehr von fossilen Energie-
trägern sowie einer intelligenten Verkopplung der

einzelnen Sektoren. Dies alles
macht gerade auch aus Grün-
den des notwendigen Klima-
schutzes Sinn, doch ein derarti-
ger Umbau muss Schritt für
Schritt erfolgen und für Wirt-
schaft sowie Gesellschaft um-
setz- und bezahlbar bleiben. Als
Kommunen sind wir nach wie
vor bereit, die Energiewende ak-
tiv mitzugestalten, wenn der
Fortgang auf einer Anreiz- und
nicht einer Zwangskultur (wie
etwa einem strikten Verbot von
neuen fossil betriebenen Moto-
ren und Heizungen ab 2030) 

basiert. Hier haben wir uns in einer Veranstaltung
mit der bayerischen „Energieministerin“ Ilse Aig-
ner klar positioniert und sehen die Bayerische
Staatsregierung an unserer Seite.

Ähnlich verhält es sich bei dem Thema Inklu-
sion, das immer mehr auf die Kommunen in den
unterschiedlichsten Bereichen (Schulen, Kunden-
betreuung, Infrastruktur, Liegenschaften) zukom-
men wird. Auch diese Aufgabe ist höchst sinnvoll,
aber mit hohem finanziellem Aufwand verbunden.
Doch ich glaube, man wird sich letztendlich
schwer tun, eine umfassende Teilhabe von Men-
schen mit Behinderung per Dekret von oben zu
verordnen. Die Bereitschaft dafür muss aus der
Gesellschaft erwachsen und auch hier sind Anreiz-
systeme sowie ein schrittweises Vorgehen gefragt.

Zu den großen kommunalen Herausforderun-
gen, die ich auszugsweise dargestellt habe, gesellt
sich die Tatsache, dass sich die übergreifenden
Rahmenbedingungen für politisches Handeln ins-
gesamt immer unberechenbarer entwickeln. Wer
hätte vor Jahresfrist schon gedacht, dass der 
Brexit tatsächlich Realität wird und ein Donald
Trump künftig an den Schalthebeln einer der größ-
ten Weltmächte sitzt. Welche Auswirkungen beide
Ereignisse noch auf uns haben werden, vermögen
wir momentan nur zu erahnen — wenn über-
haupt. Ich glaube jedenfalls nicht, dass wir daraus
unbedingt Vorteile ziehen werden.

2016 hat uns übrigens auch gezeigt, dass man
sich auf Wahlumfragen kaum mehr verlassen
kann. Denn die beiden überraschenden und oben
angesprochenen Wahlentscheidungen im angel-
sächsischen Raum wurden von den Demoskopen
anders vorausgesagt — wie übrigens auch die ho-
hen Prozentzahlen der AfD bei den drei deutschen
Landtagswahlen im Frühjahr. Für die Zukunft
kann das nur eines heißen: Wer die Stimmungen
der Menschen nicht persönlich aufnimmt und
richtig deutet, hat von vornherein wenige Chan-
cen, die Wählerschaft in der Mehrheit zu überzeu-
gen. Hier haben wir als Kommunalpolitiker ent-
scheidende Vorteile. Wir sind unterwegs bei den
Menschen, bei Vereinen und Verbänden, bei Un-
ternehmern und Arbeitnehmern. Wir hören zu und
packen die kleinen und größeren Projekte an, die
den Menschen vor Ort wichtig sind. So war es in
diesem Jahr und so wird es auch im kommenden
Jahr sein. Als KPV werden wir dabei alles daran
setzen, die Rahmenbedingungen für kommunales
Handeln weiter zu verbessern. 

Doch bevor wir alle in ein sicherlich wieder 
intensives Jahr 2017 starten, möchte ich die Gele-
genheit nutzen, Ihnen ein gesegnetes Weihnachts-
fest im Kreise Ihrer Familien und einen guten
Rutsch ins neue Jahr zu wünschen. Nutzen Sie die
etwas ruhigeren Tage „zwischen den Jahren“, um
etwas Kraft zu tanken, die wir als kommunale Ver-
antwortungsträger in den nächsten Monaten bei
unserer Arbeit für die Menschen in unserer Hei-
mat sicherlich gut brauchen können.

Ihr Stefan Rößle
KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Stefan Rößle

Viel erreicht, 
noch viel zu tun

Konferenz Europäischer Regionen und Städte in Salzburg:

Anstoß zur Nachhaltigkeit  
Mit der „Nachhaltigkeit in den Regionen und Städten Europas“ be-
fasste sich die 12. Konferenz Europäischer Regionen und Städte
(KERS) in Salzburg. Auf der Agenda standen unter anderem die
nachhaltige Integration von Menschen, die in den Ländern der EU
aufgenommen wurden und nun hier eine neue Heimat und Be-
schäftigung finden sollen, der Umgang mit Boden und Wasser, die
Bewahrung des regionalen kulturellen Erbes und der nachhaltige
Tourismus in Städten und Regionen. Auch wurde die Frage erör-
tert, wie mögliche Investitionen auf regionaler Ebene umgesetzt
werden können, welche Instrumente zurVerfügung stehen und wie
die Regionen und Städte darauf zugreifen können. Organisiert
wurde die Konferenz vom Institut der Regionen Europas (IRE). 

„Nachhaltigkeit bedeutet, dass
Politiker nicht nur bis zur nächsten
Wahl denken, sondern mindestens
bis zur nächsten Generation“, er-
klärte Prof. Dr. Franz Schausber-
ger, IRE-Vorstandsvorsitzender
und Vertreter des Landes Salzburg
im Ausschuss der Regionen
(AdR). „Nur wenn die subnationa-
len Ebenen, die Regionen und die

Kommunen, dieses gemeinsame
Europa tragen und wenn sie in die
europäischen Politiken eingebun-
den sind, wird das europäische
Projekt Bestand haben.“ 

Strategische Investitionen

Mit dem Europäischen Fonds
für strategische Investitionen

(EFSI) will die Europäische
Kommission gemeinsam mit der
Europäischen Investitionsbank
(EIB) mit Hilfe von 21 Milliarden
Euro die Privatwirtschaft mobili-
sieren und insgesamt Investitio-
nen von 315 Milliarden Euro an-
schieben, um die wirtschaftliche
Entwicklung innerhalb der EU
anzustoßen. 

Qualifizierte Projekte

Mittel wären vorhanden, es
fehle aber an qualifizierten Pro-
jekten, hieß es einhellig. Laut
Wilhelm Molterer, geschäfts-
führender Direktor des EFSI,
beläuft sich die Investitionslücke
auf 300 bis 500 Milliarden Euro.
Soviel Geld wird jährlich derzeit
weniger investiert als noch im
Vorkrisenjahr 2007/2008. 

Verschuldung

Für den öffentlichen Sektor
stelle die eigene Verschuldung ei-
ne große Hürde für Neuinvestitio-
nen dar, so der Tenor. Neben der
Verschuldung stehe der öffentli-
che Sektor zudem vor dem Pro-
blem, Infrastrukturprojekte mark-
treif auszuarbeiten. Aus diesem
Grund wurde im Rahmen des 
EFSI eine Beratungsschiene im-
plementiert. 

Weniger Bürokratie

Um Projekte besser umsetzen
zu können, müsse auch die Büro-
kratie vereinfacht werden. Markt-
reife Projekte könnten auch auf
Expertenebene ausgearbeitet wer-
den. Es sei möglich, beispielswei-
se PPP-Task-Forces in den Mini-
sterien zu installieren. Im Rahmen
des EFSI hätten Kommunen
außerdem die Möglichkeit, ihre
Projekte mit Nachbarkommunen
zu bündeln. DK

Innovation in München
Am Rande der Europäischen Woche der Regionen und Städte in

Brüssel hat EU-Kommissarin Corina Cretu die Landeshauptstadt
München als eine von 18 ausgewählten Städten zur Förderung in-
novativer Konzepte zur Stärkung der Stadtgesellschaft vorgestellt.
Die bayerische Landeshauptstadt wurde mit einer Fördersumme
von vier Millionen Euro für ein innovatives Konzept zur besseren
und schnelleren Integration anerkannter Flüchtlinge in die Stadtge-
sellschaft und den lokalen Arbeitsmarkt prämiert. Zielgruppe sind
Menschen, die nach Deutschland geflüchtet sind, hier aber mittler-
weile eine dauerhafte Aufenthaltserlaubnis besitzen.

In den nächsten drei Jahren werden in enger Zusammenarbeit mit
Akteuren der Münchner Zivilgesellschaft und öffentlichen Einrich-
tungen neuartige Konzepte erprobt, die die Integration solch ehe-
maliger Flüchtlinge in die Stadtbezirke und den lokalen Arbeits-
markt fördern sollen. Das prämierte Projekt „RefuMuc“ wurde vom
Sozialreferat in enger Zusammenarbeit mit dem Referat für Arbeit
und Wirtschaft entwickelt und baut auf bestehenden, erfolgreichen
Initiativen zur Integration von Migrantinnen und Migranten auf. Die
Landeshauptstadt möchte im Rahmen der Integration vor allem die
Fähigkeiten und vorhandenen Potenziale der Neu-Bürger gezielt
fördern und sie dabei ermutigen und unterstützen, sich aktiv in die
Stadtviertel einzubringen. 

München ist die einzige deutsche Stadt, deren Beitrag seitens der
EU im Rahmen des neuen Programms Urbane Innovative Aktionen
(UIA) für förderungswürdig befunden wurde. DK

Kerstin Schreyer neue
Integrationsbeauftragte 

Horst Seehofer beruft bisherige Fraktions-Vize
Ministerpräsident Horst Seehofer hat die 45-jährige oberbayeri-
sche CSU-Landtagsabgeordnete Kerstin Schreyer zur neuen In-
tegrationsbeauftragten der Bayerischen Staatsregierung berufen.
Die bisherige stellvertretende Fraktionsvorsitzende wird Nachfol-
gerin des Oberpfälzer CSU-Politikers Martin Neumeyer, der seit
1. November als Landrat des Landkreises Kehlheim fungiert. Der
Amtswechsel soll offiziell am 1.März 2017 erfolgen.

Schreyer hat an der katholi-
schen Stiftungsfachhochschule
für Sozialwesen studiert und war
jahrelang in der Jugendhilfe, der
Erwachsenenpsychiatrie und -bil-
dung tätig. Dadurch habe sie 
sich hervorragende soziale Fach-
kenntnisse und Praxiserfahrung
erworben, heißt es aus der Staats-
kanzlei. 

Ansprechpartnerin

Dort wird die Unterhachingerin
künftig auch ihren Arbeitsplatz
haben und als Integrationsbeauf-
tragte Ansprechpartnerin für Bür-
ger und Organisationen in allen
Fragen zu Migration und Integra-
tion sein. Des weiteren begleitet
sie politische Entscheidungen zu
diesem Themenkomplex.

Gute Mittlerin

Der Ministerpräsident lobte
Schreyers große Charakterstärke
und ihre hervorragende Eignung
aufgrund ihrer Biografie. Sie wer-
de eine gute Mittlerin zwischen
den Interessen der Migranten und
der Politik der Staatsregierung
sein. Die neue Integrationsbeauf-
tragte bezeichnete sich selbst als
manchmal etwas kantig und als
durchsetzungsstark. Ihre neue Po-
sition sehe sie als „eine äußerst
unabhängige Stelle“. Durch ihre
Berufserfahrung sei sie außerdem

auf ihre neue Aufgabe gut vorbe-
reitet.

Die Position des Integrations-

beauftragten gibt es in Bayern seit
2009. Hauptaufgabe ist die res-
sortübergreifende Beratung der
Staatsregierung mit Blick auf die
Auswirkungen politischer Ent-
scheidungen auf das Zusammen-
leben und die Integration von Zu-
wanderern in Bayern. 

Keine Weisungsbindung

Im Jahr 2015 wurde das Amt di-
rekt der Staatskanzlei zugeordnet
und mit einem eigenen Büro aus-
gestattet. Der bzw. die Integrations-
beauftragte ist aber nicht weisungs-
gebunden auch nicht dem Mini-
sterpräsidenten gegenüber. rm

Schnelle Mobilisierung
von Wohnbauland

Baugesetzbuchänderung bringt Chance
für Kommunen und Bauherren

Mit dem Sonderprogramm „Wohnungspakt Bayern“ stellt der
Freistaat 2,6 Milliarden Euro Fördermittel für den Wohnungsbau
zur Verfügung. Damit sollen bis 2019 bayernweit rund 28.000
neue staatliche und staatlich geförderte Mietwohnungen und
Wohnplätze entstehen. In diesem Zusammenhang hat das Bun-
deskabinett jüngst eine Änderung des Baugesetzbuchs (BauGB)
zur schnelleren Mobilisierung von Wohnbauland beschlossen. 

Bayerns Innen- und Baumini-
ster Joachim Herrmann sieht in
der Entscheidung des Bundeska-
binetts, die eine Weiterentwick-
lung des sog. beschleunigten Be-
bauungsplanverfahrens vorsieht,
eine große Chance für die Öff-
nung und schnellere Bebauung
der Ortsrandlagen.

Innenentwicklung

Laut Herrmann beschränkte
sich das Planverfahren lediglich
auf die Innenentwicklung, jetzt
soll es künftig auch für die Orts-
randlagen gelten. Dadurch sei
z.B. bei Gebieten mit einer Grün-

fläche unter einem Hektar eine
Umweltverträglichkeitsprüfung
auch an den Ortsrändern nicht
mehr notwendig. 

Nachverdichtung

Dies komme vor allem Ge-
meinden zugute, die mit der
Nachverdichtung und anderen
Mitteln der Innenentwicklung an
ihre Grenzen gestoßen seien und
trotzdem etwas für den Woh-
nungsbau tun wollten. Durch die
neuen Gesetzeserleichterungen
werde neben dem freien Woh-
nungsbau insbesondere der drin-
gend benötigte soziale Woh-

nungsbau profitieren, erklärte der
Bauminister.

Gutes Nebeneinander

Darüber hinaus soll in der Bau-
nutzungsverordnung die neue
Kategorie das „Urbane Gebiet“
eingeführt werden. Damit werde
künftig ein Nebeneinander von
Wohn- und Gewerbenutzung so-
wie von Kultureinrichtungen er-
möglicht. Das beinhalte die
Chance, in diese Nutzungsvielfalt
auch das Wohnen leichter zu inte-
grieren, führte Herrmann aus.

Mittel nutzen

Er verwies erneut auf das im
„Wohnungspakt Bayern“ enthalte-
ne staatliche Förderprogramm für
die Gemeinden zur Ankurbelung
des Wohnungsbaus. Jetzt sei es an
den Kommunen und Bauherren,
die Mittel und rechtlichen Erleich-
terungen auch zu nutzen. rm

Kinder psychisch erkrankter Eltern:

„Raus aus dem Tabu, 
offen reden“ 

Psychische Erkrankungen sind immer noch ein Tabuthema in
unserer Gesellschaft, vor allem, wenn es Eltern betrifft. Wer Hil-
fen vom Jugendamt annimmt, verschweigt das, wenn es möglich
ist. Der gemeinsame Fachtag ‚Kinder von Eltern mit einer psy-
chischen Erkrankung‘ soll beides ändern – so der erklärte Wille
von Bayerns Familienministerin Emilia Müller und Gesund-
heitsministerin Melanie Huml.

Wenn eine Mutter oder ein Va-
ter von einer psychischen Erkran-
kung betroffen ist, braucht die Fa-
milie Unterstützung in verschie-
denster Hinsicht. Um eine ganz-
heitliche Hilfe für die Kinder,
aber auch für die ganze Familie
anbieten zu können, müssen Kin-
der- und Jugendhilfe und Er-
wachsenenpsychiatrie eng zu-
sammenarbeiten: „Kinder fühlen
sich oft für die Erkrankung ihrer

Mutter oder ihres Vaters verant-
wortlich. Deshalb brauchen sie 
in dieser Situation besondere
Aufmerksamkeit und Unter-
stützung“, betonte Familienmini-
sterin Müller. 

Beistand

Gesundheitsministerin Melanie
Huml ergänzte: „Kinder von psy-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Reinhard Streng
91474 Langenfeld

am 15.12.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Benedikt Pössenbacher
83673 Bichl

am 9.12.
Bürgermeister Alois Schiegg

86688 Marxheim
am 14.12.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Raßhofer

93351 Painten
am 17.12.

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister Tobias Ehrlicher

96476 Bad Rodach
am 11.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ernst Neumann

95701 Pechbrunn
am 11.12.

Bürgermeister Paul Iakob
87629 Füssen

am 17.12.
Bürgermeister Peter Stichler

97204 Höchberg
am 20.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Vogl

94568 St. Oswald-Riedlhütte
am 12.12.

Bürgermeister Ulrich Waldsachs
97645 Ostheim v. d. Rhön

am 16.12.
Bürgermeister Herbert Hofauer

84503 Altötting
am 18.12.

Bürgermeister Dietmar Wolz
97904 Dorfporozelten

am 21.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt ist Teil der ENGAGEMENT GLOBAL gGmbH
und arbeitet im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.

ENGAGEMENT GLOBAL gGmbH | Service für Entwicklungsinitiativen | Tulpenfeld 7 | 53113 Bonn
info@engagement-global.de | www.engagement-global.de
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt | info@service-eine-welt.de | www.service-eine-welt.de

EINE WELT BEGINNT VOR ORT

 Fairer Handel und Faire Beschaffung

 Global Nachhaltige Kommune

 Kommunale Partnerschaften und internationale Kommunalbeziehungen

 Migration und Entwicklung 

Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) steht Kommunen
in Deutschland als Partner in allen Fragen kommunaler Entwicklungspolitik zur Seite. 

Dabei beraten, informieren und fördern wir sie in unseren Zukunftsthemen
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Bundesweiter Wettbewerb „Kommune bewegt Welt“

Mehr Frauen in kommunale
Führungspositionen!
Tagung des Bayerischen Gemeindetags in Abensberg

Weniger als zehn Prozent der bayerischen Ersten Bürgermeister
sind weiblich. Um zu analysieren, warum die Kommunalpolitik
nicht deutlich mehr von den Kompetenzen der Frauen profitiert,
veranstaltete der Bayerische Gemeindetag in Abensberg die Ta-
gung „Frauen führen Kommunen“, an der knapp 100 bayerische
Rathauschefinnen teilnahmen.

Als Referentinnen hieß der Prä-
sident des Bayerischen Gemein-
detags, Dr. Uwe Brandl die Frau-
enbeauftragte der Bayerischen
Staatsregierung, Sozialministerin
Emilia Müller und die Präsidentin
des Landesfrauenrats, Hildegund
Rüger, willkommen. Wie Mini-
sterin Müller bemerkte, führten
Frauen anders – hart in der Sache,
aber empathisch im Ton. Gerade
die Entscheidungen in der Kom-
munalpolitik beträfen die Lebens-
welt der Frauen unmittelbar. Die
Gesellschaftsstruktur wird nach
Müllers Ansicht in den Kommu-
nalparlamenten nicht in dem
Maße abgebildet wie es die Ver-
fassung fordert. 

Neuer Machtbegriff

Müller plädierte aus diesem
Grund für starke Frauennetzwerke
und ermutigte die Bürgermeiste-
rinnen, den Begriff „Macht“ neu
und positiv durch den Begriff „Po-
litischer Gestaltungswille“ zu be-
setzen. Die Ministerin verwies
darauf, dass sie noch keine Frau in
der Politik erlebt habe, die nicht
ans Ziel gekommen ist. Als Selbst-
zweck will sie Macht freilich nicht
verstanden wissen. Auch die
Gleichstellungspolitik, sei keines-
falls Politik für Frauen, sondern
für die gesamte Gesellschaft.

„Die Zukunft ist weiblich“

Müllers Fazit: „Die Zukunft ist
weiblich, weil wir Frauen andere
Wege gehen, keine ausgetretenen
Pfade. Frauen in kommunalen
Spitzenpositionen müssen zur
Selbstverständlichkeit werden.“ 

Aus Sicht der Präsidentin des
Landesfrauenrats, Hildegund Rü-
ger, bringen Frauen gute Kompe-
tenzen mit, haben eine hohe
Kommunikationsfähigkeit, sind
fachlich hervorragend, haben im
Schnitt bessere Abschlüsse als
Männer, sind gute Vermittler,
können bestens organisieren, aber
auch delegieren. Rüger stellte
aber auch klar, dass es nicht dar-
um gehe, etwas besser oder
schlechter zu machen, sondern
um einen Mix aus Männern und
Frauen, da gemischte Teams
nachweislich die besten Ergeb-
nisse erzielten. Es gebe allerdings
keinen Grund, warum ein Team
nicht von einer Frau geführt wer-
den sollte.

Tatsache ist: Je kleiner die
Kommune, desto geringer ist der
Frauenanteil. Nur in drei von 25
Rathäusern kreisfreier Städte hat
eine Frau das höchste Amt inne.
Bayerns größte Stadt mit einem
weiblichen Oberbürgermeister ist
das 72.000 Einwohner zählende
oberfränkische Bayreuth, wo seit

als Männer. Es gehe immer dar-
um, Mehrheiten zu finden und
Konsens zu suchen. „Hier mag
schon der größte Unterschied im
Führungsstil von Männern und
Frauen liegen“, so Borst. 

Vernetzung

Gemessen an ihrem  Bevölke-
rungsanteil von mehr als 50 Pro-
zent wollten die Frauen adäquat
vertreten sein. Fakt sei aber
auch, dass sich viele Frauen vor
einem Amt oder dem Gang in
die Öffentlichkeit scheuen. „Die-
se Angst wollen wir ihnen neh-
men“, erklärte Borst. Deshalb
versuche die Arbeitsgemein-
schaft Bürgermeisterinnen zu
vernetzen, um bis zur Kommu-
nalwahl 2020 zu erreichen, dass
sich mehr Frauen als bisher zur
Wahl stellen. DK

Bayerischer Heilbädertag in Oberstdorf:

Leuchttürme im 
ländlichen Raum

Mit über 100.000 Erwerbstätigen und über einem Viertel aller ge-
werblichen Übernachtungen in Bayern stellen die Heilbäder und
Kurorte einen enormen wirtschaftlichen Faktor in den Regionen
dar. Bayern ist weltweit renommiert als Standort für Medizin und
Gesundheitswesen und ein Top-Ziel für Gesundheitstourismus.
Wie Klaus Holetschek, Vorsitzender des Bayerischen Heilbäder-
Verbandes (BHV) beim 70. Bayerischen Heilbädertag in Oberst-
dorf unterstrich, „nehmen die bayerischen Heilbäder und Kuror-
te diese Dynamik auf“. 

Neben herausragenden Kran-
kenhäusern sind sie nach Holet-
scheks Worten wichtige Kompe-
tenzzentren und erste Adressen,
wenn es um Gesundheits- und
Wellnessurlaub, Kuren, Reha-
Maßnahmen und Erholung geht.
Die Heilbäder und Kurorte setz-
ten Impulse, von denen zugleich
der ländliche Raum profitiert.

Präventionsangebote

„Die Kur ist nicht tot – sie ist
anders geworden“, betonte der
BHV-Vorsitzende. Über Jahre ha-
be man die Angebote und Pro-
dukte verbessert und entspre-
chend die Wertschöpfung gestei-
gert. Die Marke ‚Gesundes Bay-
ern‘ werde weiterentwickelt und
die digitalen Angebote würden
ausgebaut. Zudem arbeite man an
neuen Präventionsangeboten. 

„In Oberstdorf wird Gesund-
heit groß geschrieben“, hatte
Oberstdorfs Bürgermeister Lau-
rent Mies zuvor in seinem
Grußwort betont. Die Gemeinde
verzeichne aktuell bei über
400.000 Gästen 2,5 Millionen
Übernachtungen im Jahr. Mies
bezeichnete den Tourismussektor
als einen extrem wichtigen Wirt-
schaftszweig, der unabhängig
von großen Gewerbegebieten
und Industrieanlagen funktio-
niert. Oberstdorf setze auf Nach-

haltigkeit, einen umweltverträgli-
chen Tourismus, eine hohe Ser-
vicequalität und auf einen verant-
wortungsvollen Umgang mit sei-
nen natürlichen und kulturellen
Ressourcen. 

„Bayerische Heilbäder und Ku-
rorte sind als wichtige Kompetenz-
zentren im Gesundheitswesen
Leuchttürme im ländlichen
Raum. Sie sind erste Adressen,
wenn es um Gesundheits- und
Wellnessurlaub, Kuren, Rehabili-
tationsmaßnahmen und Erholung
geht. Der Freistaat sichert nicht
nur die Zukunft seiner Staatsbä-
der und ihrer Infrastruktur, son-
dern steht zu allen Heilbädern
und Kurorten. In den letzten 15
Jahren hat der Freistaat die Heil-
bäder, einschließlich der Staatsbä-
der, mit insgesamt rund 287 Mil-
lionen Euro kräftig unterstützt.
Damit schaffen wir neue Zu-
kunftschancen“, stellte Finanz-
und Heimatminister Dr. Markus
Söder fest.

Starker Tagestourismus

Die Ergebnisse und Eckdaten
der neuen Studie „Wirtschaftsfak-
tor Tourismus in den bayerischen
Heilbädern und Kurorten“ prä-
sentierte Dr. Bernhard Harrer
vom Deutschen Wirtschaftswis-
senschaftlichen Institut für Frem-
denverkehr e.V. an der Univer-
sität München (dwif). Danach er-
zielten die gewerblichen Beher-
bergungsbetriebe wie Hotels,
Pensionen oder Kurkliniken mit
über 22 Millionen Übernachtun-
gen einen Umsatz von fast 2,76
Milliarden Euro und damit den
Löwenanteil des Gesamtumsat-
zes. Doch auch Tagestouristen
sind eine wesentliche Größe: 43,3
Millionen Tagesgäste sorgten mit
ihren Ausgaben für einen Umsatz
von über 1,2 Milliarden Euro.

Harrer zufolge profitiert das
Gastgewerbe mit 58 Prozent am
meisten vom Tourismus. Aber
auch für Dienstleistungen (25
Prozent) und im Einzelhandel (17
Prozent) geben die Gäste Geld
aus. Zudem gebe es in der zwei-
ten Umsatzstufe zahlreiche Profi-
teure wie etwa Handwerker,
Bäcker, Metzger, Wasser- und
Energieversorgungsunterneh-
men, Werbeagenturen, Steuerbe-
rater oder andere Dienstleister,
die im Auftrag der Hotels oder
Pensionen tätig sind. Die direkten
Profiteure gäben 2,5 Milliarden
Euro für den Bezug von Vorlei-
stungen aus und sorgten damit für
indirekte Effekte. 

„Dieses Ergebnis zeigt: Wir
sind ein wichtiger Wirtschaftsfak-
tor im ländlichen Raum und eine
starke Säule der Gesundheitswirt-
schaft“, erklärte Klaus Holet-
schek. Dem Heilbäderverband
gehören 47 Kommunen und 25
Kurbetriebe in Bayern an.

Die „Ansprüche an den Kurort
der Zukunft“ stellte der Leiter des
Kompetenzzentrums für Kom-
plementärmedizin und Naturheil-
kunde an der TU München, Prof.
Dr. Dieter Melchart vor. Seinen
Ausführungen zufolge verlieren
die klassischen Kurorte an medi-
zinischer Bedeutung. 

Die fünf Säulen, die der Ge-

sundheitslehre von Pfarrer Kneipp
zugrunde liegen, seien auch fest in
der traditionellen chinesischen
Medizin verankert. Neben Bewe-
gung und gesunder Ernährung sei-
en Qigong und Tuina-Massagen,
Pflanzentherapie und die Lebens-
pflege nach Yang sheng dort prä-
sent. Die Verbindung von Schul-
medizin und Naturheilkunde er-
mögliche eine Maximierung von
Gesundheit und Wohlbefinden. 

Der Patient dürfe aber in Zu-
kunft nicht mehr in patriarchali-
scher Abhängigkeit zum Arzt ver-
harren, sondern müsse selbst Ver-
antwortung für seine Gesundheit
übernehmen. Die Menschen müs-
sten lernen, dass sie nicht zum Arzt
gehen sollen, wenn sie krank sind,
sondern dass sie bereits vor einer
Schädigung etwas für ihre Ge-
sundheit tun müssen, so Melchart. 

Der Mediziner wies darauf
hin, dass weltweit 35 Prozent der
Erwachsenen übergewichtig und
65 Prozent von Übergewicht be-
droht seien. Diabetes überforde-
re in manchen Ländern bereits
die Volkswirtschaft. Die Auf-
klärung müsse deshalb am Ar-
beitsplatz der Menschen begin-
nen, weil nur eine Änderung des
persönlichen Lebensstils den
Ausbruch dieser Volkskrankheit
verhindern könne. 

Melchart forderte ein „proakti-
ves Gesundheitssystem“, bei dem
die Zielgruppen „in der Arbeits-
und Lebenswelt“ aufgesucht wer-
den, um sie in mittelfristigen, in-
teraktiven Lernprogrammen zu
informieren. Gesundheit müsse
„patientengesteuert“ werden, nur
dann könne sie dem Menschen
helfen. DK

vier Jahren die parteifreie Brigitte
Merk-Erbe regiert, gefolgt von
Rosenheim, das seit 14 Jahren
von der CSU-Politikerin Gabriele
Bauer geführt wird.

Konsenssuche

Wie Christine Borst, 1. Bürger-
meisterin von Krailling im Land-
kreis Starnberg und Sprecherin
der Arbeitsgemeinschaft „Frauen
führen Kommunen“ in ihrem Re-
sümee hervorhob, hätten Frauen
eine andere Sicht auf die Dinge

Die Staatsmedaille für besondere Verdienste um die bayerische
Wirtschaft händigte Wirtschaftsministerin Ilse Aigner (Bildmitte)
jüngst an besonders verdiente Persönlichkeiten aus. Unser Bild
zeigt von links: Dr. Peter-Alexander Wacker, Marianne Wein-
mann, Dr. Albrecht Schleich (Vorstand der Rhein-Main-Donau
AG), Gerhard Pfeifer, Rudolf Reisbeck, Prof. Bettina Reitz-Lüb-
bert, Wolfgang Gropengießer, Sabine Herold, Friedbert Eder, 
Manuela Heizler, Johann Zrenner, Dr. Elisabeth Müller, Dr. Kons-
tanze Koepff-Röhrs. Nicht im Bild: Heimo Messer. Bild: StMWI
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(Fortsetzung von Seite 1)
2017 läuft die Frist ab Eintritt der
Volljährigkeit. In 2018 beträgt die
Erstattung 30 € pro Tag. Mitte
2017 findet eine Bestandsaufnah-
me (Revision) statt.

Weitere Kostenpunkte

Weitere Kosten im Bereich
Asyl/Integration gibt es insbe-
sondere bei der Bewältigung der
Aufgaben im Bereich Asyl und
Integration, dies sei eine ge-
samtgesellschaftliche Heraus-
forderung. Bund, Länder und

(Fortsetzung von Seite 1)
derungen auch die Verfassung
selbst, unterstrich der Präsident
des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs, Peter Küspert: „Hinter
der Verfassung steht der Gedanke
einer wehrhaften Grund- und
Werteordnung.“ 
Gerade in einer schnelllebigen
Zeit mit „überhand nehmenden
Zentrifugalkräften“ sei die Stabi-
lität gebende Verfassung beson-
ders wichtig. Zwar seien aktuel-
le Fragen wie zu Windkraft,
Kopftüchern oder Rauchverbot
1946 kein Thema gewesen, je-
doch gebe die Verfassung die

(Fortsetzung von Seite 1)
haltigkeit in Entwicklungs- und
Schwellenländern, Stabilisierung
der Aufnahmekommunen von
Flüchtlingen in Nahost sowie
Fluchtursachenminderung im
Maghreb. 

Das Know-how deutscher
Kommunen ist derzeit insbeson-
dere in den Anrainerstaaten Syri-
ens gefragt - denken Sie nur an
die Themen Abfall, Recycling
oder Abwasser. 90 Prozent der
syrischen Flüchtlinge haben in
Jordanien, im Libanon und in der
Türkei Schutz gefunden. Die auf-
nehmenden Kommunen geraten
durch den kurzfristigen Zuzug zu-
nehmend unter Druck. Mit unse-
rer neuen Initiative „Kommuna-
les Know-how für Nahost“ ver-
mitteln wir diesen Kommunen
deutsche Projektpartner.
Rößle: Akuter Handlungsbe-
darf allenthalben. Wir möchten
uns als KPV stärker einbrin-
gen. Wie machen wir das? 
Dr. Müller: Wir haben schon ei-
nige sehr positive Beispiele. Wenn
sich Kommunen an die Service-
stelle Kommunen in der Einen
Welt wenden, werden wir sicher-
lich etwas Passendes finden; es
gehen täglich neue Anfragen ein.
Unser Programm „Initiative
Kommunales Know-how für
Nahost“ ist exakt auf einen der
großen aktuellen Brennpunkte zu-
geschnitten. 
Kunstmann: Kommen wir auf
Entwicklungs- und Schwellen-
länder in Nordafrika zu spre-
chen. Was ist dort geplant? 
Dr. Müller: Unser längerfristi-
ges Engagement haben wir hier
mit einem neuen Impuls versehen.
Unter dem Motto „Kommunen in
der Entwicklungspolitik - lokal
handeln, global wirken“ wollen
wir Kommunen für ein entwick-
lungspolitisches Engagement ge-
winnen. Um entwicklungspoli-
tisch motivierte Kommunen in
ihrem Engagement zu unterstüt-
zen, haben wir ein neues Bera-
tungs- und Förderangebot ge-
schaffen. So können wir Kommu-
nen personell unterstützen und
Projekte finanziell fördern: Kon-
kret können interessierte Kommu-
nen jeweils eine Personalstelle
zur Koordination und Umsetzung
entwicklungspolitischen Engage-
ments für zwei Jahre über mein
Ministerium mitfinanzieren las-
sen. Wir bieten außerdem finanzi-
elle Starthilfe für die Anbahnung
von kommunalen Partnerschaf-

ten und fördern Partner-
schaftsprojekte, die über maximal
drei Jahre mit bis zu 250.000 Eu-
ro unterstützt werden können. 
Rößle: Kommunalpartnerschaf-
ten sind ganz klar Win-win-Situa-
tionen. Deshalb sollte auch die
mittelständische Wirtschaft ange-
sprochen werden. Ich denke hier-
bei an Klinik- oder Berufsschul-
partnerschaften. 
Dr. Müller: Richtig. Gerade die
Länder Nordafrikas befinden sich
mit einer jungen Generation in 
einem dynamischen Aufbruch.
Durch entsprechenden Austausch
kann auch der deutsche Partner
enorm gewinnen. Neben Investiti-
onspartnerschaften sind Ausbil-
dungs- und Lernpartnerschaften
und vieles mehr möglich. 

Wenn ich in bayerischen Ge-
meinden, Städten und Landkrei-
sen hierfür den Funken zünden
könnte, wäre mir das gerade als
Entwicklungsminister aus Bayern
eine große Freude. Deutschland-
weit gibt es bereits 650 Städte-
und Projektpartnerschaften. Bin-
nen zwei Jahren will ich die Zahl
auf 1.000 erhöhen.
Kunstmann: Gibt es noch wei-
tere Projekte, bei denen Sie die
Kommunen als Partner benöti-
gen? 
Dr. Müller: In den vergangenen
Wochen habe ich ein Rückkehrer-
Programm entwickelt, das ge-
meinsam mit dem Bundesinnen-
ministerium umgesetzt werden
soll. Auch hierzu brauchen wir
die Kommunen als Partner. 
von Hassel: Können Sie Einzel-
heiten nennen? 
Dr. Müller: Das Programm rich-
tet sich an Asylbewerber aus Her-
kunftsländern wie Kosovo, Alba-
nien, aber auch Marokko, Tunesi-
en – um nur einige zu nennen –
die in Deutschland kaum Chance
auf Anerkennung haben. Tatsa-
che ist doch: Bis deren Asylver-
fahren abgeschlossen sind, dau-
ert es zwei Jahre und länger. In
dieser Zeit dürfen sie nicht arbei-
ten, sitzen herum und werden mit-
unter depressiv. Diesen Men-
schen bieten wir an, freiwillig
zurückzukehren und zunächst in
Deutschland das Rüstzeug für ei-
nen erfolgreichen Neustart im
Heimatland zu erhalten. Keiner
soll als Verlierer zurückkehren
müssen und sich deshalb einer
Heimfahrt verweigern. 

Bereits jetzt stehen in vielen
Herkunftsländern, zum Beispiel
im Kosovo, Serbien und Albani-

(Fortsetzung von Seite 2)
chisch kranken Eltern brauchen
Beistand, um sich in dieser
schwierigen Situation zurechtfin-
den und ihre Rolle richtig ein-
schätzen zu können. Genauso
benötigen die Eltern Hilfen, um
ihrer Erziehungsverantwortung
bestmöglich nachkommen zu
können. Hier sind die Kompeten-
zen vieler professioneller Partner
zur ganzheitlichen Unterstützung
der Familie gefragt. Dies sind ins-
besondere die psychiatrischen
und psychotherapeutischen Fach-
kräfte des Gesundheitswesens
und die Fachkräfte der Kinder-
und Jugendhilfe.

Während des Fachtags haben
die rund 300 Teilnehmer aus
dem Gesundheitswesen sowie
der Kinder- und Jugendhilfe die
Gelegenheit, sich Best-Practice-
Beispiele anzusehen. Außer-
dem sollen die Standards für die
interdisziplinäre Zusammen-

en, bald auch in Marokko und Tu-
nesien, in unserem Auftrag Mitar-
beiter der Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit zur
Verfügung, um den Rückkehrern
bei der Reintegration zu helfen.
Vor Ort haben wir Ausbildungs-
und Beschäftigungsprogramme
angestoßen. Wir lassen keinen 
allein. 
von Hassel: Wie ist es um die
Situation der syrischen Kriegs-
flüchtlinge bestellt? 
Dr. Müller: Mittels detaillierter
Programme unterstützen wir
Flüchtlinge, die freiwillig in be-
reits befreite Gebiete im Irak -
zum Beispiel in die Region Sind-
schar - zurückkehren möchten. In
Syrien selbst ist das freilich noch
nicht möglich. Wir hoffen aber,
dass der Krieg bald endet und es
dann an den Wiederaufbau und
irgendwann auch an die Rück-
kehr geht. Meine Erwartung ist,
dass viele der syrischen Kriegs-
flüchtlinge in ihre Heimat zurück-
kehren, wenn wir ihnen dort eine
Perspektive bieten. 

Die meisten Flüchtlinge, denen
ich in Flüchtlingscamps rund um
Syrien, im Libanon und Jordani-
en begegnet bin, wünschen sich
eine Zukunft in ihrer Heimat.
Während des Krieges wollen sie
in der Nähe ihres Zuhauses blei-
ben und nach Kriegsende so
schnell wie möglich zurück. Hier
ist unsere ganze Energie gefragt. 
Rößle: Die Flüchtlingsthematik
fordert die Kommunen, aber ich
sehe in den Vorschlägen des Bun-
desministers auch eine große
Chance. Noch vor drei oder vier
Jahren hätte es keinerlei Akzep-
tanz für kommunale Partner-
schaften auf dem Feld der Ent-
wicklungspolitik gegeben. Mitt-
lerweile aber kann uns dieses
Know-how helfen, Probleme im
eigenen Land ein Stück weit zu lö-
sen. Zum jetzigen Zeitpunkt er-
scheint mir die Grundstimmung
hierfür durchaus positiv. Die Zie-
le „Fluchtursachen mindern“,
„Aufnahmeregionen stabilisie-
ren“, „Bleibe- und Zukunfts-
perspektiven schaffen“ sowie
„Flüchtlinge integrieren und
reintegrieren“ sind aus meiner
Sicht richtig gesetzt und erfolg-
versprechend. Als bayerischer
KPV-Landesvorsitzender werbe
ich für diese zukunftsträchtige 
Initiative. 
von Hassel: Meine Herren, ich
danke Ihnen für dieses Ge-
spräch. DK

Kommunale Entwicklungspolitik...

Kommunen sind hier in einer
Verantwortungsgemeinschaft, in
der jeder seinen Beitrag leisten
muss. Bayern unterstütze seine
Kommunen bereits in erhebli-
chem Umfang.

Die Integration der dauerhaft
Bleibeberechtigten ist eine
Langfristaufgabe, an der sich
der Bund noch in erheblich
größerem Umfang beteiligen
müsse. Die Bayerische Staatsre-
gierung und die Kommunalen
Spitzenverbänden kündigten an,
gemeinsam ihre Forderungen an
den Bund zu formulieren. 

Möglichkeit, auf alles einzugehen.
„Eine ermutigende Verfassung

brauchen wir derzeit dringlicher
denn je“, hob der ehemalige Bun-
desverfassungsrichter Professor
Paul Kirchhof in seiner Festrede
hervor. Rückblickend wies er dar-
auf hin, dass es den Autoren der
Verfassung bei der entscheiden-
den Sitzung in der Universität
München bei minus 20 Grad Cel-
sius gelungen sei, eine Struktur
der Zukunft zu entwerfen.

„Verfassung des Mutes“

Auf die „ungewissen Fragen
nach der Gerechtigkeit“ habe die
Verfassung die richtigen Antwor-
ten gefunden, in dem sie Bayern
als „Freistaat, Volksstaat, Rechts-,
Kultur- und Sozialstaat“ ausrief.
Diese „Verfassung des Mutes“
werde jetzt dringender denn je
benötigt. „Wir müssen sie einset-
zen, um Untergangsphilosophi-
en und Resignationstheorien
entgegenzuwirken“, unterstrich
Kirchhof.

Die brilliante bayerische Ver-
fassung garantiere nicht nur Frei-
heit, sondern formuliere auch die
Freiheitsvoraussetzungen. Kirch-
hofs abschließender Rat: „Jeder
Bayer sollte diese Verfassung ein-
mal lesen, Nichtbayern am besten
zweimal!“ DK

Kraftvolle...

Garantin für...

arbeit weiterentwickelt werden.
Weitere Informationen zum

Bayerischen Gesamtkonzept zum
Kinderschutz finden sich unter
www.kinderschutz.bayern.de 

Raus aus dem Tabu...

Milliardenentlastung zu
Gunsten der Kommunen

Bayerischer Landkreistagspräsident erleichtert 
Aus Berlin erreichte den Präsidenten des Bayerischen Landkreis-
tags Christian Bernreiter jüngst eine Nachricht, auf die der Land-
rat von Deggendorf und seine Landratskollegen schon seit Mona-
ten gewartet haben. Der Bund entlastet die Kommunen ab 2018
um 5 Mrd. Euro.

„Ich bin sehr erleichtert, dass
die 2013 im Koalitionsvertrag mit
der Verabschiedung des Bundes-
teilhabegesetzes versprochene
Entlastung von 5 Mrd. Euro jähr-
lich nun doch noch kommt, wenn
auch auf anderem Wege. Die
Bayerische Staatsregierung und
Ministerpräsident Seehofer haben
uns hier voll unterstützt“, so Chri-
stian Bernreiter.

Eingliederungshilfe

Die Eingliederungshilfe für
Menschen mit Behinderung stellt
für die bayerischen Kommunen
eine hohe finanzielle Belastung
dar. Die Ausgaben dafür sind von
1.263 Mio. Euro in 2000 auf
2.556 Mio. Euro in 2015 um
1.293 Mio. Euro also um 102 %
in den zurückliegenden 15 Jahren
angestiegen. Diese Leistungen
sind eine der Hauptursachen für
die Höhe der Bezirks- und Kreis-
umlagensätze in Bayern.

Insgesamt erhalten die bayeri-

schen Kommunen vom Bund ab
2018 rund 678 Mio. Euro. 156
Mio. Euro fließen zunächst an den
Freistaat Bayern, der versprochen
hat, sie an die Kommunen – am
besten an die Bezirke - weiterzu-
leiten. 76 Mio. Euro gehen über die
Erhöhung der Bundesbeteiligung
an den Kosten für Unterkunft und
Heizung an die Landkreise bzw.
kreisfreien Städte und 446,5 Mio.
Euro über die erhöhte Umsatzsteu-
erbeteiligung an die bayerischen
Gemeinden und Städte. 

Bundesteilhabegesetz

Bernreiter: „Diese Entlastung
ist dringend notwendig, um die
Finanzlage, insbesondere die In-
vestitionskraft der bayerischen
Kommunen zu stärken. Soweit
durch das neue Bundesteilhabe-
gesetz Ausgabensteigerungen
entstehen, müssen auch diese
durch den Bund ersetzt werden,
wie das Frau Bundesministerin
Nahles angekündigt hat“. 

Deutscher Nachhaltigkeitspreis für Nürnberg:

Zugpferd in 
der Metropolregion

Die Stadt Nürnberg ist Gewinnerin des Deutschen Nachhaltig-
keitspreises. Im Rahmen einer Galaveranstaltung in Düsseldorf
mit 1.200 Gästen nahm Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly die
mit 35.000 Euro dotierte Auszeichnung in der Kategorie
„Deutschlands nachhaltigste Großstadt 2016“ entgegen. Der
Deutsche Nachhaltigkeitspreis ist die nationale Auszeichnung für
Spitzenleistungen der Nachhaltigkeit in Wirtschaft, Kommunen
und Forschung. Mit sechs Wettbewerben und über 800 Bewer-
bern ist sie die größte ihrerArt in Europa.

Die Jury hebt in ihrer Begrün-
dung für die Wahl Nürnbergs be-
sonders das Engagement der
Stadt im Forum „Klimaschutz
und nachhaltige Entwicklung“
der Metropolregion Nürnberg
hervor. Das Forum setze zentrale
Impulse und fördere die regiona-
le Kooperation durch gemeinsa-
me Projekte, politische Stellung-
nahmen und den Austausch von
Best-Practices. Es hat einen Kli-
mapakt erarbeitet, der 2012 von
57 Landräten, Oberbürgermei-
stern und Bürgermeistern der Me-
tropolregion Nürnberg beschlos-
sen wurde. 

Ziel ist die Reduzierung der
CO2-Emissionen in der gesamten
Metropolregion um 80 Prozent
bis zum Jahr 2050. Die Initiativ-
kreise des Forums arbeiten in den
Bereichen Wohnen und Energie,
Zukunftsfähige Immobilien,
Kraft-Wärme-Kopplung, Erneu-
erbare Energien/Biomasse, Ener-
gieeffizienz in der Wirtschaft so-
wie Faire Metropolregion. 

18 Kommunen in der Metro-
polregion haben das Fairtrade-
Siegel bereits. Mit dem Ausbau
der Lade-Infrastruktur bringen
die Städte und Landkreise die
Elektromobilität voran: Der
Landkreis Bamberg beispielswei-
se gewährt seinen Kommunen
Zuschüsse für die Einrichtung
von Ladesäulen. Im Landkreis
Weißenburg-Gunzenhausen wie-
derum fördert man mit der Instal-
lation von Ladesäulen den E-Bi-
ke-Tourismus. Die Stadt Hers-
bruck ist als Pionier der Cittas-
low-Bewegung seit Jahren dabei,
die Kommune zu einem noch le-
benswerteren Ort zu machen.

Nürnberg überzeuge als „Trei-
ber für nachhaltige Entwicklung in
der Metropolregion“, so die Jury.
Basis dieser Entwicklung sei eine
funktionierende Stadt-Land-Part-
nerschaft, in der die ländlichen
und urbanen Räume der Metro-
polregion Nürnberg auf gleicher
Augenhöhe miteinander agieren.

Ebenso wurden die vielfältigen

Initiativen für die BioMetropole
Nürnberg, die Fair Trade Stadt
Nürnberg, das integrierte Flä-
chenmanagement und die Re-
cyclingwirtschaft gewürdigt.
Bereits 1990 führte Nürnberg als
erste deutsche Großstadt ein Sys-
tem der Vierfachtrennung von Ab-
fällen ein. Bei einer seither kon-
stant bleibenden Abfallmenge ist
der Anteil der eingesammelten
Wertstoffe in der bayerischen Stadt
deutlich angewachsen. 

Vielseitiges Engagement

Auch das langjährige Engage-
ment Nürnbergs für Integration
und Bildung wurde hervorgeho-
ben. Neben Maßnahmen zur Bil-
dung für Nachhaltige Entwicklung
wie einem Kindermuseum, das
zahlreiche Umweltthemen erleb-
bar macht, wird eine Vielzahl an
Projekten zu Antidiskriminierung
und Menschenrechten umgesetzt,
die den Stellenwert der Auseinan-
dersetzung mit der eigenen Histo-
rie veranschaulichen. So hat die
Stadt bereits seit 1973 einen Rat
für Integration und Zuwanderung
(vormals Ausländerbeirat). Ferner
wird seit 1995 alle zwei Jahre der
Internationale Nürnberger Men-
schenrechtspreis verliehen. 

Im Bereich der nachhaltigen
Wirtschaftsentwicklung zielt die
Plattform „green economy“ auf
Forschung und Technologieent-
wicklung im Hinblick auf einen
effizienten Umgang mit Ressour-
cen und Energie, den verstärkten
Einsatz von Umwelttechnologien
in der Wirtschaft und die Profilie-
rung des Standortes Nürnberg als
Zentrum für grüne Technologien. 

Wie Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly betonte, „macht der
Blickwinkel einer zukunftsfähi-
gen und nachhaltigen Perspektive
für mich deutlich, dass Stadt und
Land in ihrer vielfältigen Vernet-
zung im Zusammenhang gesehen
werden müssen. Die Städte und
Landkreise der Metropolregion
arbeiten bereits heute im Hinblick
auf eine dezentrale Energiever-
sorgung der Zukunft mit großem
politischen Engagement und ho-
her wirtschaftlicher Kompetenz
zusammen. Auch das Netzwerk
der Öko-Modellregionen sowie

die Bewerbung der Metropolregi-
on Nürnberg um das Fair Trade-
Siegel als erste Metropolregion
überhaupt zeigen das nachhaltige
und vernetzte Denken und Han-
deln in unserer Region. Für eine
nachhaltige Zukunft ziehen wir
an einem Strang.“ 

Das Stadtoberhaupt wurde be-
gleitet von einer Delegation von
Vertretern aus Medien, Unterneh-
men und engagierten Institutio-
nen aus Nürnberg. Dr. Christa
Standecker, Geschäftsführerin der
Metropolregion Nürnberg, gab
ihrer Freude über den Preis Aus-
druck, „weil damit auch ein bis-
schen Goldstaub auf die Land-
kreise und Städte der Metropolre-
gion Nürnberg fällt“. 

Dr. Peter Pluschke, Nürnberger
Referent für Umwelt und Ge-
sundheit sowie Geschäftsführer
des Forums „Klimaschutz und
nachhaltige Entwicklung“ der
Metropolregion Nürnberg erklär-
te: „Diese herausragende Aus-
zeichnung verpflichtet uns,
weiterhin an einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung zu arbei-
ten, die die Bereiche Ökologie,
solidarische Stadtgesellschaft, zu-
kunftsfähige Wirtschaft und Be-
teiligung immer mehr miteinan-
der vernetzt. Insbesondere die
Nutzung der begrenzten Ressour-
ce Fläche für Wohnungen, Ver-
kehr, Wirtschaft und mehr Grün
wird uns für eine lebenswerte
Stadt-Zukunft vor große Heraus-
forderungen stellen.“ DK

Hochqualifizierte Arbeitsplätze für Weißenburg
Die Behördenverlagerung ist ein zentrales Instrument aktiver

Strukturpolitik. „Wir schaffen sichere Arbeitsplätze und stärken die
Infrastruktur des ländlichen Raumes. Wir bringen die Arbeit zu den
Menschen, damit diese in ihrer Heimat wohnen und arbeiten können.
Die Stadt Weißenburg erhält im Endausbau rund 18 neue hochquali-
fizierte Arbeitsplätze. Die Unterzeichnung des Mietvertrages ist ein
Meilenstein zur schnellen Umsetzung der beschlossenen Verlage-
rung“, freute sich Heimatminister Dr. Markus Söder anlässlich der
Unterzeichnung des Mietvertrags für die Unterbringung der Kopf-
stelle für die Landesstelle für die nichtstaatlichen Museen in Bayern
in der Oberen Stadtmühlgasse 1 in Weißenburg durch die Immobili-
en Freistaat Bayern (IMBY). 
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20 Jahre BEG:

20 Jahre Wettbewerb 
im Bahnland Bayern

Von einer „wahren Renaissance des Regionalverkehrs“ sprach
Staatssekretär Gerhard Eck vom Bayerischen Innenministeri-
um. Auf der Jubiläumsveranstaltung der BEG stand die Freu-
de über die Leistungen der letzten 20 Jahre im Vordergrund.
Aber auch Herausforderungen kamen zur Sprache, zum Bei-
spiel bei der Infrastruktur. Ein Blick zurück nach vorn.

Die Ursprünge der BEG liegen
in der Bahnreform von 1994. Sie
war ein Paukenschlag für den
Bahnverkehr in Deutschland. Die
meisten verbinden damit die Um-
wandlung der Behörde Bundes-
bahn in das privatwirtschaftliche

nannten Regionalisierungsmittel)
bestmöglich zum Vorteil der
Fahrgäste zu investieren. Dazu
legt die BEG fest, auf welchen
Strecken wie viele Züge in wel-
chem Takt unterwegs sein sollen
– und in welcher Qualität. Diese
Leistungen schreibt die BEG für
einzelne Strecken und Strecken-
netze aus und vergibt sie an das-
jenige Unternehmen mit dem
wirtschaftlichsten Angebot – dem
besten Angebot in Bezug auf
Preis und Qualität.

Seit 1996 hat die BEG feder-
führend 36 solcher Wettbewerbs-
verfahren abgeschlossen. Das
ehemalige Monopol der Deut-
schen Bahn ist dadurch nach und
nach einem vielfältigen Neben-
einander nationaler und interna-
tionaler Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen gewichen. Von den heute
insgesamt 122 Millionen Zugki-
lometern pro Jahr im bayerischen
SPNV werden 91 Millionen von
der DB Regio und 31 Millionen
von anderen Verkehrsunterneh-
men gefahren. 63 Millionen Zug-
kilometer werden dabei bereits
im Wettbewerb erbracht. Bis
2023 soll der gesamte bayerische
SPNV im Wettbewerb vergeben
sein. 

Staatliche Fördermittel 
stagnieren, Leistung und
Qualität steigen deutlich

Staatssekretär Gerhard Eck hob
die positive Wirkung des von der
BEG organisierten Wettbewerbs
hervor. Auf der Jubiläumsveran-
staltung der BEG am 9. Novem-
ber in München sagte er vor rund
300 Gästen: „Das Bahnland Bay-
ern ist ein gutes Beispiel dafür,
dass Wettbewerb auch auf der
Schiene zu Effizienzgewinnen
und höherer Qualität führt“. Das
lässt sich leicht an der Entwick-
lung des SPNV in Bayern able-
sen: Die Regionalzüge und S-
Bahnen legen im Auftrag des
Freistaats Bayern mittlerweile
rund 122 Millionen Zugkilometer
pro Jahr zurück – das ist bundes-
weit spitze. Kein anderes Bundes-
land verzeichnet ein solches Lei-
stungsvolumen. 

Seitdem die BEG 1996 ihre Ar-
beit aufgenommen hat, konnte sie
das Angebot auf der Schiene um
knapp die Hälfte ausweiten. Die
Nachfrage im Regionalverkehr

ist um beachtliche 73 Prozent ge-
stiegen, bei der S-Bahn München
– auf bereits hohem Niveau – um
33 Prozent. Und all das obwohl
die staatlichen Finanzmittel für
den SPNV stagnieren und die In-
frastrukturgebühren deutlich zu-
legen. Diese Ausweitung des An-
gebots war nur deshalb möglich,
weil die Verkehrsunternehmen ih-
re Leistungen im Rahmen des
Wettbewerbs günstiger anbieten
als noch zu Zeiten des staatlichen
Monopols vor 1996. Sie arbeiten
effizienter, kalkulieren knapper,
behalten die Kosten stärker im
Blick, investieren mehr in Service
und weniger in Verwaltungsstruk-
turen. 

Die so gewonnenen finanziel-
len Spielräume konnte die BEG
für Leistungsverbesserungen nut-
zen, vor allem für Taktauswei-
tungen und für niederflurige und
klimatisierte Neufahrzeuge mit
wesentlich mehr Komfort.

Teure Infrastruktur

Ohne die Effizienzgewinne
durch den Wettbewerb hätte die
BEG die Leistung auf der Schie-
ne schon längst kürzen müssen.
Schuld daran sind die Infrastruk-
turgebühren, die über viele Jahre
hinweg deutlich schneller gestie-
gen sind als die Regionalisie-
rungsmittel. Dadurch bleibt fak-
tisch immer weniger Geld zur Fi-
nanzierung des SPNV übrig. Ver-
gleichbar mit einer Maut, fallen
die Nutzungsgebühren für jeden
Kilometer Schiene an, auf der ein
Zug unterwegs ist. Dasselbe gilt
für jede Station, die angefahren
wird. Diese Gebühren erheben
die Infrastrukturbetreiber, allen
voran DB Netz und DB Stati-
on&Service, um die Infrastruktur
instand zu halten und soweit
möglich dem Bedarf entspre-
chend auszubauen. Mittlerweile
fließen bereits etwa 69 Prozent
der Mittel, die der BEG zur Ver-
fügung stehen, in die Bereitstel-
lung der Infrastruktur. 

Langer Wunschzettel

Trotz dieser immer höheren
Gebühren für Schienen und Sta-
tionen, entwickelt sich die Infra-
struktur zunehmend zu einem kri-
tischen Engpass, besonders dort,
wo es wachsende Nachfrage für
den Regionalverkehr gibt, also
vor allem in den Ballungszentren
sowie in deren Zulauf. Die BEG
versucht so weit wie möglich ge-
genzusteuern und den langen
Wunschzettel in regelmäßigen
Gesprächen mit DB Netz in die
Realität umzusetzen. Aufgrund

des Investitionsstaus und der be-
grenzten Bundesmittel für die
Schieneninfrastruktur ist dies
aber nur bei einem Teil der Pro-
jekte möglich.

Mit Kontrollen und 
Nettoverträgen 
die Qualität verbessern

Damit sich die Servicequalität
nicht nur im Vertragstext, sondern
auch im realen Bahnbetrieb ver-
bessert, setzt die BEG vor allem
auf zwei Hebel: Zum einen auf
regelmäßige Qualitätskontrollen,
deren Ergebnisse sich direkt auf
die Unternehmen auswirken – in
Form von Bonus- oder Strafzah-
lungen. Und zum anderen auf
Nettoverträge: Diese sehen vor,
dass die Verkehrsunternehmen
die Fahrgelderlöse zu hundert
Prozent einbehalten. Dadurch
bleiben die Unternehmen dem
Fahrgast gegenüber voll verant-
wortlich und erhalten einen An-
reiz, durch gute Qualität und
Kundenorientierung die Einnah-
men zu steigern. Von der BEG er-
halten die Verkehrsunternehmen
einen festen finanziellen Zu-
schuss – das sogenannte Bestel-
lerentgelt. Diese Finanzmittel
stammen aus den Regionalisie-
rungsmitteln, die dem Freistaat
vom Bund zugewiesen werden.
Insgesamt finanziert sich der
bayerische Regionalverkehr gut
zur Hälfte aus Steuergeldern (Be-
stellerentgelt) und zur Hälfte aus
Fahrgelderlösen.

Aus Fehlern in anderen
Ländern gelernt

Dass Wettbewerb auf der
Schiene auch schief gehen kann,
das zeigt das Beispiel der Bahn-
privatisierung in Großbritannien.
Die Regierung Margret Thatcher

Dr. Johann Niggl (l.) im Dialog mit seinem neuen BEG-Ge-
schäftsführerkollegen, Thomas Prechtl. Bild: BEG/Janek Stroisch

setzte ganz auf die ungezügelten
Kräfte des freien Markts. Das Er-
gebnis waren chaotische Verhält-
nisse und miserable Qualität.
Daraus wurden bei der Bahnre-
form in Deutschland und bei der
konkreten Umsetzung in Bayern
Konsequenzen gezogen. 

Unternehmerischer
Wettbewerb und 
zentrale Steuerung

Der Wettbewerb zwischen den
Eisenbahnverkehrsunternehmen
wird zwar genutzt, um das beste
Preis-/Leistungsangebot zu erhal-
ten. Aber eine zentrale Organisa-
tion, die BEG, legt die Spielregeln
für den Wettbewerb fest und ver-
knüpft den Betrieb auf den einzel-
nen Strecken zu einem stimmigen
Ganzen. Das Ergebnis ist der
Bayern-Takt: Die Züge fahren
heute auf nahezu allen Strecken
im Freistaat mindestens im Stun-
dentakt – von frühmorgens bis
spätabends, und an rund 60 Kno-
tenbahnhöfen gibt es optimale
Umsteigemöglichkeiten. 

Die Mischung aus unternehme-
rischem Wettbewerb und zentra-

ler Steuerung hat sich in den letz-
ten 20 Jahren bewährt. Das Bahn-
land Bayern gilt heute als Er-
folgsmodell: Der Wettbewerb hat
den Fahrgästen ein umfangrei-
cheres und qualitativ besseres An-
gebot gebracht. Und er stellt si-
cher, dass ein attraktiver SPNV
weiterhin bezahlbar bleibt. Natür-
lich gibt es auch Herausforderun-
gen im bayerischen SPNV – vom
nachlassenden Wettbewerb über
die steigende Zahl juristischer
Auseinandersetzungen um Aus-
schreibungsverfahren bis hin zur
neuen Konkurrenz durch Fern-
busse und zu Defiziten bei der
Schieneninfrastruktur.

Weniger Geld in mehr
Leistung verwandelt

Doch angesichts der bisherigen
Erfolgsgeschichte zeigte sich
Staatssekretär Eck auf der Ju-
biläumsveranstaltung überzeugt,
dass die BEG auch in Zukunft die
richtigen Weichen stellt. „Immer-
hin hat die BEG geschafft, wovon
so mancher Manager träumt“,
lobte Eck unter dem Beifall der
Gäste: „Sie hat weniger Geld in
mehr Leistung verwandelt!“ 

Unternehmen Deutsche Bahn
AG. Doch mindestens so folgen-
reich war ein weiterer Aspekt der
Bahnreform: Seit 1996 liegt der
öffentlich bezuschusste Regional-
und S-Bahnverkehr nicht mehr
beim Bund, sondern in der Ver-
antwortung der Länder. 

Regionalisierungsmittel 
investieren 
zum Vorteil der Fahrgäste

Während viele andere Länder
die Verantwortung für den
SPNV an regionale Zweckver-
bände und Verkehrsverbünde
weiterdelegierten, ging die Baye-
rische Staatsregierung einen an-
deren Weg: Sie legte den Schie-
nenpersonennahverkehr (SPNV)
in ganz Bayern in die Hände einer
eigens geschaffenen Institution:
Am 1. Januar 1996 nahm die
Bayerische Eisenbahngesell-
schaft (BEG) ihren Betrieb auf.
Die Aufgabe der BEG ist es, die
weiterhin vom Bund zur Verfü-
gung gestellten Gelder (die so ge-

Gerhard Eck, Staatssekretär
im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, für Bau und
Verkehr und Vorsitzender des
Aufsichtsrats der BEG, unter-
strich bei seiner Ansprache
zum 20-jährigen Jubiläum der
BEG die positive Wirkung des
Wettbewerbs auf der Schiene.

Bild: BEG/Janek Stroisch

1996 nimmt die BEG ihre Arbeit auf: Im Auftrag des Freistaats plant, finanziert und kontrol-
liert die BEG den Schienenpersonennahverkehr in Bayern. Bild: BEG/Jürgen Möller
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Kernforderungen der Eisenbahnverbände:

Entschlossene Politik 
für mehr Schienenverkehr

Erstmals haben die acht Verbände der deutschen Eisenbahnbran-
che - Allianz pro Schiene, BAG SPNV, Mofair, VDB, VCD, VDV
und VPI - gemeinsam politische Kernforderungen zur Bundes-
tagswahl 2017 und für die kommende Legislaturperiode präsen-
tiert. Zusammen mit den politischen Entscheidern im Bund und in
den Ländern wollen sie sich in den kommenden Jahren für die
Einführung des Deutschland-Takts, für die Halbierung der Schie-
nenmaut und für die Förderung von Innovationen im Schienen-
verkehr einsetzen.

„Sicher, energieeffizient, kos-
tengünstig: Leistungsfähiger
Schienenverkehr ist ein unver-
zichtbarer Bestandteil für die mo-
bile und vernetzte Zukunft in un-
serem Land. Die Bahn steht schon
heute für klimaschonende Mobi-
lität mit einem hohen Anteil er-
neuerbarer Energien“, heißt es in
der aktuellen Publikation. 

Bereits heute erbringe der
Schienenverkehr über 90 Prozent
seiner Leistung im elektrischen
Betrieb. Die Eisenbahn sei mit
jährlich über 2,6 Milliarden Rei-
senden im Nah- und Fernverkehr
sowie über 360 Millionen Tonnen
beförderter Güter ein vielseitiger,
leistungsfähiger Verkehrsträger.
„Sie will und kann noch viel mehr
Bürgerinnen und Bürger zum
Umsteigen bewegen und viel
mehr Transporte von überlasteten
Straßen auf die umweltfreundli-
chere Schiene verlagern.“

Verstärkte Investitionen

In vielen Metropolen und Re-
gionen der Welt habe die Politik
das erkannt und unterstütze den
Ausbau und die Modernisierung
der Eisenbahnsysteme – damit
mehr Reisende mit der Bahn fah-
ren und mehr Güter auf der Schie-
ne transportiert werden. Auch in
Deutschland mit seinem rund
38.000 Kilometer umfassenden
Schienennetz habe die Politik
wieder verstärkt in das System Ei-
senbahn investiert.

„Entscheidend ist jedoch, dass
die Rahmenbedingungen der Ei-
senbahnen durch die politischen
Entscheider weiter verbessert
werden, um mehr Verkehr auf die
Schiene zu verlagern“, so die Ei-
senbahnverbände. Der Schienen-
verkehr brauche faire Rahmenbe-
dingungen im Wettbewerb zu an-
deren Verkehrsträgern, eine aus-
reichende Finanzierung des Sy-
stems Schiene und ein nachhalti-
ges politisches Engagement für
Forschung und Entwicklung. 

Begrüßt werden die Ansätze für
den Deutschland-Takt im Bundes-
verkehrswegeplan 2030. „Er ent-
hält erste, richtungsweisende Vor-
schläge, wie die Schieneninfra-
struktur durch Ausbaumaß-
nahmen durchlässiger und lei-
stungsfähiger für Personen- wie
Güterverkehre gemacht werden
kann.“ Die Verbände fordern,
den Deutschland-Takt infrastruk-
turpolitisch verbindlich zu veran-
kern, da durch ihn ausreichende
Kapazitäten für wachsenden Per-
sonen- und Güterverkehr auf der
Schiene entstünden.

„Aktuell wird der Schienenver-
kehr von Jahr zu Jahr durch stei-
gende Nutzungsentgelte teurer.
Deshalb halten wir eine Halbie-
rung der Trassenpreise für unum-
gänglich“, lautet eine weitere For-

derung. Der Bund müsse nicht
nur für den Ersatz, sondern auch
für den Unterhalt aller Schienen-
wege eine größere Finanzverant-
wortung übernehmen und zusätz-
liche Haushaltsmittel bereitstel-
len. So entstünden Spielräume für
eine spürbare Absenkung der
Schienenmaut. 

Die Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen trügen als Nutzer der In-
frastruktur den betrieblichen Auf-
wand für ihre Verkehre. Mit die-
sem EU-konformen Modell lasse
sich die erwünschte Halbierung
der Trassenpreise erreichen – mit
besten Aussichten für mehr Schie-
nenverkehr. Der Schienenperso-
nennahverkehr könne dadurch
sein Angebot für den  Bürger wei-
ter kontinuierlich ausbauen, denn
zusätzliche Verkehre könnten
deutlich günstiger bestellt werden.
Wichtiger Nebeneffekt steigender
Nachfrage: „Je mehr Verkehr
durch halbierte Trassenentgelte
auf die Schiene verlagert wird,
umso geringer fällt der zusätzliche
Finanzbedarf aus.“

Attraktive Dimensionen

Die Vielfalt der digitalen Tech-
nologien schafft heute bereits
neue, attraktive Dimensionen des
Bahnfahrens, von der individuali-
sierten Auskunft über nahtlose
Reiseketten bis hin zu WLAN-
Diensten, die aus dem Zug ein rol-
lendes Büro machen. Automati-
siertes Fahren auf der Schiene
führt den Eisenbahnverbänden
zufolge zu dichterer Zugfolge und
damit bis zu 40 Prozent höherer
Streckenauslastung.

„Die Schieneninfrastruktur
muss digitalisiert werden. Beim
Einsatz der europäischen Leit-
und Sicherungstechnik ETCS
liegt Deutschland gegenüber vie-
len seiner Nachbarländer deutlich
zurück. Soll ein einheitlicher eu-
ropäischer Eisenbahnraum bald
Wirklichkeit werden, ist ein Son-
dertitel des Bundes zur entspre-
chenden Digitalisierung der Infra-
struktur und der Schienenfahrzeu-
ge erforderlich.“

Höchste Verfügbarkeit der
Fahrzeugparks durch voraus-
schauende, digitalisierte Instand-
haltung, mehr Energieeffizienz
und Kapazitätssteigerungen im
Netz durch moderne Leit- und Si-
cherungstechnik: So entstehe ein
neues Niveau der Qualität, Flexi-
bilität und (betrieblichen) Stabi-
lität. Neue Antriebslösungen –
batterieelektrisch, Brennstoffzelle,
hybride Aggregate – und neue
Werkstoffe schafften noch mehr
Klimaschutz. „Auch das sind For-
schungsthemen, die wir gemein-
sam mit der Politik mit einem Pro-
gramm für Forschung und Ent-
wicklung voranbringen wollen“,
heißt es abschließend. DK

Saisonabschlussveranstaltung derAGFK Bayern e.V.:

Fahrradfreundliche
Kommunen ausgezeichnet

Wenn die Tage kürzer werden und das Wetter ungemütlicher
wird, stellt die AGFK Bayern und die Oberste Baubehörde im
Bayerischen Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr
traditionell das Fahrrad noch einmal ins Zentrum der Aufmerk-
samkeit: Auch in diesem Jahr wurde dem Rad wieder der rote
Teppich ausgerollt. Dass das Fahrrad sein Image vom Alltags-
Drahtesel hin zum alltagstauglichen, attraktiven Verkehrsmittel
gewandelt hat, ließ sich alleine schon am prächtigen Rahmen des
Schloss Nymphenburg und den über 100 hochrangigen Gästen
aus Politik, Wirtschaft und Verbänden ablesen.

Bei der zentralen Auszeich-
nungs- und Abschlussveranstal-
tung standen Ingolstadt, Landshut
und der Landkreis Fürth zunächst
im Mittelpunkt – Staatsminister
Joachim Herrmann verlieh den
Kommunen den offiziellen Titel
„fahrradfreundliche Kommune.
Alle drei hatten sich im Laufe des
Jahres einer komplexen Prüfung
unterzogen und wurden von einer
Kommission als „fahrradfreund-
lich“ und zur Auszeichnung vor-
geschlagen.

Zeichen der Wertschätzung

Mit Bürgermeister Albert Witt-
mann (Stadt Ingolstadt), Landrat
Matthias Dießl (Landkreis Fürth)
und zweiter Bürgermeister Dr.
Thomas Keyßner (Stadt Lands-
hut) waren die jeweiligen Kom-
munenspitzen persönlich gekom-
men – ein deutliches Zeichen,
welches Gewicht der Radverkehr
und diese Auszeichnung für die
Kommunen hat.

Ganz am Beginn des Weges
stehen mit Gröbenzell, Murnau,

Poing, Freising und Lindau Kom-
munen aus verschiedensten Teilen
Bayerns, die bei der Veranstaltung
offiziell im Verein begrüßt wur-
den und vom AGFK-Vorsitzen-
den Landrat Matthias Dießl ihre
Aufnahmeurkunden erhielten.

49 Mitgliedskommunen

Die AGFK Bayern ist damit seit
ihrer Gründung von 38 auf 49
Kommunen angewachsen – ein
Schritt der keineswegs selbstver-
ständlich ist, liegen die Aufnah-
mekriterien doch relativ hoch: Ein
einfacher Aufnahmeantrag reicht
nicht aus. Die neuen Kommunen
werden ebenfalls geprüft – wenn
auch nicht so umfangreich wie bei
der Bewerbung zur offiziellen
„fahrradfreundlichen Kommune“.
Damit stellt der Verein sicher, dass
nur die Kommunen Mitglied wer-
den, die es mit der Radverkehrs-
förderung auch wirklich ernst
meinen. 

Auch das STADTRADELN in
Bayern wurde noch einmal ge-
bührend gefeiert: Die Aktion, bei

der in einem Aktionszeitraum für
drei zusammenhängende Wochen
zwischen Mai und September
möglichst viele Menschen ihr Au-
to stehen lassen und dafür mit
dem Rad unterwegs sein sollen,
brach auch in diesem Jahr wieder
einige erst im letzten Jahr aufge-
stellte Bestmarken: 206 (2015:

151) teilnehmende Kommunen
mit insgesamt 47.224 (39.810)
Radlern ersetzen 8.893.087
(8.180.0000) PKW-Kilometer. 

Bester Newcomer

Als bester Newcomer im Be-
reich „fahrradaktivstes Kommu-
nalparlament“ in Bayern zeich-
nete Susanne Lender-Cassens,
zweite Vorsitzende der AGFK
Bayern, die Stadt Wolfratshausen
aus. In der gleichen Kategorie
konnte sich in der Gesamtwer-
tung bayern- und bundesweit er-
neut die Gemeinde Thaining
durchsetzen. 

Bayerns Verkehrsminister Joachim Herrmann zeichnete bei
der Saisonabschlussveranstaltung der AGFK Bayern e.V. zahl-
reiche fahrradfreundliche Kommunen aus. 

Raumordnungsverfahren
für drei Ostvarianten

Dialogforum zur Ost-Süd-Umfahrung Landshut
Die Zukunft der Ost-Süd-Umfahrung Landshut stand bei der
jüngsten Sitzung von Mitgliedern des Dialogforums sowie Vertre-
tern aus Politik, Verwaltung und Verbänden in der Regierung von
Niederbayern erneut im Mittelpunkt der Diskussion. 

Das Dialogforum zur B15neu
in Landshut kam zu dem Ergeb-
nis, drei Varianten einer Umfah-
rung der Stadt in ein Raumord-
nungsverfahren einbringen zu
wollen. Noch in diesem Jahr soll
das Bauamt Landshut den ent-
sprechenden Antrag bei der Re-
gierung von Niederbayern stel-
len. Alle drei Trassenvarianten
beginnen am Fernstraßenknoten
A92/B15neu in Ohu, umgehen
Landshut in weitem Bogen im
Osten und werden an die B299
und die B15alt angebunden. 

Wie Oberbürgermeister Hans
Rampf betonte, könnten Stadt
und Landkreis diese Probleme
nur gemeinsam lösen – „und wir
werden sie auch lösen, davon bin
ich überzeugt“, erklärte Rampf.
Die Lasten der Umfahrung müs-
sten so gerecht wie möglich auf-
geteilt werden und dort wo es
unvermeidliche Härten gebe, sei-
en geeignete technische Lösun-
gen unumgänglich.

Nach Auffassung von Landrat
Peter Dreier sollte die B 15neu 
im Ortsbereich Ohu mit einem
Deckel versehen werden. Er kön-
ne nicht nachvollziehen, warum
80 Millionen Euro für eine Tief-
lage der B15 neu ausgegeben
werden und die paar Millionen,
die für einen Deckel notwendig
wären, nicht aufgebracht wer-
den könnten. Mit Mehrkosten
von nur 10 Prozent könnte der
Nutzen dieser Maßnahme ver-
vielfacht werden. Dafür wollen
Peter Dreier und Hans Rampf
weiter kämpfen. 

Karl Wiebel, Chef der Baye-
rischen Straßenbauverwaltung,
hob hervor, dass mit einer vor-
rangigen Einstufung der Umfah-
rung Landshut in den Bedarfs-
plan für die Bundesfernstra-
ßen zu rechnen sei. Die Fort-
setzung der B 15 neu in Rich-
tung Rosenheim werde voraus-

sichtlich nachrangig eingestuft. 
Landschaftsarchitekt Andreas

Pöllinger fasste seinerseits die
Ergebnisse einer umfangreichen
Umweltverträglichkeitsstudie
zusammen. In dieser Studie wer-
den alle drei Varianten nach 15
Hauptkriterien untersucht und
bewertet. Dabei traten laut Pöl-
linger durchaus erhebliche Un-
terschiede bei einzelnen Kriteri-
en zutage, beim Gesamtergebnis
jedoch liegen die drei Varianten
relativ nahe beieinander. 

Die Bürgermeister der durch
die jeweiligen Varianten be-
troffenen Gemeinden sprachen
sich dafür aus, ihre kommuna-
len Interessen bei der Trassen-
wahl zu berücksichtigen. Be-
sonders eine Durchschneidung
von Gemeinde- und Siedlungs-
gebieten sei in jedem Fall zu
vermeiden. 

Landrat Peter Dreier betonte
abschließend, dass jede der Vari-
anten Betroffenheiten bei einzel-
nen Gemeinden auslöse, aber
man dennoch im Interesse der ge-
samten Region eine tragfähige
und möglichst schonende Lösung
finden müsse. Dabei werde man
sich zunächst dafür einsetzen, die
Lärmbelastung in Ohu durch eine
Einhausung so gering wie mög-
lich zu halten. „Wir müssen nun
Nägel mit Köpfen machen, damit
die möglicherweise betroffenen
Menschen wissen, wie sie dran
sind und wieder planen können“,
machte Dreier deutlich.

Die nächste Sitzung des Dia-
logforums findet statt, sobald
das Verfahren abgeschlossen ist.
Dann will man die drei Varianten
noch einmal im Lichte der lan-
desplanerischen Beurteilung der
Regierung von Niederbayern so-
wie der eingegangenen Stellung-
nahmen der Fachstellen und Ge-
meinden betrachten und sich auf
eine Variante festlegen. DK

LBO-Jahrestagung
in Ingolstadt 

Bayerns Busunternehmer fordern eine zukunftsorientierte
und nachhaltige Mittelstandspolitik 

Mit fast 14.000 Bussen befördern die rund 1.100 bayerischen
Busunternehmen annähernd 800 Mio. Fahrgäste im Nah- und
Fernverkehr. Mehr als 90 % der Busbetriebe im Freistaat sind 
inhabergeführte, mittelständische Familienunternehmen. 

Das Verkehrssystem Bus zeich-
net sich durch ein hohes Maß an
Flexibilität und ein hervorragen-
des Preis- Leistungsverhältnis aus
und stellt in weiten Teilen Bayerns
das Rückgrat eines funktionsfähi-
gen und leistungsstarken umwelt-
freundlichen Nahverkehrssystems
dar. Einen wesentlichen Beitrag
tragen hierzu in Bayern die klei-
nen und mittelständischen Busun-
ternehmen bei.

„Trotz ihrer Erfolgsgeschichte
stehen die Zeichen bei den Busun-
ternehmen in Bayern auf Sturm.
Sie werden zunehmend mit ver-
meidbaren europaweiten Aus-
schreibungen und einem daraus
resultierenden Verdrängungswett-
bewerb konfrontiert. Gleichzeitig
wird seit Jahren die finanzielle
Basis der Busunternehmen durch
die eingefrorenen bzw. abgesenk-
ten Finanzhilfen im ÖPNV und
durch ungleiche Wettbewerbsbe-
dingungen geschwächt“, so LBO-
Präsident Heino Brodschelm. 

Im Hinblick auf die Herausfor-
derungen des Klimawandels, der
Globalisierung und der Digitali-
sierung muss das Gebot der Stun-
de eine nachhaltige Stärkung des
Mittelstandes und eine konse-
quente Umsetzung der Ziele des

Mittelstandspaktes Bayern sein.
Der LBO fordert die bayerische
Staatsregierung und den Landtag
auf, mittelstandsgerechte finanzi-
elle und ordnungspolitische Rah-
menbedingungen zu erhalten und
weiter zu entwickeln. Hierzu
zählen eine Dynamisierung der
unternehmensbezogenen Finanz-
hilfen für den allgemeinen ÖPNV
und der Investitionsförderung
nach Maßgabe des Bayerischen
Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetzes.

Der LBO erinnert daran, dass
die Staatsregierung im Rahmen
des Mittelstandspakts der Er-
höhung von Steuern und Abgaben
eine Absage erteilt hat. Hierzu
muss weiterhin auch ein klares
Nein zur Maut für das umwelt-
freundliche Verkehrsmittel Omni-
bus zählen. Gleichermaßen sind
Fahrverbote abzulehnen, die den
Einsatz von Omnibussen in Frage
stellen. Mit einem Durchschnitts-
alter von 8,6 Jahren verfügt Bay-
ern über eine der modernsten Bus-
flotten in Deutschland. Brod-
schelm appelliert an Staatsmini-
ster Herrmann, die Ampeln für
den sicheren und umweltfreundli-
chen Verkehrsträger Omnibus
stets auf grün zu stellen. 

Zweite Stammstrecke:

Moderne Mobilität für
München und das Umland

„Ich freue mich, dass die 2. Stammstrecke gebaut wird. Sie
hilft nicht nur München selbst, mehr noch ist sie ein Projekt
für das Umland. Nicht zuletzt profitiert auch die Umwelt,
weil dadurch mehr Verkehr von der Straße auf die Schiene
gebracht wird“, sagte Thomas Schmid, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Bayerischen Bauindustrieverbandes, als Reaktion auf
die Unterzeichnung der Realisierungsvereinbarung zum Bau
der Zweiten S-Bahn-Stammstrecke in München zwischen
dem Freistaat Bayern und dem Bundesverkehrsministerium
in München. 

„Ministerpräsident Seehofer hat vollkommen Recht, wenn er
von einem Historischen Tag für München, für das Umland und vor
allem für die kleinen Leute spricht,“ so Schmid. Denn nur mit der
Zweiten Stammstrecke ist es möglich, das Umland mit einem lei-
stungsfähigen Schienennahverkehrskonzept mit der Landeshaupt-
stadt zu verbinden. Schmid: „Dazu gehört endlich auch eine zeit-
gemäß schnelle Schienenverbindung zum Flughafen.“ „Besonders
will ich auch hervorheben, welche Anstrengungen Bayern und der
Bund unternommen haben, damit dieses Großprojekt zum Vorbild
wird, wie Großprojekte erfolgreich durchgeführt werden können.“

Geplanter Risikopuffer

Ausgehend von den Erkenntnissen der Kommission Großpro-
jekte beim Bundesverkehrsministerium, die 2015 ihren Ab-
schlussbericht vorgelegt hat, hat man von Anfang an alle denkba-
ren Risiken identifiziert und eingepreist. Dafür ist ein Risikopuffer
von 600 Mio. Euro vorgesehen, den der Bund und Bayern im Ver-
hältnis 60:40 tragen.

Wie von der Kommission empfohlen, wird der Bau als Partner-
ring-Projekt durchgeführt mit ständiger Risikoanalyse. „Das sind
jedenfalls die besten Voraussetzungen, dass es auch in der Ab-
wicklung ein Leuchtturm-Projekt wird, wie es der Ministerpräsi-
dent ausdrückte“, betonte Schmid abschließend. 
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LEW-Technologiezentrum in Königsbrunn.

> über 100 verschiedene Modelle energiesparender Straßen- und Objektbeleuchtung
> intelligente Lichtsteuersysteme 
> Ideen für die Einbindung von Batteriespeichern und Elektromobilität

Informieren Sie sich unter www.lew-technologiezentrum.de 

Gut zu wissen: Nach Vereinbarung 

bieten wir Führungen für Kommunen, 

Geschäfts- und Gewerbekunden durch 

das LEW-Technologiezentrum.

V. l.: Andreas Kleiner, Vorstand BVS;I Florian Dähn, VET Lea-
sing; Volker Kretschmer, ATON Lichttechnik Martin Reh, WiRE
Umwelttechnik; Frank Stiller, Hörmann KN; Klaus Thurnhuber,
Bürgermeister Warngau; Stephan Boettger, hsp Advice; Manfred
Wagner, Energiewende Oberland und Besucher. 

Freier Wettbewerb bei Umrüstung
auf LED Straßenleuchten

Die Gemeinde Warngau nutzt den freien Wettbewerb – ohne eigene Haushaltsmittel

Dass auch bei einfachen Sanierungsmaßnahmen, trotz eines
bestehenden Vertrages über die Straßenbeleuchtung, eine re-
gelmäßige Ausschreibungspflicht für Kommunen besteht, war
Gegenstand eines Experten-Meetings in der oberbayerischen
Gemeinde Warngau (Landkreis Miesbach). Im Mittelpunkt
stand dabei insbesondere die Aufforderung an die Rathäuser,
zur Schaffung von mehr Wettbewerb gezielt Anbieter aus dem
Mittelstand einzubinden.

Mehr als 30 Teilnehmer infor-
mierten sich anhand des Warn-
gau-Models darüber, welche
Vorteile eine „Umrüstung streng 
nach Vergaberecht“ bringen
kann. Auf Einladung des Bun-
desverband Straßenbeleuchtung
und Infrastruktur für den öffent-

lichen Sektor (BVSI) zeigten
verschiedene Fachleute auf, wie
Straßenleuchten im freien Markt
zeitnah, umfassend und vor al-
lem haushaltsneutral umgerü-
stet werden können. Denn auch
ohne eigene Haushaltsmittel
können die Kommunen mittels

alternativer Betreibermodelle
(Kommunale Nutzungsverein-
barung) dazu beitragen, die En-
ergiewende in Bayern Wirklich-
keit werden zu lassen.

Ausschreibung ist Pflicht –
auch bei 
bestehenden Verträgen

Besonderes Interesse fand das
Referat vom Experten für das
Vergaberecht, Herrn Stephan
Böttger (hsp Advice) zur ge-
setzlichen Verpflichtung der
Kommunen, anfallende Sanie-
rungen und Umrüstungen auch
bei Bestehen eines Straßenbe-
leuchtungsvertrages ausschrei-
ben zu müssen.

Viele Kommunen werden bei
der Umrüstung ihrer Straßenbe-
leuchtung oft durch mangelnde
technische, rechtliche, organisa-
torische oder wirtschaftliche
Kenntnisse gebremst. Und das
obwohl der Umstieg auf LED-
Technik Energieverbräuche, Kos-
ten und CO2-Emissionen meist
um 60 Prozent und mehr redu-

ziert. Während auf der kommu-
nalen Seite personelle und zeit-
liche Ressourcen zur Planung
und Umsetzung entsprechender
Maßnahmen oft eher knapp
sind, kommt es bei den aktu-
ellen Vertragspartnern, meist
überregionale Energieversorger,
häufig zur Blockade-Politik.

Da die Umstellung auf LED-
Technik deren wirtschaftlichen In-
teressen entgegensteht, werden
Abhängigkeiten und fehlende
Vertragskenntnis ausgenutzt, be-
sonders hinsichtlich der tatsächli-
chen Eigentumsverhältnisse der
Straßenbeleuchtungsanlagen.
Dies führt in vielen Fällen dazu,
dass bestehende Verträge unter
Umgehung der existierenden Aus-
schreibungsvorschriften leichtfer-
tig einfach erweitert werden. 

Umsetzung trotz 
Widerstand der
bisherigen Betreiber

Die Gemeinde Warngau zeig-
te anhand ihres eigenen Vorge-
hens auf, wie trotz dieser Hin-
dernisse eine gesamtheitliche
Umrüstung auf LED-Technik in
einer einzigen Sanierungsmaß-
nahme dennoch gelingen kann.
Trotz eines bestehenden und
noch laufenden Straßenbeleuch-
tungsvertrages und gegen den
intensiven, langjährigen Wider-
stand des aktuellen Betreibers,

einem überregionalen Energie-
konzern.

In Warngau wurde die nach
Vergaberecht geforderte, regio-
nale Mittelstandsförderung er-
füllt. In einem freien Wettbe-
werb der Bieter und insbeson-
dere ohne den Einsatz eigener
Haushaltsmittel. Als Abrundung
konnten sich die interessierten
Gemeindevertreter bei einer
anschließenden Besichtigung
vom Projektentwickler Martin

Reh (WiRE Umwelttechnik)
über die neu installierten LED-
Leuchten des deutschen Her-
steller ATON und die praktische
Umsetzung in Warngau aus er-
ster Hand informieren lassen.

Die Veranstalter freuen sich
nach Ablauf der Tagung über
die rundum positive Resonanz
und verweisen schon jetzt auf
das 2. Warngauer Forum am 
17. Januar 2017 am gleichen
Ort. Rüdiger Lehmann

Revolution der Scheinwerfertechnologie:

Mercedes leuchtet
in HD-Qualität 

Die Zukunft des Autolichts liegt für die Mercedes Entwickler im
blendfreien Fernlicht in HD-Qualität. Die revolutionäre Schein-
werfertechnologie glänzt mit höchster Performance und ermög-
licht Kommunikation und wegweisende Fahrerassistenz. Im neu-
en Scheinwerfer in HD-Qualität arbeiten Chips mit über einer
Million Mikrospiegeln, also über zwei Millionen insgesamt pro
Fahrzeug. Die für die Lichtsteuerung notwendige intelligente An-
steuerungslogik wurde von Mercedes-Benz selbst entwickelt. 
Algorithmen erhalten über die Fahrzeugsensoren detaillierte In-
formationen über die Umgebung und berechnen daraus in Echt-
zeit den Helligkeitswert für jedes der über zwei Millionen Pixel. 

Mit dieser Dynamik und Präzi-
sion schafft dieses intelligente Sy-
stem nahezu unbegrenzte Mög-
lichkeiten einer idealen, hochauf-
gelösten Lichtverteilung, die sich
optimal an die Umgebungsbedin-
gungen anpasst. „Entscheidend
ist nicht die Technologie im
Scheinwerfer, sondern die digita-
le Intelligenz dahinter“, betont
Gunter Fischer, Leiter Karosse-
rieentwicklung Exterieur und
Fahrzeugbetriebssysteme bei der
Daimler AG. Die Innovation
wurde von Mercedes-Benz ge-
meinsam mit zwei Partnerfirmen
entwickelt und ist ein gutes Bei-
spiel für die intern enge Zusam-
menarbeit zwischen der Daimler
Forschung und der Pkw-Ent-
wicklung auf dem Weg zur Seri-
enreife.

Sensoren wie Kameras oder
Radar erkennen andere Verkehrs-
teilnehmer, leistungsstarke Rech-
ner werten die Daten sowie digi-
tale Karten in Millisekunden aus
und geben den Scheinwerfern die
Kommandos zur Anpassung der
Lichtverteilung in allen Situatio-
nen. Das Resultat: optimale Sicht
für den Fahrer ohne Blendung an-
derer Verkehrsteilnehmer sowie
innovative Funktionen mit einem
Plus an Sicherheit.„Wir streben
mit unserer Strategie „DIGITAL
LIGHT“ nicht nach Weitenrekor-
den, sondern wollen mit digita-
lem Licht beste Sicht und höchste
Brillanz ohne Blendwirkung er-
reichen. Innovative Funktionen
zur Unterstützung des Fahrers
und Inszenierungen zur Kommu-
nikation mit anderen Verkehrs-
teilnehmern optimieren die Si-
cherheit bei Nachtfahrten deut-
lich“, betont Gunter Fischer.

Mercedes-Benz will mit „DI-
GITAL LIGHT“ nicht nur für je-
de Fahrsituation die ideale Licht-
verteilung erzielen, sondern den
Fahrer in kritischen Situationen
wie beispielsweise einer en-
gen Baustellendurchfahrt gezielt
führen und unterstützen. Dazu
wird es möglich sein, Lichtspuren
auf die Straße zu projizieren, die
fehlende Fahrbahnmarkierungen
ersetzen. Zudem können digitale
Lichtsysteme Botschaften wie
Richtungspfeile oder Warnhin-
weise auf die Straße beamen. Via
„DIGITAL LIGHT“ kommuni-
ziert das Auto künftig auch mit
anderen Verkehrsteilnehmern: So
können beispielsweise Symbo-
le oder ein Zebrastreifen für

Fußgänger projiziert werden. Da-
mit liefert „DIGITAL LIGHT“
wichtige Beiträge zur Verkehrssi-
cherheit und Bausteine auf dem
Weg zum unfallfreien und auto-
nomen Fahren – als integraler Be-
standteil der Gesamtstrategie
INTELLIGENT DRIVE. Was
2015 im Forschungsfahrzeug
F015 noch als Vision vorgestellt
wurde, ist jetzt in Demofahrzeu-
gen umgesetzt und in naher Zu-
kunft auf der Straße.

Der Scheinwerfer
wird zum Beamer

Im neuen Scheinwerfer in HD-
Qualität arbeiten Chips mit über
einer Million Mikrospiegeln. Da-
bei wird das Licht in winzige Pi-
xel aufgeteilt. Je kleiner diese
Lichtpixel werden, desto besser
kann das System auf unterschied-
liche Situationen reagieren, desto
präziser können Objekte und Pas-
santen angeleuchtet und gleich-
zeitig einzelne Bereiche gezielt
ausgeblendet oder abgedimmt
werden. Das schafft beste Sicht
für den Fahrer, ohne andere Ver-
kehrsteilnehmer zu blenden.

Seine neu entwickelte HD-
Software-Lichtverteilung wird
Mercedes-Benz im Rahmen von
„DIGITAL LIGHT“ künftig mit
zwei Hardware-Scheinwerfersy-
stemen einsetzen:
 Für maximale Auflösung und
Performance setzt Mercedes-
Benz auf mehr als eine Million
Lichtpunkte pro HD-Schein-
werfer mit einer neuartigen Be-
amertechnologie. Angeregt von
Hochstrom-Leuchtdioden strah-
len insgesamt über zwei Millio-
nen Mikrospiegel auf die Fahr-
bahn – jeder einzelne Spiegel
kann bewegt werden. Erste Pro-
totypen sind bereits in Demon-
strationsfahrzeugen verbaut und
wurden im November 2016 der
Öffentlichkeit im Rahmen von
Nachtfahrten präsentiert.
 Der im Oktober 2016 vorge-
stellte neue, hocheffiziente und
sehr kompakte LED-Chip aus
dem Verbundforschungsprojekt
μAFS wird sich in absehbarer
Zukunft in Mercedes-Benz Fahr-
zeugen wiederfinden. Vier je-
weils mit 1.024 einzeln ansteuer-
baren Lichtpunkten versehene
LED-Chips sind hier pro Schein-
werfer verbaut. Im Fahrzeug er-
geben sich damit 8.192 einzeln
ansteuerbare Lichtpixel. 
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VBS-Jahrestagung 2016 in Bad Wörishofen: 

Kreislaufwirtschaft leistet wichtigen
Beitrag zum Umweltschutz

In Bad Wörishofen hielt der Verband der Bayerischen Entsor-
gungsunternehmen e. V. (VBS) seine Jahrestagung ab. Unter-
stützung erfuhr der VBS durch die klaren ordnungspolitischen
Aussagen von Reiner Holznagel, Präsident des Bundes der
Steuerzahler, der sich deutlich gegen den Trend zur kommuna-
len Verstaatlichung der Hausmüllabfuhr stellte. Erfreulich war
die sehr hohe Beteiligung: VBS-Präsident Otto Heinz konnte
320 Gäste und Mitglieder begrüßen. 

Die Festrede hielt in diesem
Jahr Bayerns Umweltministerin
Ulrike Scharf. Staatsministerin
Scharf führte aus, dass Bayern
mit einer Verwertungsquote von
über 70 Prozent einen Spitzen-
platz belege und damit auf dem

Weg in eine Recyclinggesell-
schaft sei. Damit leiste die
bayerische Abfallwirtschaft ei-
nen wichtigen Beitrag zum
Schutz der Umwelt. Lobend
hob die Staatsministerin das En-
gagement des VBS als Partner

der Bayerischen Klima-Allianz
hervor. 

VBS-Präsident Otto Heinz
mahnte in seiner Begrüßung ei-
ne zügige Lösung bei der aktu-
ellen Entsorgungsproblematik
von HBCD-haltigem Dämm-
material an. 

Steuerzahlerbund 
kritisiert Verstaatlichung
der Hausmüllabfuhr

Durch die deutlichen ord-
nungspolitischen Aussagen von
Reiner Holznagel, Präsident des
Bundes der Steuerzahler, erfuhr
der VBS prominente Unterstüt-
zung in seinem Kampf gegen
den aktuellen Trend zur Ver-
staatlichung der Hausmüllab-
fuhr in den Kommunen – der
sogenannten „Rekommunalisie-
rung“. So steht der Steuerzah-
lerbund dem Eingreifen der
Kommunen in die Privatwirt-
schaft grundsätzlich kritisch ge-
genüber. 

Ein Höhepunkt der diesjähri-

gen Tagung war die öffentliche
Hauptveranstaltung. Unter dem
Motto „Unternehmensphiloso-
phien in der Entsorgungswirt-
schaft – gestern, heute, morgen“
diskutierten die BDE-Altpräsi-
denten Norbert Rethmann und
Gustav Dieter Edelhoff mit
VBS-Altpräsident Reinhard
Büchl und Otto Heinz (VBS-
Präsident). 

Auf große Zustimmung stieß
der Hinweis von Norbert Reth-
mann, der wenig von seitenlan-
gen, detaillierten Compliance-
Regeln zur guten Unterneh-
mensführung hält, und stattdes-
sen seinen Unternehmerkolle-
gen eine Orientierung an der
Bergpredigt und den 10 Gebo-
ten empfahl. 

Die Mitgliederversammlung
wählte erneut einstimmig Ri-
chard Meindl zum Vizepräsiden-
ten. Gewählt wurde ferner der
erweiterte Vorstand: Reiner
Büchl, Michael Buchheit, Frank
Gärtner, Matthias Harms und
Markus Wittmann.

Die Jahrestagung war mit 320
Teilnehmern sehr gut besucht.
Neben den Mitgliedern nahmen
zahlreiche geladene Gäste aus
Politik, Verwaltung, befreunde-
ten Verbänden und diverser
weiterer Institutionen an der Ta-
gung teil. 

Bayerns Umweltministerin Ulrike Scharf gemeinsam mit 
VBS-Präsident Otto Heinz. 

„Kein Stahl ohne
Schlacke“

4. Symposium der Max Aicher Unternehmensgruppe
in Meitingen

Im SGL-Forum in Meitingen fand das 4. Schlacken-Sympo-
sium unter dem Motto „Kreislaufwirtschaft stabil weiterent-
wickeln“ statt. Nach den erfolgreichen Veranstaltungen der
Jahre 2011, 2012 und 2014 wurde Meitingen auch dieses Jahr
für zwei Tage wieder zum Mittelpunkt der deutschen und 
europäischen Stahlindustrie. 

Mit einem interessanten The-
menmix aus Forschung, Umwelt
und rechtlichen Entwicklungen
lockte das Organisationsteam um
Dr. Dirk Mudersbach, Leiter For-
schung und Entwicklung der
Max Aicher Umwelt GmbH, ein
hochkarätiges Redner- und Gä-
stefeld mit mehr als 130 Fachleu-
ten der deutschen und europäi-
schen Stahlwirtschaft sowie der
Recycling-Wirtschaft und Politik
nach Bayern. 

Die diesjährige Veranstaltung
sollte vor allem einen wichtigen
Beitrag zur Information und Auf-
klärung in Bezug auf die vielfälti-
gen Anwendungsmöglichkeiten
von Schlacken aus dem Stahlher-
stellungsprozess leisten. Immer
wieder zeigt sich leider, dass ent-
gegen der politischen Vorgaben
auf Bundes- und Landesebene
zum bevorzugten Einsatz von
Recyclingbaustoffen der Einsatz
von Stahlwerksschlacken zu Un-
recht und wegen Unwissenheit,
Fehlinformation und falsch moti-
viertem politischen Druck unter-
bunden wird. 

Die Öffentlichkeit aufklären

Thomas Reiche, Geschäftsfüh-
rer des FEhS – Institut für Bau-
stoff-Forschung e.V., führte dazu
in seiner Rede und in der an-
schließenden Diskussionsrunde
aus, dass es aus seiner Sicht eine
ganz wesentliche Zukunftsaufga-
be der Wirtschaft und speziell der
Stahlindustrie sei, mehr an der
Aufklärung der Öffentlichkeit
über die Einsatzmöglichkeiten
von Schlacken zu arbeiten und
noch stärker anhand positiver
Projekte und wissenschaftlicher
Arbeit zur Information beizutra-
gen. Ein breiter Konsens inner-
halb der Bevölkerung müsse das
Ziel der Öffentlichkeitsarbeit sein
– die Behörden allein zu überzeu-
gen, werde nicht zum Ziel führen.

Fokus auf 
künftiges Regelwerk

RDir Michael Heugel, Bundes-
ministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau- und Reaktorsicher-
heit, thematisierte in seinem Vor-
trag das zukünftige Regelwerk
zur Beurteilung der Einsatzfähig-
keit von Eisenhüttenschlacken,
die Ersatzbaustoffverordnung im
Rahmen der neuen Mantelver-
ordnung. Er verwies darauf, dass
der lang erwartete Referentenent-
wurf noch in diesem Jahr veröf-
fentlicht wird und die Mantelver-
ordnung noch in dieser Legisla-
turperiode verabschiedet wer-
den soll. Dann herrscht endlich
bundeseinheitlich Rechtssicher-
heit zur Bewertung der Eisen-

hüttenschlacken in Bezug auf
deren Umweltverträglichkeit.

Prof. Dr. Andrea Versteyl, avr –
Andrea Versteyl Rechtsanwälte
Berlin, klärte über die rechtlichen
Rahmenbedingungen zur Verwer-
tung von Stahlwerksschlacken auf.
„Der Einbau von Schlacke z.B.
in Straßenbaumaßnahmen wird
durch die derzeitige rechtliche Si-
tuation in Bayern praktisch verhin-
dert, auch wenn diese Regelung
gegenüber allen anderen Bundes-
ländern und der Ersatzbaustoffver-
ordnung abweicht. Bis zum In-
krafttreten dieser Verordnung be-
steht allerdings keine Rechtssi-
cherheit – leider ist der Zeitpunkt
dafür noch nicht absehbar.“

Nord-Süd-Gefälle

Dr. Dirk Mudersbach themati-
sierte in seinem Vortrag zum
Spannungsfeld zwischen An-
spruch und Realität im Bereich
der Forschung und Entwicklung
zur nachhaltigen Nutzung der
Elektroofenschlacken in Deutsch-
land und Europa das Nord-Süd-
Gefälle innerhalb der Bundesre-
publik. In Europa sei es selbstver-
ständlich, dass die Elektroofen-
schlacken im Straßenbau, ja sogar
im Hoch- und Tiefbau, im Beton
eingesetzt werden. Auch hierzu-
lande - außerhalb Bayerns - dürfe
die Elektroofenschlacke in hoch-
wertigen Anwendungen genutzt
werden. „Nur in Bayern verhin-
dert ein spezielles Regelwerk zur
Verwendung der Elektroofen-
schlacken vergleichbare Anwen-
dungen. Diese Diskriminierung
der Schlacke aus Bayern muss
vom Tisch“, so Mudersbach.

Wertvoller Rohstoff

Mag. Simon Zeilberger, kauf-
männischer Geschäftsführer der
Lech-Stahlwerke GmbH, zeigte
sich erfreut über die rege Teilnah-
me am diesjährigen Symposium.
„Wir werden alles daran setzen
den Rohstoff Schlacke ins rechte
Licht zu rücken. Schlacke ist ein
wertvoller Rohstoff. Und ich
wünsche mir, dass vor allem die
Kritiker sich auf einer sachlichen
Ebene bei uns informieren, mit
uns ins Gespräch treten und viel-
leicht dann für das nächste Sym-
posium unserer Einladung folgen.
Denn auch dieses Jahr haben die
Bürgerinitiativen als größte Kriti-
ker die Einladung zur sachlichen
Diskussion ausgeschlagen. Dies
ist insofern sehr bedauerlich, da
die Veranstaltung neben den aktu-
ellen Forschungsthemen auch auf
die Diskussion mit der Öffentlich-
keit abzielt. Wir werden auch zu
den kommenden Symposien die
Bürgerinitiativen einladen.“ 

Alternativen zum 
Holsystem mittels Biotonne
Um eine akzeptable Sammelmenge zu erzielen, ist die Schaf-
fung eines ausreichenden Netzes an Annahmestellen erforder-
lich. Dies berücksichtigt zum einen die fehlende Lagermög-
lichkeit bei Küchen- und Speiseabfällen und zum anderen ist
ein ausreichendes Angebot an Annahmestellen Voraussetzung
zur Nutzung des Bringsystems durch die Haushalte. Die An-
zahl der Annahmestellen lässt sich nicht allgemeingültig festle-
gen; abgesehen von dem Hinweis, dass der Sammelerfolg umso
höher ist, je dichter das Angebot an Annahmesteilen ist. So ver-
fügt der Landkreis Birkenfeld über eine Dichte von ca. 
110 Einwohner je Annahmesteile und die Stadt Landshut über
eine Dichte von ca. 85 Einwohner je Annahmestelle. 

Die Mehrzahl der öffentlich
rechtlichen Entsorgungsträger
mit Bringsystem verfügt über ein
weniger dichtes Netz an Annah-
mestellen, hier werden je Stadt
oder Gemeinde mindestens je ei-
ne Annahmestelle angeboten, ab-
hängig von der Größe der Kom-
mune. Häufig befinden sich diese
Annahmestellen auf eingezäun-
ten Wertstoffhöfen der Kommu-
nen, was den Vorteil einer Über-
wachung der Leerungen hat, aber
den Nachteil einer eingeschränk-
ten Nutzung zu den Öffnungszei-
ten der Wertstoffhöfe mit sich
bringt. 

Um bei diesem Konzept den-
noch eine ausreichende Sam-
melmenge zu erreichen, kommt
der regelmäßigen Öffentlich-
keitsarbeit, auch während des
Betriebs des Bringsystems, eine
hohe Bedeutung zu. Der viel-
fach vermutete Nachteil erhöh-
ter Fehlwürfe bei frei zugängli-
chen Annahmestellen hat sich in
der Praxis, vor allem bei regel-
mäßiger Öffentlichkeitsarbeit,
nicht bestätigt.

Der inhaltliche, aber auch der
kostenmäßige Umfang der Öf-
fentlichkeitsarbeit darf nicht

unterschätzt werden. Die Veröf-
fentlichung einer Pressemeldung
kurz vor Start des Bringsystems
ist nicht ausreichend. Stattdessen
sind alle Elemente eines Kommu-
nikationskonzeptes - Zielgrup-
pen, Kommunikationskanäle und
-maßnahmen - mit entsprechen-
dem zeitlichen Vorlauf zu planen
und unter Einhaltung eines eben-
falls festzulegenden Zeitplans
umzusetzen. Insbesondere die
Berücksichtigung des Informa-
tionsbedarfs der unterschiedli-
chen Zielgruppen ist wesentliches
Merkmal einer erfolgreichen Öf-
fentlichkeitsarbeit 

Frühzeitig kommunizieren

Neben den Bürgerinnen und
Bürgern in einem Landkreis sind
dies z. B. die politischen Gremien,
Städte und Gemeinden (Leitungs-
und Sachbearbeitungsebene), re-
gionale Medien (Presse, Regional-
fernsehen), die eigenen Mitarbei-
ter der Abfallwirtschaft (auch an
den Annahmesteilen) sowie Ver-
waltungen von Großwohnanla-
gen. Ferner kann das Gewerbe
einbezogen werden und eine früh-
zeitige Kommunikation mit regio-

Neue bayerische Leitlinien in Sachen Dämmstoffe: 

Ein Schritt nach vorn 
Aus Sicht des Verbandes der Bayerischen Entsorgungsunterneh-
men e.V. (VBS) sind die vom Landesamt für Umwelt (LfU)  veröf-
fentlichten Maßnahmen geeignet, für eine kurzfristige Entspan-
nung der kritischen Lage bei der Entsorgung von HBCD-haltigen
Dämmstoffen zu sorgen. Allerdings stellt dies keine dauerhaft
tragbare Lösung für die zuletzt schwierige Entsorgungssituation
in Bayern dar. 

VBS-Präsident Otto Heinz sagt
dazu: „Wir begrüßen, dass das
LfU die von uns gemeinsam mit
der vbw Vereinigung der Bayeri-
schen Wirtschaft und weiteren
betroffenen Verbänden erarbeite-
ten Vorschläge in weiten Teilen
aufgegriffen hat. Dies kann aller-
dings nur eine Behelfslösung
darstellen; notwendig ist es aus
unserer Sicht, dem Vorschlag
des Bundesumweltministeriums
zu folgen und im Bundesrat eine
Entschließung zur Änderung der
Abfallverzeichnisverordnung zu
verabschieden. Dann würden
HBCD-haltige Abfälle weiter-
hin als nicht gefährlich einge-
stuft, wie beispielsweise in un-
serem Nachbarland Österreich
praktiziert.“ 

Zum Hintergrund: Viele Müll-
verbrennungsanlagen auch in

Bayern dürfen HBCD-haltiges
Dämmmaterial seit dem 30. Sep-
tember 2016 wegen einer neuen
Regelung nicht mehr annehmen,
da diese Anlagen keine gefährli-
chen Abfälle verbrennen dürfen.
Dabei ist es unter Experten un-
strittig, dass die energetische Ver-
wertung in Müllverbrennungs-
anlagen der geeignetste Ent-
sorgungsweg für HBCD-haltige
Dämmstoffe ist. Eine entspre-
chende Studie an der MVA
Würzburg ergab, dass die in den
Dämmmaterialien enthaltenen
HBCD bei der thermischen Be-
handlung vollständig zerstört
werden.

Aufgrund der neuen Regelung
blieben Entsorger und Baubetrie-
be in einigen Regionen Bayerns
zuletzt auf den Dämmstoffabfäl-
len sitzen. 

Präsentation von Bertelsmann Stiftung und Difu:

Monitor
Nachhaltige Kommune 

Berlin. Die Mehrzahl der Kommunen steht zu einer nachhalti-
gen Entwicklung. Allerdings war es bisher schwierig, den 
Erfolg des nachhaltigen Handelns zu messen. Der von der
Bertelsmann Stiftung in Zusammenarbeit mit dem Deutschen
Institut für Urbanistik in Berlin entwickelte „Monitor Nach-
haltige Kommune“ liefert dazu nun die Möglichkeit: Er zielt
darauf ab, den Stand der nachhaltigen Entwicklung in deut-
schen Kommunen transparent zu machen und die Entwick-
lung eines wirkungsorientierten Nachhaltigkeitsmanagements
zu unterstützen. 

Im Internet-Portal www.
wegweiser-kommune.de der
Bertelsmann Stiftung können
Kommunen mit mehr als 5.000
Einwohnern ihre individuellen
Werte und Entwicklungsver-
läufe abrufen und mit den Wer-
ten anderer Kommunen ver-
gleichen. Zwei Veröffentli-
chungen fassen die detaillier-
ten Ergebnisse zusammen, sie
stehen als PDF kostenfrei im
Netz bereit.

Obwohl Städte, Gemeinden
und Kreise bei der Umsetzung
von Nachhaltigkeitsstrategien
des Bundes und der Länder ei-
ne wichtige Rolle spielen, gibt
es wenige gesicherte Erkennt-
nisse darüber, wie nachhal-
tig Deutschlands Kommunen
tatsächlich sind und mit wel-
chen Themen sie sich beschäf-
tigen. Diese Lücke soll der
auch von den kommunalen
Spitzenverbänden unterstützte

neue „Monitor Nachhaltige
Kommune“ schließen.

Thematische Favoriten

Die im Rahmen des Monitors
durchgeführte Befragung der
Stadtspitzen deutscher Städte und
Kreise zeigt, wie nachhaltig
Deutschlands Kommunen han-
deln. Fast 90 Prozent der befrag-
ten Kommunen betonen, dass das
Thema für sie sehr wichtig bzw.
wichtig ist. Dabei stehen die The-
men Haushaltsführung, Bildung,
Wohnen und Wohnumfeld sowie
Klima und Energie in den befrag-
ten Kommunen derzeit hoch im
Kurs. Gleichzeitig wird allerdings
dem Engagement für Armut, Si-
cherheit, Gesundheit und Pflege
sowie für die „Eine Welt“ eher
nachrangige Bedeutung beige-
messen. 

Dies kann als Defizit bewertet
werden: Die Vereinten Nationen
betonen in ihrer Resolution zu
den neuen globalen Zielen
(„Sustainable Development 
Goals“), dass die Beseitigung
der Armut ein zentraler Aspekt
und eine Vorbedingung für
nachhaltige Entwicklung ist,
und das gilt nicht nur global,
sondern trifft auch auf deutsche
Kommunen zu.

Indikatorenkatalog

Neben der Befragung zum
Nachhaltigkeitsmanagement
wurde im Monitor Nachhaltige
Kommune ein umfassender Indi-
katorenkatalog entwickelt, der
dem Monitoring und der Evalua-
tion von nachhaltiger Entwick-
lung dient. Von insgesamt 125
Indikatoren aus den zentralen
kommunalen Aufgabenbereichen
werden insbesondere 37 soge-
nannte Kernindikatoren empfoh-
len. Zu diesen erfolgten eine
flächendeckende Datenerhebung
sowie statistische Analysen zu
Zusammenhängen zwischen den
Indikatoren. 

nalen Dienstleistern erhöht die
Anzahl wirtschaftlicher Angebote
bei Ausschreibungen der Samm-
lung und Verwertung der Bioab-
fälle. Für die Zielgruppen sind im
Anschluss die geeigneten Kom-
munikationskanäle zu definieren;
neben den bekannten Printmedien
ist vor allem eine Kommunikation
über die Homepage hilfreich, da
mittlerweile eine hohe Anzahl an
Haushalten über einen Internetzu-
gang verfügen.

Beispiele sind Informationen
an die Haushalte, Abstimmung
mit den Gemeinden, Pressemit-
teilungen, Anzeigen in regionalen
Medien, Einrichtung Hotline,
Veranstaltungen in den Kommu-
nen und ggf. in Schulen oder auch
die Produktion eines Informati-
onsvideos. Diese Beispiele zei-
gen, dass für die Kommunikation
ausreichend Zeit einzuplanen ist.
Wichtig ist, dass neben den Maß-
nahmen ein abgestimmter Zeit-
plan erstellt wird.

erschienen am: 2016-11-26
im europaticker
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Wir machen es möglich.
Mit unseren kommunalen Förderprogrammen.

Mit unserer Fördervielfalt:
www.klimaschutz.de/moeglich

Mit persönlicher Beratung vom Service- und Kompetenz-
zentrum: Kommunaler Klimaschutz (SK:KK): (030) 390 01 - 170

AKU-Landesversammlung in Augsburg:

Naturschutz in Bayern
Landtag und Staatsregierung haben seit der Gründung des eigen-
ständigen Umweltministeriums im Jahr 1970 viel geleistet, um die
natürlichen Lebensgrundlagen, die Vielfalt der Lebewelt und die
Schönheit der Landschaft zu bewahren. Gleichzeitig wachsen aber
die Ansprüche des Menschen an den nicht vermehrbaren Frei-
raum. In diesem Zusammenhang ist entscheidend, dass die Politik
stets ihre Glaubwürdigkeit behält und einem nachhaltigen Aus-
gleich zwischen Ökologie und Ökonomie ermöglicht.

Mit den grundsätzlichen Erfor-
dernissen des Naturschutzes in
Bayern wie Landschaftspflege,
Naturparke und Begrenzung des
Flächenverbrauchs setzten sich
die Mitglieder des Arbeitskreises
für Umweltsicherung und Lan-
desentwicklung bei ihrer Landes-
versammlung in Augsburg aus-
einander.

Nach der Einführung durch
Landesvorsitzenden Josef Göppel,
MdB und Impulsreferaten von
Ludwig Sothmann (Landesbund
für Vogelschutz in Bayern e.V.),
Dr. Christiane Margraf (Bund Na-
turschutz in Bayern e.V.) sowie
Nicolas Liebig (Sprecher der
Bayerischen Landschaftspflege-
verbände) stand der von den Dele-
gierten verabschiedete Leitantrag
„Naturschutz in Bayern“ im Mit-
telpunkt der Diskussion.

„Wo naturnahe Flächen ge-
schmälert werden, müssen an an-
derer Stelle neue Rückzugsräume
entstehen oder bisher intensiv ge-
nutzte Flächen in nachhaltige Nut-
zung gebracht werden“, heißt es
darin. „Der Freikauf von Eingrif-
fen in die Natur mit Geld muss
nachrangig bleiben.“

Die Einbeziehung der Land-
wirte in den Naturschutz sei ein
Markenzeichen Bayerns. Die
EU-Agrarförderung müsse nun
so weiter entwickelt werden, dass
die Entschädigungssätze im bäu-
erlichen Naturschutz nicht nur
Mehrkosten und entgangene Er-
löse, sondern auch die Dienstlei-
stung zum Erhalt von Gemeingü-
tern abdecken. Bäuerlicher Natur-
schutz müsse eine echte Einkom-
menswirkung erhalten. 

Bayern sei auch die Keimzelle
der Landschaftspflegeverbände,
die mit ihrer Drittelparität aus
Kommunalpolitikern, Landwirten
und Naturschützern zu einem Er-
folgsmodell wurden. „Wir plädie-
ren für eine Anhebung ihrer Pro-

jektmittel, weil sich aktuell in
Südbayern neue Landschaftspfle-
geverbände gegründet haben“,
lautet eine weitere Forderung.

Die Ankündigung der Schaf-
fung eines dritten Nationalparks
in Bayern wird als „erfreuliches
und mutiges Signal“ gewertet.
Zwar legt sich der AKU aktuell
nicht auf ein Gebiet fest, betont
aber, „dass die Schaffung des drit-
ten bayerischen Nationalparks mit
einem tatsächlichen Mehrwert für
die Natur verbunden sein muss.
Eine Umdeklaration vorhandener
Schutzgebiete würde diesem Ziel
nicht gerecht.“ Notwendig sei er-
gänzend ein auf die gesamte Lan-
desfläche zielendes Programm,
das Naturschutz und damit Biodi-
versität in Bayern langfristig si-
cherstellt. Als Beispiel dafür solle
das Grüne Band Europa entlang
der bayerischen Grenzen ausge-
baut werden.

Naturparke und Biosphärenre-
servate umfassen laut AKU rund
ein Drittel der Landesfläche Bay-
erns. Sie schützten von der Rhön
bis in die Allgäuer Alpen einzigar-
tige Kulturlandschaften Bayerns.
Neben ihrer anerkannten Funkti-
on für den Sanften Tourismus und
ihren Potentialen für eine nachhal-
tige Entwicklung in benachteilig-
ten ländlichen Regionen böten
Naturparke und Biosphärenreser-
vate derzeit noch ungenutzte Po-
tentiale für den Schutz der Biodi-
versität in der Fläche und den Na-
turschutz, die der Freistaat Bayern
gezielt aktivieren sollte.

Viele Menschen sähen zwi-
schen „unberührter“ Landschaft
und Windenergie einen Konflikt.
Er werde emotionaler und schär-
fer ausgetragen als alle Debatten
um gewohnte Beeinträchtigungen
wie Verkehrswege und groß-
flächige Gewerbebauten. „Hier
sehen wir die Staatsregierung ge-
fordert, den notwendigen Beitrag

der Windenergie zur Energiewen-
de und den Schutz von Land-
schaft, Natur und gefährdeten Ar-
ten bestmöglich in Einklang zu
bringen und auf einen gesell-
schaftlichen Konsens hierüber
hinzuarbeiten“, erklärt der AKE.
Das Ziel aus dem Energiekonzept
2011 der Bayerischen Staatsregie-
rung, bis 2021 mindestens die
Hälfte des bayerischen Strombe-
darfs aus erneuerbaren Energieträ-
gern auf der eigenen Fläche zu er-
zeugen, müsse in das aktuelle 
Energieprogramm aufgenommen
werden. Dabei sollte immer der
tatsächliche Elektroenergiebedarf
mit berücksichtigt werden, um die
Eingriffe in die Natur so klein wie
möglich zu halten.

Klar abgegrenzte Ortsränder
mit freier Feldflur zur nächsten
Siedlung hin sind nach Auffas-
sung des Arbeitskreises das wich-
tigste Wahrnehmungsmerkmal für
diese positive Bewertung. Jahr-
zehntelang sei dies auch ein
Grundprinzip der bayerischen
Landesplanung gewesen. Mit der
Öffnung aller Anschlussstellen
von Autobahnen und Bundes-
straßen für Gewerbebauten werde
es an vielen Stellen zum bandarti-
gen Zusammenwachsen und Ver-
lust der Freiräume kommen. Dies
schade dem Bild Bayerns und sei-
ner Standortqualität.

„Die Steigerung des Flächen-
verbrauches von 10,8 ha/Tag im
Jahr 2014 auf 13,1 ha 2015 zeigt,
dass in der Landes- und Kommu-
nalpolitik keine Trendwende in
Sicht ist“, heißt es in dem Leitan-
trag. „Wir fordern als Sofortmaß-
nahmen verbindliche Flächenkata-
ster vor der Ausweisung neuer Ge-
werbegebiete und den Übergang
von ebenerdiger Nutzung zum
flächensparenden Geschossbau 
im Gewerbesektor, insbesondere
Handelsgeschäfte.“

Bayern müsse mit all seinen
Potentialen und Möglichkeiten
den Klimavertrag von Paris ziel-
erfüllend umsetzen. Ein bis 2050
in allen Sektoren weitgehender
emissionsfreier Freistaat sei ent-
scheidend für Lebensqualität, Ge-
sundheit, eine intakte Natur sowie
den Erhalt der Heimat. DK

werten vergünstigte Tickets an. 
Der Um- und Ausbau von Infra-

struktur sei kostspielig und der Be-
trieb des ÖPNV regelmäßig defi-
zitär. „Ohne eine angemessene fi-
nanzielle Unterstützung werden
viele Kommunen dies nicht be-
wältigen können.“ Bund und Län-
der hätten einen Kompromiss zur
Neuordnung der Finanzbeziehun-
gen gefunden, der keine gesonder-
te Festlegung zur Deckung der Fi-
nanzbedarfe im Verkehrsbereich
enthält. „Die Länder müssen daher
den Kommunen wie bisher Inve-
stitionsmittel zur Verfügung stel-
len und diese dynamisieren, um
sie dauerhaft in die Lage zu verset-
zen, eine umwelt- und klimage-
rechte nachhaltige Verkehrspolitik
umzusetzen“, fordert der Deutsche
Städte- und Gemeindebund. 

Neben der Bekämpfung von
Emissionen an der Quelle sowie
Verkehrsflussoptimierungen müs-
sen nach Darstellung des Kom-
munalverbandes auch innovative
Ansätze verstärkt gefördert, gete-
stet und eingesetzt werden. Dazu
gehörten beispielsweise neuartige
Pflastersteine, die Stickoxide aus
der Luft abbauen, oder das Pilot-
projekt der Stadt Stuttgart, durch
Moose Feinstaub aus der Luft zu
filtern. 

Daneben müssten sowohl öf-
fentliche als auch private Ar-
beitgeber in Maßnahmen zur
Reduzierung von Emissionen
einbezogen und aktiv werden.
Hierzu gehöre beispielsweise
auch die weitere Flexibilisie-
rung von Arbeitszeiten. Hohe
Schadstoffbelastungen in den
Städten entstünden regelmäßig
zur sog. Rush-Hour, wenn die
Arbeitnehmer zum Betrieb bzw.
nach Hause fahren. Durch eine
Flexibilisierung von Arbeitszei-
ten könnten die üblichen Staus
vor und nach der Arbeit redu-
ziert werden. DK

DStGB-Positionspapier:

Aktionsplan Luftreinhaltung 
Saubere Luft sorgt für eine hohe Lebensqualität in Städten und
Gemeinden und macht sie als Standort attraktiv. Wie der Deut-
sche Städte- und Gemeindebund in einem Positionspapier zur
Luftreinhaltung in Kommunen feststellt, „zeigt die Überschrei-
tung der Grenzwerte in vielen Städten, dass die Verunreinigung
der Luft mit Schadstoffen wie Feinstaub und Stickstoffdioxiden
endlich wirksam bekämpft werden muss, bevor Gerichte Fahr-
verbote verhängen“. 

Insbesondere Europa, Bund
und Länder, aber auch die Auto-
mobilindustrie, sind nach Auffas-
sung des Kommunalverbandes
dringend zum Handeln aufgefor-
dert. Eine saubere Luft sei nur mit
sauberer Mobilität zu erreichen.
Städte und Gemeinden benötigten
die richtigen Rahmenbedingun-
gen, um eine Verkehrs-, Klima-
und Umweltschutzpolitik betrei-
ben zu können, die die Gesund-
heit der Bürger schützt und die
Lebensqualität verbessert. Des-
halb fordert der DStGB einen Ak-
tionsplan Luftreinhaltung mit den
Bausteinen „Schadstoffe an der
Quelle bekämpfen!“, „Hersteller
in die Pflicht nehmen!“, „Elektro-
mobilität zielgerichtet fördern!“,
Radwege und ÖPNV ausbauen!“,
„Kompakte Stadtentwicklung för-
dern“ und „Innovative Ansätze er-
proben!“.

Einfache Lösungen wie Fahr-
verbote für Dieselfahrzeuge bein-
halten laut DStGB eine einseitige
Belastung für Pendler, Handel
und Wirtschaft. Luftverschmut-
zungen müssten an der Quelle
bekämpft und die Verursacher an-
gemessen in Anspruch genom-

men werden. Die Bundesländer
seien dazu aufgerufen, ausgewo-
gene und rechtssichere Luftrein-
haltepläne aufzustellen. Zudem
sollte die EU-Kommission dann,
wenn die Städte und Gemeinden
ihre Möglichkeiten zur Luftrein-
haltung ausgeschöpft haben, eine
Aussetzung bzw. Fristverlänge-
rung für die Einhaltung der
Grenzwerte bei Stickoxiden vor-
nehmen. 

Durch die jüngste Rechtspre-
chung des Verwaltungsgerichts
Düsseldorf wurden Fahrverbote
für Diesel-Fahrzeuge als Lösung
diskutiert. „Derartige Fahrverbo-
te, insbesondere für den Lieferver-
kehr, hätten jedoch gravierende
Auswirkungen für Pendler, Han-
del und Wirtschaft. Dies ist kaum
vertretbar. Lebendige Kommunen
sind Orte des Handels und der Be-
gegnung. Niemand kann wollen,
dass die Städte und Gemeinden
praktisch lahmgelegt werden“,
lautet der DStGB-Standpunkt. 

Die Ursachen für Luftver-
schmutzungen lägen nicht immer
im PKW-Verkehr, sondern häufig
außerhalb des Einflussbereichs
von Kommunen, heißt es weiter.

Die Ursachen unterschieden sich
von Ort zu Ort. So erfolge in den
Städten und Gemeinden an
großen Flüssen oder Häfen ein
großer Anteil des Schadstoffein-
trages etwa über die Schifffahrt.
Für andere, insbesondere kleinere
Städte, die in der Nähe von Auto-
bahnkreuzen liegen, sei der dort
konzentrierte Straßenverkehr für
die hohe Schadstoffbelastung ver-
antwortlich. Auch natürliche Ge-
gebenheiten wie Inversionswet-
terlagen oder Kessellagen von
Städten und Gemeinden seien oft
mit hohen Schadstoffbelastungen
verbunden. Diese Belastungen der
Luft würden auch bei einem Fahr-
verbot fortbestehen. 

Blaue Plakette 
ohne Mehrwert

Kein Mehrwert für die Luftqua-
lität könne darüber hinaus durch
die Einführung einer blauen Pla-
kette erzielt werden. Die Umwelt-
zonen hätten bei Kommunen be-
reits hohe Kosten und viel büro-
kratischen Aufwand verursacht,
jedoch keine positive Wirkung auf
die Luftqualität, wie ein aktuelles
Gutachten des Fraunhofer-Insti-
tuts bestätigt. 

Der Straßenverkehr in Deutsch-
land verursacht derzeit 18 Prozent
der gesamten deutschen CO2-
Emissionen. Um diesen Wert wei-
ter zu senken, müssen dem
DStGB zufolge emissionsreduzie-

rende Maßnahmen gefördert und
gefordert werden. Ein richtiger
Schritt zur Verringerung der Fein-
staub-Belastung sei beispielswei-
se die Förderung der Nachrüstung
von Diesel-Kfz mit Partikelfiltern
durch den Bund gewesen. Diese
Maßnahme müsse auch über das
Jahr 2016 hinaus aufrechterhalten
werden.

Die Umwelt- und Klimaentla-
stung im Personenverkehr könne
freilich letztlich nicht allein durch
technische Verbesserungen er-
reicht werden. Die absoluten
CO2-Emissionen des Straßengü-
terverkehrs hätten sich zwischen
1995 und 2013 trotz der Fortent-
wicklung der Fahrzeugtechnik um
13 Prozent erhöht. Dies ist auf ei-
ne generelle Zunahme des Fahr-
zeugverkehrs, insbesondere bei
Diesel-Fahrzeugen, zurückzu-
führen. Über technische Maßnah-
men hinaus müssten daher weite-
re und wirksamere Ansätze ver-
folgt werden. 

Neben der Verbesserung her-
kömmlicher Motoren sei die
Elektromobilität als Antrieb der
Zukunft weiter zu unterstützen, so
der Kommunalverband. „Statt der
eingeführten Kaufprämie für
Elektroautos wäre es zielführen-
der, es insbesondere dem ÖPNV,
dem Handwerk und den örtlichen
Lieferanten zu ermöglichen, auf
Elektromobilität umzusteigen und
die Förderung primär auf diese
Sektoren zu konzentrieren.“

Gerade die Deutsche Post stelle
mit den StreetScootern ein positi-
ves Beispiel im Lieferverkehr dar,
dem möglichst viele Gewerbetrei-
bende folgen sollten. Bezeich-
nend für das Problem sei dabei,
dass die Deutsche Post ihre Elek-
tro-Scooter selber entwickelte, da
der Markt keine entsprechenden
Angebote bereithielt. 

Private Elektrofahrzeuge könn-
ten zudem durch das Einräumen

von Benutzervorteilen wie beson-
ders günstig gelegenem Parkraum
oder durch die Kombination von
Parken und Laden für Nachfrager
attraktiv gemacht werden. Dem
Elektromobilitätsgesetz (EMoG)
müssten insoweit weitere Förder-
gesetze folgen, die z. B. eine Pri-
vilegierung der Nutzung von öf-
fentlichen Straßenflächen durch
stationsbasiertes Carsharing für
umweltschonende und stadtver-
trägliche Verkehrsnutzungen er-
möglichen. 

„Für Bürgerinnen und Bürgern
muss es attraktiver und leichter
gemacht werden, Fortbewegungs-
mittel zu nutzen, die ohne jegliche
Emissionen auskommen. Die
Umkehrung der Politik der auto-
gerechten (Innen-)Stadt zu einer
fußgänger- und fahrradfreundli-
chen Stadt muss endlich in breiter
Form vollzogen werden“, heißt es
weiter. Deshalb sei insbesondere
ein Ausbau der Fahrrad-Infra-
struktur dringend erforderlich.

Radwege müssten die wesentli-
chen Alltagsziele in Innenstädten
ebenso wie Freizeitziele direkt mit
den Wohngebieten verbinden und
überörtlich vernetzt sein. Notwen-
dig sei daher auch ein planeri-
sches Umdenken, das sich an den
Bedürfnissen der Menschen im
Nahraum orientiert. Durch Ab-
stellanlagen an den Haltestellen
des ÖPNV könne sichergestellt
werden, dass eine umweltfreund-
liche Mobilitätskette ohne Unter-
brechungen ineinander greift. 

Wie der DStGB weiter ausführt,
komme einem gut ausgebauten,
preiswerten, pünktlichen sowie in
engeren Taktzeiten fahrenden öf-
fentlichen Personennahverkehr
eine Schlüsselstellung bei der 
umweltfreundlichen Mobilität zu. 
Dabei setzten Städte und Gemein-
den auch zunehmend auf Elektro-
busse oder böten bei der Über-
schreitung von Immissionsgrenz-
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Bayerische Wassertage in Augsburg: 

Etablierter Treffpunkt
Update zu wasserrechtlichen und -technischen Fragen

Als Treffpunkt für Betreiber genehmigungspflichtiger Anlagen,
Behörden, Planungs- und Gutachterbüros etabliert haben sich
die Bayerischen Wassertage in Augsburg, veranstaltet vom För-
derverein KUMAS e. V. in Zusammenarbeit mit den Partnern
Grünbeck Wasseraufbereitung GmbH, HPC AG, MVV Enamic
IGS Gersthofen GmbH sowie dem Bayerischen Landesamt für
Umwelt. Neben dem Update zu wasserrechtlichen und -techni-
schen Fragestellungen diente der von einer Fachausstellung be-
gleitete Fachkongress erneut dem Austausch zwischen Anlagen-
betreibern und den zuständigen Behörden. 

Die zweitägige Veranstaltung
gab einen Überblick über aktu-
elle Gesetzgebungsverfahren.
Ergänzender Erkenntnisgewinn
ergab sich aus der Rechtspre-
chung des Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshofs zu wasser-
rechtsrelevanten Vorgängen seit
dem Jahr 2010. Wie Hauke
Dierks vom Deutschen Indu-
strie- und Handelskammertag,
Berlin, betonte, führten poli-
tisch getriebene Themen wie
Fracking, Hochwasser, Starkre-
gen oder Mikroschadstoffe zu
Gesetzesänderungen und die
Rechtsprechung sorge für An-
passungen insbesondere in Pla-
nungs- und Erlaubnisvorhaben.
Die Europäische Integration so-
wie die Föderalismusreform
sorgten dagegen besonders im
anlagenbezogenen Gewässer-
schutz für eine ständige Weiter-
entwicklung des Wasserrechts. 

Präzisierungen
im Wasserrecht

Dierks zufolge wird das Jahr
2016 nicht als das Jahr mit
großen wasserrechtlichen Neue-
rungen in Erinnerung bleiben.
Dennoch bleibe das Wasser-
recht spannend. „Europa und
Bund werden weiterhin insbe-
sondere anlagen- und stoffbezo-
gene Regelungen weiterent-
wickeln. In Politik und Gesell-
schaft diskutierte Themen wer-
den gerade bei den Themen
Hochwasser, Starkregen, Mi-
kroschadstoffe und Wasserver-
brauch aufgegriffen werden.
Zuletzt wird die Rechtspre-
chung aufgrund der vielen aus-
legungsbedürftigen Rechtsnor-
men im Wasserrecht Präzisie-
rungen vornehmen.“ 

Neue OGewV 2016

Das Bundeskabinett hat der
neuen Oberflächengewässerver-
ordnung 2016 zugestimmt. Laut
Dr. Michael Altmayer, Bayeri-
sches Staatsministerium für
Umwelt und Verbraucherschutz,
setzt die Neufassung EU-Recht
in deutsches Recht um. Wichti-
ge Vorgaben, um den Zustand
der Gewässer zu bewerten und
zu überwachen, werden aktuali-
siert und vereinheitlicht. Die

Anforderungen an den guten
Gewässerzustand – das Kern-
stück des Gewässerschutzes –
werden damit europaweit ange-
glichen. Für die Behörden vor
Ort entsteht so mehr Entschei-
dungssicherheit. 

Neu seien europaweit stan-
dardisierte Messkampagnen: für
neue Stoffe, die in den Gewäs-
sern erst seit kurzer Zeit gefun-
den werden. Außerdem werde
die Datenauswertung zur Ge-
wässerbelastung verbessert. Die
Relevanz chemischer Risiken
für die Gewässer lasse sich so-
mit effizienter und schneller be-
werten. 

Reduzierung der Stoffliste

Die Liste der Stoffe, die in Ge-
wässern gemessen werden müs-
sen, wurde gestrafft. 100 spezifi-
sche Stoffe sind nicht mehr rele-
vant und wurden gestrichen.
Demgegenüber wurden Um-
weltqualitätsnormen für zwölf
neue europaweit prioritäre Stof-
fe und neun neue spezifische
Stoffe festgelegt. Dabei handelt
es sich vor allem um Pflanzen-
schutzmittel, aber auch Biozide
und Industriechemikalien. Die
so genannten Orientierungswer-
te für die Chlorid- und damit
Salzkonzentration, die als tole-
rierbar gilt, sind nun bundesweit
einheitlich. 

Hochwasserschäden
reduzieren

Um der Nährstoffüberlastung
der Übergangs- und Küsten-
gewässer entgegenzuwirken,
macht die Verordnung Altmayer
zufolge neue Vorgaben für
Stickstoffverbindungen in Ge-
wässer, die z. B. durch Dün-
gung aus der Landwirtschaft
stammen können. Nur wenn
diese eingehalten werden, lässt
sich der gute Zustand der Ge-
wässer erreichen oder erhalten.
Die neuen Werte erfordern bei
der Bewirtschaftung der Fluss-
gebiete eine Reduzierung der
Stickstofffrachten von bis zu 
60 Prozent der aktuellen Werte. 

Durch angepasste Nutzung
und Verhalten können Hoch-
wasserschäden deutlich redu-
ziert werden. Nach den Worten

von Dr. Dieter Rieger, Bayeri-
sches Landesamt für Umwelt,
Augsburg, dürfe freilich nicht
vergessen werden, dass Hoch-
wasser ein Naturereignis ist, das
sich nicht vermeiden lässt. So
hätten insbesondere die jüng-
sten Ereignisse im Mai und Juni
2016 gezeigt, dass auch Starkre-
genereignisse jenseits des 100-
jährigen Hochwassers Realität
sind und überall auftreten kön-
nen. Zudem könnten Schutzsy-
steme lediglich einen bestimm-
ten Schutzgrad bzw. eine gewis-
se (begrenzte) Sicherheit, bei-
spielsweise bis zu einem Be-
messungshochwasser HQ100,
bieten. 

Restrisiko

Bei allen Schutzstrategien
verbleibe ein Restrisiko, das
nicht unterschätzt werden darf.
Zwar sei das Risiko absolut be-
trachtet klein, da die Eintritts-
wahrscheinlichkeit sehr gering
ist, die potentiellen Schäden
könnten jedoch katastrophale
Ausmaße erreichen. 

Nach Riegers Darstellung ge-
lingt eine wirksame Risikore-
duktion nur, wenn alle Beteilig-
ten ihren Beitrag dazu leisten.
Risikomanagement sei eine Ge-
meinschaftsaufgabe und könne
nicht nur von einem Beteiligten
bewältigt werden. Daher gelte
es, im Rahmen eines integralen,
gemeinschaftlichen Hochwas-
serrisikomanagements das Risi-
kobewusstsein zu schärfen und
entsprechende Maßnahmen zu
ergreifen. 

Erweitertes
Aktionsprogramm 2020plus

Um den Erfordernissen der
jüngsten Sturzflutereignisse in
Bayern gerecht zu werden, habe
die Staatsregierung im Juli
beschlossen, das Aktionspro-
gramm 2020plus um eine Kom-
ponente „Sturzfluten“ zu erwei-
tern. Diese sieht unter anderem
vor, die Beratung der Gemein-
den zu verstärken, Frühwarnsy-
steme zu verbessern und die
Förderung von kommunalen
Hochwasserschutzprojekten
weiter auszubauen. 

Extreme Ereignisse sind aus
Sicht von Paul Geisenhofer (Was-
serwirtschaftsamt Rosenheim)
durch technische Maßnahmen
nicht beherrschbar. Daher müsse
der Handlungsschwerpunkt bei
Maßnahmen zur Reduzierung der
Schäden an den gefährdeten Ob-
jekten liegen. Für diese Art der
Vorsorge gebe es zahlreiche
Handlungsfelder. Damit habe

sich der klassische, bauliche
Hochwasserschutz zum Risi-
komanagement weiterentwickelt.
Sowohl die Bauleitplanung als
auch die Planung einzelner Ob-
jekte könnten wesentlich zur Re-
duzierung von Wasserrisiken bei-
tragen. 

Robin Nolasco vom Stadt-
planungsamt Rosenheim zeigte
am Beispiel der Konversions-
flächenentwicklung „Bahnareal
Nord“ das Zusammenspiel zwi-
schen wasserwirtschaftlichen
und städtebaulichen Interessen
auf und benannte die planungs-

rechtlichen Instrumente, mit
denen diese bisher wirksam
umgesetzt werden konnten.

Nolasco zufolge macht es Sinn,
den zeitlichen Vorlauf sowie den
Mehraufwand in den kommuna-
len Verfahren und Planungspro-
zessen für die Bewältigung von
komplexen, stadträumlichen Si-
tuationen wie jene auf dem Bahna-
real Nord einzukalkulieren. Denn
durch effiziente Gebäude- und
Freianlagenplanungen könne die-
ser Mehraufwand teilweise kom-
pensiert werden und führe zu deut-
lich besseren Ergebnissen.

Die frühen Kenntnisse zum
hochwasserspezifischen Bauen
sorgten im Geltungsbereich des
Bebauungsplans für Klarheit,
Planungs- und Kostensicherheit
nicht nur bei den Vorhabenträ-
gern, sondern auch bei den Ver-
antwortlichen für die technische
Infrastruktur. Intelligente Pla-
nungskonzepte für den öffentli-
chen Raum sparten nach bishe-
riger Erkenntnis Kosten bei der
Errichtung bzw. dem Unterhalt
von baulichen Anlagen und mi-
nimierten das Schadensrisiko
für urbane Strukturen. DK

Bibermanagement:

Diskussion auf Augenhöhe
Zu einem Informationsaustausch in Sachen Bibermanagement
trafen sich die Spitzen des Bund Naturschutzes Bayern, der
Teichgenossenschaft Oberfranken und des Bezirks Oberfran-
ken mit der Fachberatung für Fischerei in den Landwirt-
schaftlichen Lehranstalten in Bayreuth. Nach einem ausführ-
lichen Rundgang durch die Einrichtung des Bezirks wurde in
einem sehr konstruktiven Rahmen mögliche Problemlösungen
rund um den Biber erörtert.

Sachlich und konstruktiv ging
es zu beim Informationsaus-
tausch rund um das Bibermana-
gement in Oberfranken. Darüber
waren sich am Ende alle Betei-
ligten einig. „Man hat gesehen,
dass alle Seiten an einer tragfähi-
gen Lösung interessiert sind. Es
ist immer besser, wenn man mit-
einander spricht – nicht überein-
ander“, fasste Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Günther Denzler die
Gesprächsrunde der Spitzenver-
treter des Bund Naturschutzes in
Bayern, der Teichgenossenschaft
Oberfranken sowie der Fachbe-
ratung für Fischerei des Bezirks
Oberfranken zusammen. 

Rund zwei Stunden tauschten
die Vertreter gegenseitig Argu-
mente aus. Gemeinsame Posi-
tionen wie die Forderung nach
einer Aufstockung des Biber-
Ausgleichsfonds oder der Ruf
nach einer Aufnahme von Maß-
nahmen zur Prävention von 
Biberschäden in die Teichbau-
richtlinien der Europäischen
Union wurden ebenso herausge-
arbeitet wie strittige Punkte an-
gesprochen, etwa im Bereich
der Entnahmen. Die Teichge-
nossenschaft sprach sich dafür
aus, dass bei teichwirtschaftli-
chen Problemen schneller auf
eine zufriedenstellende Lösung
hingearbeitet wird. Insgesamt
diente das Gespräch dazu, auf
beiden Seiten mehr Verständnis
für einen praxisnahen Umgang
mit dem Biber zu erreichen. 

Verbesserter Austausch

„Der Austausch hat uns vor-
angebracht“, bilanzierte auch
der Landesvorsitzende des
Bund Naturschutzes, Prof. Hu-
bert Weiger. Er schlug am Ende
des Treffens vor, die Belange
der Teichwirtschaft stärker in
der Ausbildung der regionalen
Biberberater mit einzubeziehen.
Dr. Thomas Speierl, Leiter der
Fachberatung für Fischerei reg-
te an, zusammen mit dem regio-
nalen Bibermanagement für
Nordbayern und der Teichge-
nossenschaft Oberfranken ein
Treffen für die oberfränkischen
Biberberater und Teichwirte in
der Lehranstalt für Fischerei in
Aufseß zu veranstalten, um den
fachlichen Austausch zu verbes-
sern und gemeinsam Problem-
lösungen zu finden. Alle Betei-
ligten vereinbarten, den Vor-
schlag im kommenden Jahr um-
zusetzen.

Angetan zeigte sich Prof. Hu-
bert Weiger auch von der vor-
bildlichen Nutzung Erneuerba-
rer Energien in den Landwirt-
schaftlichen Lehranstalten des
Bezirks Oberfranken. Neben
dem Abwärmekonzept des
Hackschnitzelheizwerkes und
der Biogasanlage sowie der zu
Schulungszwecken installierten
PV-Anlage beeindruckte den
Bund Naturschutz-Vorsitzenden
vor allem das Informations- und

Demonstrationszentrum Ener-
giepflanzenanbau. Die sogenann-
te Becherpflanze könnte durch ih-
re gute Bodenbedeckung dazu
beitragen, den Sedimenteintrag
in die bayerischen Flüsse zu re-

duzieren, wenn Sie vermehrt
entlang der Bäche gepflanzt
werden würde.

Am Ende des insgesamt rund
vierstündigen Besuchs in den
Landwirtschaften Lehranstalten
vereinbarten der Bund Natur-
schutz-Vorsitzende Prof. Hu-
bert Weiger sowie Bezirkstags-
präsident Dr. Günther Denzler
auch bei anderen aktuellen
landwirtschaftlichen und fische-
reilichen Themen im Gespräch
zu bleiben. 

Von links: Kai Frobel, Artenschutzreferent beim Bund Natur-
schutz; Reinhard Birkner, Vorsitzender Bund Naturschutz
Kreisgruppe Bayreuth; Manfred Popp, stellvertretender Vor-
sitzender TEGOF; Edwin Hartmann, Vorstandsmitglied der
TEGOF für den Landkreis Kulmbach; Horst Schwemmer, 
Bibermanager für Nordbayern beim Bund Naturschutz; Dr.
Volker Höltkemeyer, Leiter der Landwirtschaftlichen Lehran-
stalten des Bezirks Oberfranken; Richard Mergner, Landes-
beauftragter Bund Naturschutz; Dr. Thomas Speierl, Fische-
reirat und Leiter der Fachberatung für Fischerei beim Bezirk
Oberfranken; Prof. Hubert Weiger, Landesvorsitzender des
Bund Naturschutzes; Dr. Günther Denzler, Bezirkstagsprä-
sident von Oberfranken. 

Buchempfehlung:

Das neue 
Wasserrecht 

Ein Lehrbuch für Ausbildung und Praxis in Bayern 

Autor: Ulrich Drost, Ministerialrat a.D., ehemals Referats-
leiter Wasserrecht im Bayerischen Staatsministerium für
Umwelt und Gesundheit und Marcus Ell LL.M. (Lüne-
burg), Ministerialrat, Referatsleiter Umwelt und Verbrau-
cherschutz in der Bayerischen Staatskanzlei, nebenamtli-
cher Arbeitsgemeinschaftsleiter für die Rechtsreferendar-
ausbildung.
Erschienen im Richard Boorberg Verlag GmbH & Co KG;
bestellung@boorberg.de; www.boorberg.de
2016, 2., vollständig überarbeitete Auflage, 323 Seiten, 
DIN A4, € 36,– ISBN 978-3-415-05788-3.

Der individuelle Zugriff auf das Allgemeingut Wasser steht
im Spannungsverhältnis zu den Bedürfnissen der Allgemein-
heit. So sind die wasserrechtlichen Regelungen der Verteilung,
Zuordnung, Benutzung und Verwendung sehr komplex und
eng mit anderen rechtlichen Bestimmungen verbunden – so-
wohl im Privatrecht wie auch im öffentlichen Recht. 

Das Lehrbuch gibt einen umfassenden Überblick über das
Wasserrecht und die angrenzenden Rechtsgebiete, einschließ-
lich des Bau- und Immissionsschutzrechts. Im übersichtlichen
DIN-A4-Format deckt es den gesamten Prüfungsstoff für Re-
ferendare und für verwaltungsinterne Aus- und Fortzubilden-
de ab. Insgesamt 38 Schaubilder, Tabellen sowie die Prüfungs-
schemata machen das Werk zu einem unverzichtbaren und
kompetenten Begleiter für die Prüfungszeit. 

Die Autoren beantworten gängige Fragen aus der Rechtspra-
xis. Das Werk ermöglicht so auch den Fach- und Verwaltungs-
behörden, die mit dem Vollzug des Wasserrechts betraut sind,
die schnelle und sichere Rechtsanwendung. 

Die zweite Auflage berücksichtigt die bis zum 1. April 2016
ergangene Rechtsprechung und den neuen Rechtsstand, insbe-
sondere die geänderten verfahrensrechtlichen Vorgaben. 
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31. Oldenburger Rohrleitungsforum:

Alles digital, oder was?
Das (Geschäfts-)Jahr 2016 neigt sich dem Ende zu. Während
in den meisten Unternehmen die Arbeit in den nächsten Wo-
chen langsam, aber sicher in etwas ruhigeren Bahnen verläuft,
schalten die Macher des Oldenburger Rohrleitungsforums ei-
nen Gang hoch. Gilt es doch, die 31. Auflage der norddeut-
schen Kultveranstaltung am 9. und 10. Februar 2017 vorzube-
reiten, die am Vorabend im Sitzungssaal des ehemaligen Land-
tags feierlich eröffnet wird. 

30 Themenblöcke umfasst
das Tagungsprogramm, bei dem
sich nicht alles, aber vieles um
das Tagungsmotto „Rohrleitun-
gen in digitalen Arbeitswelten“
drehen wird. 

Digitalisierung
als Zukunftsstrategie

Unterteilt in fünf thematische
Handlungsstränge, bietet das
Forum eine inhaltliche Vielfalt,
mit der sich die Gäste aus dem
Wasser- und Abwasserbereich
ebenso identifizieren können
wie die aus dem Gas- und Öl-
segment. Wie gewohnt gibt es
Neuigkeiten von den Herstel-
lern der unterschiedlichsten
Rohrleitungsmaterialien, aus
dem Bereich der grabenlosen
Verlegetechniken, der Schweiß-
technik, der Fernwärme oder
von den Verbänden. 

Daneben stehen die Vortrags-
blöcke, die das Motto der Ver-
anstaltung bedienen – hier dreht
sich (fast) alles um die Digitali-
sierung unserer Gesellschaft.
„Dieses Thema wurde von der

Bundesregierung zum wichti-
gen Baustein der Zukunftsstra-
tegien zur Sicherung des Wohl-
standes gemacht“, erklärt Tho-
mas Wegener in einer Ankündi-
gung zur Veranstaltung. 

Rohrleitungen 
gehen online

In Bezug auf den Bau und
Betrieb von Rohrleitungen und
Anlagen ist schon heute die 
umfassende Zustandsbewertung
von Anlagen, Leitungen und
Vermögenswerten auf der Basis
belastbarer Daten Grundlage für
die Entwicklung von Sanie-
rungsstrategien und effektiven
Investitionsmanagementsyste-
men. Dass jetzt entsprechende
Daten von der Planung über den
Bau einer Anlage, einer Lei-
tung, weiter zum Betrieb, zum
Umbau bis zum Abriss verfüg-
bar und somit nutzbar werden,
mögen die neuen Ansätze des
Building Information Mode-
lings (BIM) ermöglichen. BIM
beschreibt eine Methode der op-
timierten Planung, Ausführung

und Bewirtschaftung von Ge-
bäuden mithilfe von Software,
bei der alle relevanten Gebäu-
dedaten schon in der Planung
digital erfasst, kombiniert und
vernetzt werden und zählt zu
den aktuellen Trendthemen in
der Bauwirtschaft. 

Gleiches gilt für den Begriff
Industrie 4.0, eine Bezeichnung
für ein Projekt in der Hightech-
Strategie der Bundesregierung.
Auch hier geht es um die Ver-
zahnung der industriellen Pro-
duktion mit modernster Infor-
mations- und Kommunikations-
technik. 

Alles wird vernetzt

Technische Grundlage hierfür
sind intelligente, digital ver-
netzte Systeme, mit deren Hilfe
eine weitestgehend selbstorga-
nisierte Produktion möglich
wird: Menschen, Maschinen,
Anlagen, Logistik und Produkte
kommunizieren und kooperie-
ren in der Industrie 4.0 direkt
miteinander. Durch die Vernet-
zung soll es möglich werden,
nicht mehr nur einen Produkti-
onsschritt, sondern eine ganze
Wertschöpfungskette zu opti-
mieren. Die Kette kann zudem
alle Phasen des Lebenszyklus
des Produktes einschließen –
von der Idee eines Produkts
über die Entwicklung, Ferti-
gung, Nutzung und Wartung bis
hin zum Recycling. 

Die Ziele sind beim Hersteller
eine Steigerung der Effizienz
und Erhöhung der Flexibilität,
beim Kunden eine Verbesse-
rung des Nutzens sowie volks-
wirtschaftlich eine Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit der Indu-
strie in Deutschland (Quelle:
Plattform Industrie 4.0, Bundes-
ministerium für Wirtschaft und
Energie).

Rohrleitungen 4.0

„Wir reden seit einigen Jah-
ren über Industrie 4.0 und BIM,
folgerichtig wollten wir in der
Tiefbaubranche das Thema
Rohrleitungen 4.0 weiter voran-
treiben“, erinnert sich Wegener
an die Diskussionen und Über-
legungen bei der Findung des
Mottos der kommenden Veran-
staltung. Die Leitungsnetze ste-
hen und werden betrieben. Um
diese Prozesse zu optimieren
und für die Zukunft fit zu ma-
chen, bedarf es der Sammlung
von enormen Datenmengen.
Wie das gehen kann, wie man
sie einsetzen kann, aber auch
welche Gefahren mit dem Um-
gang auf uns zukommen könn-
ten – für diese Diskussionen
möchte das Oldenburger Rohr-
leitungsforum den fachlichen
Rahmen bieten. 

Digitalisierung 
als roter Faden

Eine digitale Einstimmung
gibt es bereits am Eröffnungs-
abend im Sitzungssaal des 
ehemaligen Landtags: „Wie Di-
gitalisierung die Welt verändert
– Erfahrungen, Perspektiven,
Grenzen“ lautet der Titel einer
der Festreden. Der digitale Fa-
den wird auf der Veranstaltung
in Vortragsreihe I thematisch
aufgegriffen. Wie beeinflusst
die digitale Entwicklung unsere
tägliche Arbeit, etwa beim As-
set-Management in der Wasser-
und Abwasserwirtschaft, bei der
kommunalen Überflutungsvor-
sorge, bei der Vernetzung von
Entscheidern und Systemen in
der Wasserwirtschaft oder bei
der Digitalisierung der Instand-
haltung und Betriebsführung? 

Die zweite Vortragsreihe wid-
met sich wie gewohnt den klas-
sischen Rohrwerkstoffen. Mo-
derne Lösungen aus Beton,

Stahl, Guss, Steinzeug oder
Kunststoff zählen hier zu den
bewährten Bausteinen. 

Ergänzend wurde ein Vor-
tragsblock zum Thema „Erd-
verlegte Stromleitungen im
Höchstspannungsbereich“ auf-
genommen. Die Referate haben
mit dem Rohr an sich keine
Berührungspunkte, stehen aber
als Beispiele für aktuelle Ent-
wicklungen im Markt und dürf-
ten die bauausführende Klientel
des Forums, die Bauwirtschaft,
interessieren.

Mehrwert möglich

Ob sich aus der Digitalisie-
rung der Arbeitswelt ein
Mehrwert ergibt, dieser Frage
geht die dritte Vortragsreihe
nach. Die Beiträge beschäfti-
gen sich mit digitalen Rohrlei-
tungsdokumentationen, dem
Datenmanagement bei Pla-
nung und Betrieb von Hoch-
druckleitungen oder der Opti-
mierung von Gasverteilnetzen.
Hinzu kommen allgemeine
Praxisbeispiele aus den Berei-
chen Leckagen und US-Mol-
chungen sowie der Kanalsa-
nierung. Spezialisten dürften
sich im Vortragsblock „Korro-
sionsschutz im Zusammen-
hang mit IT-Systemen“ gut
aufgehoben fühlen.

Aktuelle Entwicklungen,
spektakuläre Projekte

Vortragsreihe vier widmet
sich traditionell den grabenlo-
sen Verlegetechniken – auch
hier steht der Bezug zur Praxis
im Vordergrund. Aktuelle Ent-
wicklungen werden ebenso vor-
gestellt wie spektakuläre Pro-
jekte. Die Referenten loten die
Grenzen der Technik aus. Dar-
über hinaus kommen die Ver-
bände zu Wort: In den Vorträgen
der German Society for Trench-
less Technology e. V. (GSTT)
stehen aktuelle Informationen
pro NO DIG im Fokus, wäh-
rend der Rohrleitungsbauver-
band e.V. (rbv) den Themenbe-
reich „Erdverlegte Kabeltras-
sen“ aufgreift. 

Referenzprojekte

Dass moderner Rohrvortrieb
auch besonderen Anforderun-
gen genügt, zeigen die Referate
über Referenzprojekte in Ko-
penhagen, Frankfurt und an der
Emscher, mit denen die Vor-
tragsreihe 5 beginnt. Es folgen
Ausführungen über „Rechtsfra-
gen aus dem Bereich der un-
terirdischen Infrastruktur“ und 
ein Vortragsblock zum Thema
„Building Information Mode-
ling (BIM) oder die Zukunft
des Planens, Bauens, Betrei-
bens“. Referate aus den Berei-
chen Fernwärme und Schweiß-
technik runden den Vortrags-
block ab.

Fachausstellung 
gespickt mit Innovationen

Das Tagungsprogramm macht
deutlich, welche thematische
und inhaltliche Dichte das Vor-
tragsangebot des kommenden
Forums haben wird. Aussteller
und Besucher erwartet ein 31.
Oldenburger Rohrleitungsfo-
rum, dessen begleitende Fach-
ausstellung gespickt sein wird
mit Innovationen aus der Bran-
che, und dessen Vorträge in den
verschiedenen Themenblöcken
den Grundstein für eine interes-
sante und ausführliche fachli-
che Diskussion aller Beteiligten
schaffen werden.

„Wir wollen dazu beitragen,
Visionen zu schaffen“, erklärt
Wegener. „Das ist schon im-
mer ein wichtiger Ansatz der
Veranstaltung gewesen. Aller-
dings wollen wir auch dazu
beitragen, dass Ideen zu Kon-
zepten führen und diese auch
zu Ende gedacht werden, um
letztendlich in der Praxis anzu-
kommen.“ 

Kläranlage Straubing:

Startschuss für
innovative Erweiterung
Gutes Trinkwasser und saubere Bäche, Flüsse und Seen sind
wesentliche Elemente der Daseinsvorsorge. Um die Abwasser-
beseitigung und damit auch die Gewässerqualität weiter zu
verbessern, setzt der Freistaat auf neue Techniken. Die Klär-
anlage in Straubing wurde dafür mit einer innovativen Vorbe-
handlungsanlage für Industrieabwässer ausgestattet. 

Bayerns Umweltministerin Ul-
rike Scharf nahm die Anlage vor
kurzem gemeinsam mit Oberbür-
germeister Markus Pannermayr
sowie Mitarbeitern der Strau-
binger Stadtentwässerung und
Straßenreinigung (SER), einem
Eigenbetrieb der Stadt, offiziell in
Betrieb.

Für rund eine Million Euro
wurde in den vergangenen Mona-
ten der ehemalige Voreindicker
der Kläranlage zu einem hochmo-
dernen Hydrolyse-Reaktor umge-
baut. Mit der neuen Behandlungs-
anlage kann die Kläranlage Strau-
bing zukünftig Industrieabwässer
besonders effektiv reinigen – und
das ohne kostenintensiven Aus-
bau der Gesamtanlage. 

Die Anlage behandelt orga-
nisch belastete Abwässer aus dem
Industriegebiet Straubing. Diese
werden gespeichert und in einem
umgebauten Becken unter Ge-
winnung von methanhaltigem
Gas vorbehandelt. Das entstehen-
de Gas wird anschließend kli-
mafreundlich in Strom umgewan-
delt. Mit dem daraus gewonne-
nen Strom können 214 Haushalte
mit Energie versorgt werden. Mit
der getrennten Behandlung der
Abwässer wird eine kostspielige
Kapazitätserweiterung der Klär-
anlage vermieden und gleichzei-
tig eine klimaschonende Verfah-
renstechnik eingesetzt.

OB Pannermayr lobte das
Projekt als ökologisch, ökono-
misch und nachhaltig: „Das
passt wunderbar zu unserer Phi-
losophie der Region der nach-
wachsenden Rohstoffe!“ Mini-
sterin Scharf bezeichnete die
erweiterte Kläranlage in Strau-
bing ihrerseits als Teil der
bayerischen Erfolgsgeschichte.
Mit der neuen Vorbehandlungs-
anlage beginne ein neues Zeital-
ter bei der Abwasserreinigung.

„Die klimaschonende Verfah-

renstechnik hat Modellcharak-
ter auch für andere Kommu-
nen“, stellte die Ministerin fest.
Das Umweltministerium hat
den Bau der zusätzlichen Anla-
ge im Rahmen des Abwasser-
Innovationspreises mit 350.000
Euro gefördert.

Scharf zufolge steht Bayern
für eine erfolgreiche Abwasser-

Altes Hallenbad in Bamberg:

Verkaufsverhandlungen
sind erfolgreich
abgeschlossen

Die Verhandlungen mit der „Immobilien Freistaat Bayern“ 
(ImBy) über den Verkauf des alten Hallenbads von den Stadtwer-
ken Bamberg an den Freistaat Bayern sind erfolgreich abge-
schlossen. Zwischen den Vertragsparteien ImBy und Stadtwerke
Bamberg wurden die Eckpunkte des Kaufvertrages final ausge-
handelt. „Wenn alle Gremien zustimmen, werden wir noch in die-
sem Jahr den Kaufvertrag unterschreiben und notariell beurkun-
den“, so OberbürgermeisterAndreas Starke, Aufsichtsratsvorsit-
zender der Stadtwerke Bamberg. Das denkmalgeschützte Gebäu-
de soll saniert und zukünftig als Sportzentrum der Otto-Frie-
drich-Universität Bamberg genutzt werden. 

Bereits im Jahr 2012 hatten die
Universität, die Stadt und die
Stadtwerke eine Absichtser-
klärung unterzeichnet, die die Sa-
nierung des alten Hallenbads zum
Hochschulsportzentrum vorsieht.
Schon damals war klar, dass vor
einer endgültigen Entscheidung
für das Projekt noch intensive Ab-
stimmungen mit der bayerischen
Staatsregierung erfolgen mus-
sten: „Die Universität war und 
ist unser Wunschpartner für die
weitere Nutzung des attraktiven 
Standorts am Margaretendamm“,
so Starke. „Durch den bedarfs-
gerechten Ausbau der univer-
sitären Einrichtungen wird Bam-
berg mit seinem vielfältigen
sportlichen, kulturellen und sozia-
len Angebot weiter gestärkt.“

Gute Nachbarschaft

In den Plänen der Universität
und dem guten Verhältnis zwi-
schen den Partnern sieht Starke
auch Chancen, die Zusammenar-
beit im innerstädtischen Schul-
und Vereinsports zu intensivieren.

Dr. Michael Fiedeldey, Ge-
schäftsführer der Stadtwerke 
Bamberg: „Das neue Nutzungs-
konzept der Universität sichert
den Erhalt des denkmalgeschütz-
ten Gebäudes und die Umsetzung
wirtschaftlicher und ökologischer

Ziele wie die Vermeidung von
Verkehrsbelastungen. Wir freuen
uns auf eine gute Nachbarschaft
mit der Universität.“ 

Neues Nutzungskonzept

Die Otto-Friedrich-Universität
möchte das alte Hallenbad zu ei-
ner wettkampftauglichen Zwei-
fachhalle mit einem Gymnas-
tikraum umbauen: „Damit wer-
den wir bei unseren anhaltend ho-
hen Studierendenzahlen den An-
forderungen an wettkampfgerech-
te Sportstätten in der Ausbildung
gerecht“, so Dr. Dagmar Steuer-
Flieser, die Kanzlerin der Univer-
sität Bamberg. Die zentrale Lage
am Margaretendamm biete eine
optimale Anbindung zu den uni-
versitären Einrichtungen auf dem
Erba-Gelände, in der Innenstadt
und an der Feldkirchenstraße. 

„Mit den kürzeren Wegen zwi-
schen den universitären Einrich-
tungen lassen sich Zeit- und Bele-
gungsplanungen für Studierende
und Lehrkräfte optimieren.“ Ver-
kehrsbelastungen werden vermie-
den, die Universität rückt insge-
samt näher in die Innenstadt und
die Sportstätten sind nicht mehr
auf zwei Standorte verteilt. „Dies
alles stellt einen immensen Mehr-
wert dar, so Steuer-Flieser. 

Das denkmalgeschützte Gebäude soll saniert und zukünftig 
als Sportzentrum der Otto-Friedrich-Universität Bamberg 
genutzt werden. 

Nitrat-Klage der
EU-Kommission 

gegen Deutschland
Zur Berichterstattung zur Nitrat-Klage der EU-Kommission

gegen Deutschland erklärt Martin Weyand, BDEW-Hauptge-
schäftsführer Wasser/Abwasser: „Die Nitratbelastung der Ge-
wässer und Böden in Deutschland ist seit Jahren eines der
größten Probleme der Wasserwirtschaft. Wir brauchen jetzt
endlich konsequente Entscheidungen zur wirksamen Nitratre-
duzierung und ein Düngerecht, dass vor Ort eine Reduzierung
der Nitratbelastung sicherstellt.“

So wichtig eine konsequente und den EU-Vorgaben entspre-
chende Dünge-Verordnung auch sei: „Sie wird das grundsätz-
liche Problem, das sich aus der Intensiv-Landwirtschaft und
der Massentierhaltung auch für die Gewässer ergibt, nicht lö-
sen. Der massive Preisdruck auf landwirtschaftliche Erzeug-
nisse wird jedenfalls nicht zu einer nachhaltigeren Nutzung
der Böden führen. Was wir deshalb eigentlich brauchen, ist
analog zur Energiewende eine konsequente Agrarwende. Der
ökologische Landbau muss forciert werden. Er macht heute
nur etwa 8 Prozent aus. Subventionen, die die Landwirtschaft
erhält, sollten in weit stärkerem Maße als heute in den ökolo-
gischen Landbau umgeleitet werden.“ 

Ulrike Scharf. 

entsorgung. Um in Zukunft Ab-
wässer noch effektiver zu behan-
deln, kämen innovative Reini-
gungsverfahren zum Einsatz.
Bei der öffentlichen Abwasse-
rentsorgung erreiche der Frei-
staat hohe Standards für eine
herausragende Gewässerqualität. 

Rund 97 % der Bevölkerung
in Bayern sind heute an kom-
munale Abwasseranlagen ange-
schlossen. Mit rund 8,8 Mrd.
Euro hat der Freistaat die Kom-
munen bei der Errichtung von
Abwasseranlagen in den ver-
gangenen Jahrzehnten finanziell
unterstützt. Drei Viertel der
bayerischen Bäche und Flüsse
sind in Bezug auf ihre organi-
sche Belastung in einem guten
oder sehr guten Zustand. Alle
bayerischen Seen haben Bade-
gewässerqualität. DK
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Bayerischer Landschaftspflegetag in Ebersberg:

Natura 2000 - 
Fit für die Zukunft?

Die landwirtschaftliche Nutzung ist in vielen Gebieten unersetz-
lich für den Erhalt der Lebensräume. Die Landwirte erbringen
diese Leistungen freiwillig für den Naturschutz. Auf dem Bayeri-
schen Landschaftspflegetag in Ebersberg, einer gemeinsamen
Veranstaltung des Deutschen Verbands für Landschaftspflege
(DVL) und der Bayerischen Akademie für Naturschutz und
Landschaftspflege (ANL), kamen daher sowohl das bayerische
Umweltministerium als auch die Landschaftspflegeverbände mit
Landwirten aus der Region zu Wort. Unter dem Motto „Natura
2000 - Fit für die Zukunft?“„ stellten sie ihre Leistungen und Vor-
schläge für eine erfolgreiche Entwicklung der Natura 2000
Schutzgüter vor.

1.327 Gemeinden, 59 Land-
kreise und 15 kreisfreie Städte
sind in den bayerischen Land-
schaftspflegeverbänden aktiv.
Über 3.500 Landwirte und 200
Hüteschäfer arbeiten dabei Hand
in Hand zusammen. Seit 1985 be-
gleiten und beraten die Land-
schaftspflegeverbände Kommu-
nen, Behörden, Eigentümer und
Naturschutzverbände in Bayern
bei der Pflege und Entwicklung
ihrer Flächen. Dabei orientieren
sie sich an den lokalen und natür-
lichen Gegebenheiten und Be-
dürfnissen. Dank ihrer Ortskennt-
nisse sind sie wichtige Impuls-
und Ideengeber bei der Erfüllung
von Naturschutzaufgaben.

Existenzielle Bedeutung

Nach den Worten von Bayerns
Umweltministerin Ulrike Scharf
„haben starke, lebendige Regio-
nen und die Pflege unserer wert-
vollen Kulturlandschaften für
Bayern existenzielle Bedeutung.
Sie sind unverzichtbar für den Er-
halt unserer Lebensqualität und
für die Bewahrung unseres öko-
logischen und ökonomischen
Wohlstands.“

Landschaftspflegeverbände sei-

en wichtige Multiplikatoren für
Bayerns Umwelt- und Natur-
schutzziele und ein starker Motor,
der Naturschutz und regionale
Entwicklung vorantreibt. Die ak-
tuell 59 bayerischen Landschafts-
pflegeverbände setzten auf regio-
naler Ebene als Akteure vor Ort
zusammen mit Landwirten, Kom-
munalpolitikern und Naturschüt-
zern rund zwei Drittel aller geför-
derten Landschaftspflegemaßnah-
men um, wie beispielsweise Ent-
buschungsmaßnahmen oder spezi-
elle Artenschutzmaßnahmen.

Erfolgsgeschichte

„Wir wollen diese Erfolgsge-
schichte in ganz Bayern ausbau-
en. Landschaftspflegeverbände
sollen deshalb in allen Landkrei-
sen Bayerns eingerichtet wer-
den“, betonte die Ministerin. Um
den weiteren Austausch der
Landschaftspflegeverbände vor-
anzubringen, unterstütze der Frei-
staat Gründungsinitiativen eben-
so wie die tägliche Arbeit der Ver-
bände. 

Laut Josef Göppel, Vorsitzen-
der des Deutschen Verbands für
Landschaftspflege, sind Land-
schaftspflegeverbände „das opti-

male Instrument, um Natura 2000
fit für die Zukunft zu machen“.
Dafür benötigten sie aber eine
ausreichende Mittelausstattung
im Landschaftspflegeprogramm:
„In Anbetracht von vier neu ge-
gründeten Verbänden stehen mit
den aktuellen Vorschlägen des
Doppelhaushalts zu wenig Mittel
zur Verfügung, um die anstehen-
den Aufgaben zu erfüllen“, mo-
nierte Göppel. Der Bäuerliche
Naturschutz müsse verlässlich
finanziert werden, wolle man 
die Ziele der Bayerischen Bio-

diversitätsstrategie erreichen. 

Traditionelle Streuwiesen

Über die Wirkungsweise des
bäuerlichen Naturschutzes vor
Ort informierte schließlich Josef
Rüegg, Geschäftsführer des
Landschaftspflegeverbands
Ebersberg und stellvertretender
Landessprecher der bayerischen
Landschaftspflegeverbände. Er
wies darauf hin, dass „Lungenen-
zian, Sumpfgladiole oder der
stark gefährdete Goldene
Scheckenfalter nicht mehr auf
den Gutterstädter Streuwiesen
vorkämen, würden die Landwirte
diese Wiesen nicht regelmäßig
mähen. Unter Rüeggs fachlicher
Anleitung werden die nährstof-
farmen, artenreichen Wiesen wie
bereits vor 150 Jahren traditionell
als Streuwiesen genutzt. DK

40 Jahre Akademie für
Naturschutz und Landschaftspflege
Seit 40 Jahren ist die Akademie für Naturschutz und Land-

schaftspflege (ANL) ein zentraler Eckpfeiler der bayerischen Um-
weltbildung. Als erste Naturschutzakademie Deutschlands in Lau-
fen gegründet, hat die Bildungs- und Forschungseinrichtung des
Bayerischen Umweltministeriums seit 1976 mehr als 4.000 Ver-
anstaltungen mit über 125.000 Teilnehmern durchgeführt. 

Heute hat die ANL drei Standorte in und um Laufen: Die
Ökostation Straß, das Verwaltungs- und Schulungsgebäude in der
Seethalerstraße und das Bildungszentrum mit dem Gästehaus
„Kapuzinerhof“ im ehemaligen Kapuzinerkloster. Wegen ihres in-
ternationalen Engagements erhielt die ANL 2010 die Mitglied-
schaft in der „International Union for Conservation of Nature
(IUCN)“. In Zukunft wird sich die ANL noch stärker auf die Ent-
wicklung von Instrumenten für Naturschutz und Landschaftspfle-
ge konzentrieren.

Bei einem Staatsempfang in München bezeichnete Umweltmi-
nisterin Ulrike Scharf die Akademie als „ein Flagschiff der Um-
weltbildung“. Neben der Forschung auf dem eigenen Versuchs-
und Forschungsgelände und der Vielzahl der Veranstaltungen zu
aktuellen Themen finde an der ANL z. B. die landesweite Ausbil-
dung des bayerischen Naturschutznachwuchses, der bayerischen
Naturschutzwächter, der Natur- und Landschaftsführer und auch
der Biber-, Muschel-, Hornissen- und Wespenberater statt. Darü-
ber hinaus sei die ANL international vernetzt und arbeite mit mehr
als 100 Kooperationspartnern zusammen. DK

Winterdienst:

Start in die Saison
Bayerns Verkehrsminister Joachim Herrmann 

stellt die Frauen und Männer in Orange vor
Mit gut 600 Winterdienstfahrzeugen und weiteren 700 LKWs von
privaten Unternehmen sind sie rund um die Uhr unterwegs: Bay-
erns Frauen und Männer im Winterdienst. „Knapp 3.000 Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen haben wir an 29 Autobahnmeistereien
und 64 staatlichen Straßenmeistereien in Bayern. Sie betreuen das
immense Netz von 23.000 Kilometern an Autobahnen, Bundes- und
Staatsstraßen. Im Schnitt verteilen sie im Winter rund 400.000 Ton-
nen Salz und 90 Millionen Liter Salzsole auf den Straßen, damit wir
mit dem Auto sicher an unseren Zielen ankommen.“ Bayerns In-
nen- und Verkehrsminister Joachim Herrmann stellte jüngst in der
Autobahnmeisterei Nürnberg-Fischbach fünf derMitarbeiterinnen
und Mitarbeiter vor und dankte ihnen stellvertretend für alle Kol-
legen für ihren Einsatz Tag und Nacht. 

„Der Arbeitsplatz ‚Straße‘ ist
kein gewöhnlicher“, findet Herr-
mann. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Straßenmeisterei-
en müssen die spezifischen Ge-
fahren und Risiken kennen und
richtig damit umgehen. Sie tragen
Gehörschutz und orangene und
reflektierende Warnkleidung.
„Fahren Sie rücksichtsvoll und
vorsichtig. Auch Sie tragen Ver-
antwortung“, appellierte Herr-
mann an die Autofahrer.

Verantwortliche Tätigkeit

Der Winterdiensteinsatzleiter
Uwe Berger weiß, wovon Herr-
mann spricht. Er plant in der Au-
tobahnmeisterei Nürnberg-Fisch-
bach die Einsätze der Straßen-
wärterinnen und Straßenwärter
und trifft die Entscheidung, ob
und wann ein Einsatz nötig ist. Er
kümmert sich um die Routen für
die Räum- und Streuschleifen,
beobachtet die Wetterlage und
verfolgt die Wetterprognosen
durch das Winterdienstmanage-
mentsystem. Auf den Kameras
der Straßenwetterstationen kann
er beobachten, ob der Streuein-
satz erfolgreich war. Kritische
Streckenabschnitte, auf denen
häufig mit überfrierender Nässe
oder Schneeverwehungen zu
rechnen ist, behält er im Blick.

Sandra Luthard und Markus
Wolfrum sind beide Straßenwär-
ter und auf der Straße, noch bevor
der Pendler morgens in sein Auto
steigt. Täglich sind sie für die Au-
tobahnmeisterei Nürnberg-Fisch-

bach auf einer Schleife von rund
70 Kilometern unterwegs. Sie mi-
schen die Sole, streuen Salz und
Splitt oder räumen mit dem 7,5
Meter breiten Schneepflug die
Straße. Vor Wintereinbruch rüsten
sie die Strecke mit Schneefang-
zäunen gegen Verwehungen oder
bauen zusätzliche Leitstäbe auf.

Der Werkstattleiter Harald
Kolb hält die Flotte der Winter-
dienstfahrzeuge von Nürnberg-
Fischbach in Schuss. Er montiert
an die LKW’s Front- und Seiten-
pflug für den Räumeinsatz oder
den Streuer, wenn die Sole auf
den Straßen verteilt werden muss.
Bei Bedarf repariert und montiert
ein Werkstattleiter rund um die
Uhr die Fahrzeuge. Nur Schrau-
ben allein reicht nicht aus. Die
moderne Winterdiensttechnik
muss auch konfiguriert werden.

Annalena Ohr ist Auszubilden-
de der Autobahnmeisterei Herrie-
den und eine von derzeit 140
Auszubildenden für den Straßen-
wärterdienst beim Freistaat Bay-
ern. Herrmann: „ Wir bilden lau-
fend junge Menschen aus, um
Nachwuchskräfte für die verant-
wortungsvolle und abwechs-
lungsreiche Tätigkeit als Straßen-
wärter zu gewinnen. Auch bieten
wir eine Beamtenlaufbahn für
staatlich geprüfte Techniker als
Straßenmeister und Straßenmei-
sterin an. Jeder, der sich für die
Allgemeinheit einsetzen möchte
und einen spannenden Job sucht,
ist bei uns willkommen.“
Mehr Informationen unter:
http://bit.ly/2g3etqS 

Ein Highlight für das chauffierte Brautpaar auf der Hochzeitsfahrt
im festlich dekorierten Tesla-Taxi: Die beiden fühlten sich wie 
im siebten Himmel. 

Fünfmal um die Erde
Deutschlands erstes Tesla Taxi bewährt sich im Einsatz 

Vom Nordpol zum Südpol und zurück oder einmal rund um den
Äquator: Die Strecke um die Erde beträgt rund 40.000 km. Schon
fünf Mal hat der Tesla Modell S diese Entfernung zurückgelegt,
seit die batteriebetriebene Luxuslimousine im Februar 2014 als
deutschlandweit erste im Taxidienst bei Umwelttaxi München an
den Start ging. 

Werbegag, Liebhaberprojekt
oder Spinnerei lauteten die Kom-
mentare, die sich Taxiunternehmer
Peter Köhl damals anhören mus-
ste. Doch allen Skeptikern zum
Trotz bewährt sich die batteriege-
triebene Ausnahme-Limousine im
Alltagseinsatz. 

Beliebt bei 
nachhaltigen Unternehmen

Leistungsstark, lautlos und ele-
gant begeistert das Luxusgefährt
Umweltbewusste ebenso wie
Technikfans und Designfans;
nachhaltigkeitsorientierte Unter-
nehmen lassen damit Kunden und
Geschäftspartner abholen. Nina
Ruge und Hannes Jaenicke als
Laudatoren des Bayerischen

Staatspreises für Elektromobilität
schätzten die Qualitäten des beson-
deren Taxis ebenfalls, als sie im
Tesla zur Preisverleihung chauf-
fiert wurden. 

Auch wirtschaftlich stimmt die
Rechnung: Nie steht der Tesla lan-
ge am Taxistand. Ein Stammkun-
de lässt sich zweimal pro Woche
zum Bodensee fahren; die kurze
Ladezeit am SuperCharger vor der
Rückfahrt nutzt der Fahrer zur
Kaffeepause. Das größte Abenteu-
er auf den bisher fünf Erdumrun-
dungen erlebte ein Brautpaar auf
der Hochzeitsfahrt im festlich de-
korierten Tesla-Taxi: Die beiden
fühlten sich wie im siebten Him-
mel. Das Tesla-Taxi kann unter
www.umwelt-taxi-muenchen.de
vorbestellt werden. 

In der modernsten Omnibuslackierung Europas im EvoBus Werk
Neu-Ulm können täglich bis zu 41 Einheiten effizient und umwelt-
gerecht lackiert werden. 

Jubiläum in 
Europas modernster
Omnibuslackierung 

Lackierung des 75.000sten Fahrzeuges 
im EvoBus Werk Neu-Ulm 

Stuttgart/Neu-Ulm – Mit einem Setra S 519 HD der Comfort Class
für das spanische Bus-Unternehmen ALSAwurde am Montag am
EvoBus Standort Neu-Ulm in der modernsten europäischen
Lackieranlage für Omnibusse die 75.000ste Rohkarosse seit 1998
lackiert. 

Rund 450 qualifizierte Fachar-
beiter sorgen in der 25.000 Qua-
dratmeter großen Lackieranlage
dafür, dass täglich bis zu 41 Ein-
heiten effizient und umweltge-
recht lackiert werden können. Die
Fahrzeuge werden bei einem ho-
hen Automatisierungsgrad indi-
viduell nach Kundenwunsch la-
ckiert. Um ein gleichbleibend ho-
hes Qualitätsniveau sicherzustel-
len, bildet das Unternehmen selbst
Fahrzeuglackierer aus. 

Einziger Hersteller mit 
Fertigung in Deutschland

Dr. Marcus Nicolai, Leiter Pro-
duktion Daimler Buses: „Wir sind
der einzige Bus-Hersteller, der
noch in Deutschland fertigt und
das in herausragender Qualität.
Darauf sind wir stolz. Das Ju-
biläum in der Lackierung ist ein
eindrucksvoller Beleg dafür, was
unsere Mannschaft hier Tag für
Tag leistet. In unserem modernen
Lackiercenter veredeln wir Omni-
busse auf höchstem Niveau und
mit größtmöglicher Flexibilität.“ 

Standort Neu-Ulm

In Neu-Ulm erfolgt nach der
Grundierung der Karossen der
Lackauftrag mittels einer ver-
brauchsoptimierten Verfahrens-
technik, die zudem Zeit spart.
Insgesamt acht Roboter garantie-

ren eine gleichmäßige Beschich-
tung bei vergleichsweise gerin-
gem Materialverbrauch von ca.
13 Kilogramm Lack pro Kom-
plettlackierung. Weitere Prozess-
schritte sind die Dekorbeschich-
tung im Innenraum, die Hohl-
raumkonservierung sowie der
Fahrwerkschutz, bevor die Spe-
zialisten des Bereichs Colorfinish
die Karosserien mit viel Finger-
spitzengefühl je nach Kunden-
wunsch mit den individuell ge-
stalteten Motivfolien bekleben.
Neben der ausschließlichen Ver-
wendung von lösemittelarmen
Lacken trägt auch ein regenerati-
ves Abluftsystem in der Lackier-
anlage zum Umweltschutz bei.
Die strengen gesetzlichen Emis-
sionswerte werden in Neu-Ulm
dadurch deutlich unterschritten. 

Der Standort Neu-Ulm mit sei-
nen rund 3.700 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ist eine tragende
Säule für EvoBus und Daimler
Buses. In Neu-Ulm befindet sich
das Kompetenzcenter Lackierung
für EvoBus, das Entwicklungs-
zentrum für Hochbodenfahrzeu-
ge, das Designcenter für alle Bau-
reihen sowie das Setra Kunden-
center. Die aus Neu-Ulm stam-
menden Stadt-, Reise- und Über-
landbusse der Marken Mercedes-
Benz und Setra genügen nur den
höchsten Ansprüchen und beste-
chen durch Produktqualität und
zukunftssichere Technologien. 

Bäume schwitzen für eine kühle Stadt
Winterlinden (Tilia cordata) transpirieren nicht in jeder Um-
gebung gleich stark, wie Studien von Mohammad Rahman
von der Technischen Universität München zeigen. 

In erhitzten Städten im Sommer kühlt ihre Transpiration offen
angelegte Plätze mit Grünstreifen effektiver als gepflasterte, enge
Plätze. Dafür verantwortlich sind lokale Unterschiede in Me-
teorologie und Boden. Aktuelle Ergebnisse präsentierte Rahman
auf der Jahrestagung der Gesellschaft für Ökologie in Marburg.

Häuserschluchten, Straßen und Plätze heizen sich im Sommer
besonders stark auf. Bäume kühlen den Asphalt unter ihren Kro-
nen um bis zu 20 °C und die Luft um bis zu 2 °C ab, wie Studien
von Mohammad Rahman von der Technischen Universität Mün-
chen gezeigt haben. Neueste Ergebnisse des Pflanzenökologen
belegen, dass die besonders häufig in Städten gepflanzten Win-
terlinden (Tilia cordata) je nach Bedingungen am Wuchsort ihre
Umgebung unterschiedlich stark abkühlen können.

Die genaue Funktionsweise der „grünen Klimaanlage“ erklärte
Rahman auf der Jahrestagung. Die optimale Kühlwirkung an
Sommertagen liefern diejenigen Stadtbäume, die auf offen ange-
legten Plätzen in Grünstreifen wachsen. Auf gepflasterten, engen
Plätzen mit kleinen Aussparungen für die Bäume ist die Kühllei-
stung der „grünen Klimaanlage“ um 20 Prozent geringer. 
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innova-
tive Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb 
EasyDrive, der während der Fahrt den Wechsel zwischen 

mecha nischem und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) 
erlaubt, der komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien-
konzept oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW 
(299 PS). Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter 
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Mercedes-BenzUnimog:

Winter-Sparwochen 2016
Bis zu 32 Prozent Preisvorteil für Bremsteile und Wartungspaket

Die Tage werden kürzer, die Temperaturen sinken, und die
Straßenverhältnisse werden schwieriger. Für die Betreiber des
Mercedes-Benz Unimog steht jetzt ein perfekter, reibungsloser
Start in die kalte Jahreszeit bevor: Bei den Unimog Winter-
Sparwochen bis 31.12.2016 können sie ihr Fahrzeug zu beson-
ders günstigen Konditionen winterfest machen und profitieren
von attraktiven Sonderkonditionen. Der Preisvorteil beträgt
bis zu 32 Prozent. Die Aktionsrabatte gelten für viele winter-
spezifische Ersatzteile- und Serviceangebote wie beispielsweise
Bremsen für Unimog und MBtrac, das Unimog Wartungspa-
ket BlueTec 6 oder warme Winterjacken aus der Unimog
Collection. Die Aktionsrabatte im Rahmen dieser Sonderakti-
on stehen bei den teilnehmenden Unimog Servicepartnern in
ganz Deutschland zur Verfügung.

Ob Unimog-Geräteträger oder
hochgeländegängiger Unimog:
Wie bei jedem Fahrzeug zählen
auch beim Unimog die Bremsen
zu den wichtigsten Bauteilen. Im
täglichen Einsatz sind sie im Win-
ter besonders widrigen Einflüssen
ausgesetzt. Schmutz, Sand, Gra-
nulat, Splitt, Steine und Wasser
verursachen Abnutzungserschei-
nungen, die durch chemische
Substanzen und Taumittel wie
Streu- oder Feuchtsalz noch ver-
stärkt werden. 

Deshalb stehen Bremsbeläge,
Bremsscheiben und Bremsbacken
im Mittelpunkt der Unimog Win-
ter-Sparwochen 2016. Die Ange-
bote gelten für alle aktuellen und
auch viele frühere Baureihen des
Unimog sowie des MBtrac von

Mercedes-Benz. Die rechtzeitige
Erneuerung dieser wichtigen Teile
stellt die Einsatzsicherheit der
Fahrzeuge sicher und macht sie fit
für die harten Wintermonate mit
Eis, Schnee und Salz.

Filterwechsel

Das Wartungspaket für den
Unimog BlueTec 6 beinhaltet
den Tausch aller Filter, die bei den
aktuellen Unimog Baumustern U
216, U 218, U 318, U 423, U
427, U 430, U 527 und U 530
in der Serienausstattung verbaut
sind und im Rahmen des War-
tungsdiensts getauscht werden
müssen. Erneuert werden die Öl-
filter, die Kraftstoff- und Kraft-
stoffvorfilter, die Arbeitshydrau-

likfilter inklusive Dichtung, die
AdBlue-Filter sowie die Trock-
nerpatrone für die Klimaanlage
zu einem Preis, der während der
Winter-Sparwochen 2016 um 20
Prozent reduziert ist.

Nicht nur der Unimog, sondern
auch der Unimog-Fahrer sollte fit
und warm eingepackt in den Win-
tereinsatz starten. Die Winter-
jacke mit vielen praktischen De-
tails und die leichte Winter-Soft-
shell-Jacke aus der Unimog
Collection stehen bei den Uni-
mog Winter-Sparwochen 2016 zu
besonders günstigen Preisen im
Angebot. Die Jacken von Größe
S bis XXXL schützen perfekt ge-
gen Kälte, eisigen Wind, Regen
und Schnee.

Neben den speziellen Sonder-
angeboten der Unimog Winter-
Sparwochen bieten die Unimog
Servicepartner ein umfassendes
Sortiment an Original-Teilen und
Original-Tauschteilen, die die
Fitness der Unimog und MBtrac
Fahrzeuge im Winter erhöhen.

Mercedes-Benz Original-Teile
sind exklusiv von Mercedes-
Benz entwickelt, fabrikneu und
erfüllen höchste Qualitätsanfor-
derungen. Das garantiert hohe
Langlebigkeit und sorgt für kurze
Stand- bzw. Ausfallzeiten.

Daneben gibt es die preiswerte-
ren Mercedes-Benz Original-
Tauschteile wie beispielsweise
Tauschmotoren- und -getriebe, und
auch hier können Unimog- und
MBtrac-Kunden auf Spitzenqua-
lität vertrauen. Die Original-
Tauschteile werden durch eine um-
fassende Wiederaufbereitung in
ihren Originalzustand versetzt und
auf den neuesten technischen
Stand gebracht. Dabei nimmt der
Unimog Servicepartner das de-
fekte Altteil in Zahlung und der
Kunde erhält ein Original-Tausch-
teil mit derselben weltweiten Ga-
rantie und Gewährleistung, wie sie
auch für neue Mercedes-Benz Se-
rienteile gilt. Das rechnet sich spür-
bar, vor allem für die Besitzer von
Fahrzeugen älterer Baureihen. 

München vertraut dem Unimog
Rechtzeitig vor dem Start in die Winterdienstsaison übernahmen
Fuhrparkmanager Bernhard Deutinger und Norbert Peter, Lei-
ter der Vergabestelle, vier neue Unimog U423 für die Landes-
hauptstadt München aus der Hand von Werner Ottl, verantwort-
licher Verkäufer bei Henne Nutzfahrzeuge. 

Die mit einem Euro VI Motor
(223 PS) und einem stufenlosen
hydrostatischen Fahrantrieb aus-
gestatteten Universal-Geräteträ-
ger sind jeweils mit einem Gmei-
ner Feuchtsalzstreuer 2,5 cbm
und einem Schmidt Seiten-
schneepflug CP3 bestückt und
sorgen im Winter für freie
Straßen. Im Sommer werden sie
hauptsächlich zum Randstreifen

mähen und Leitpfosten waschen
eingesetzt. 

Kompakter Radstand

Durch den kompakten Radstand
von nur drei Metern ist der U423
äußerst wendig und kann mittels
der Leistungshydraulik VarioPo-
wer per Multifunktions-Joystick
bedient werden. Das Freisichtfah-

rerhaus gewährt eine sehr gute
Sicht auf die Frontanbaugeräte so-
wie den Straßenverkehr und erfüllt
zusätzlich höchste Sicherheitsstan-
dards wie z.B. die ECE-R29/02,
einen international anerkannten
Festigkeitsnachweis für den Über-
lebensraum aller Insassen in Nutz-
fahrzeugen und die Schwer-Ent-
flamm-/Brennbarkeitsprüfung
nach der Gefahrenschutzverord-
nung FMVSS 571.302. Mit lan-
gen Wartungsintervallen von
1.400 Betriebsstunden bzw. zwei
Jahren sind die Fahrzeuge beson-
ders wirtschaftlich. 

Unser Bild zeigt von links Bernhard Deutinger, Norbert Peter (beide Stadt München) und 
Werner Ottl (Henne Nutzfahrzeuge) sowie die Mitarbeiter der Stadt München, die die Unimogs in
Zukunft fahren dürfen. Bild: RED

Der Unimog Geräteträger U 423 mit Euro-VI-Motor OM 934,
170 kW (231 PS) Leistung und 5,1 Litern Hubraum. 

Mercedes-Benz startet 
privates Carsharing in München

Stuttgart/München. Unkompliziert, sicher und verlässlich – die
neue Carsharing-Plattform von Mercedes-Benz geht online.
Croove heißt der neue, App-basierte Service, der private Fahr-
zeuganbieter und -mieter zusammenbringt. Croove startet
zunächst in München und ist offen für Fahrzeuge aller Marken.
Zugleich ist die Peer-to-Peer Carsharing-Plattform ein weiteres
Projekt der CASE-Strategie, das den Sprung von der Idee in die
Umsetzung macht. Unter dem Begriff CASE wird die strategische
Ausrichtung bei MercedesBenz Cars zusammengefasst, die die
Zukunftsthemen „Vernetzung“, „autonomes Fahren“, „Sharing“
und „elektrische Antriebe“ zu einer Einheit bündelt. 

Innovative und flexible Mo-
bilitätsdienstleistungen gehören
schon seit langem zum Geschäfts-
modell/Angebot der Daimler AG.
Auf dem Weg vom Premiumfahr-
zeughersteller zum Mobilitätsan-
bieter baut das Unternehmen sein
Serviceangebot immer weiter
aus. Der Mensch und seine Be-
dürfnisse rücken dabei noch stär-
ker in den Mittelpunkt. Mit der
Gründung der neuen Carsha-
ring-Plattform Croove (www.
letscroove.com) gibt Mercedes-
Benz dem Megatrend der Sha-
ring Economy einen weiteren
Impuls: Teilen statt Besitzen.
Der entscheidende Unterschied
zu Carsharing-Modellen wie
car2go: Mit Croove können nun
auch private Fahrzeugbesitzer
ihr Auto teilen.

Croove bietet dabei beiden Par-
teien Vorteile. So finden Mieter
schnell und unkompliziert ein ge-
pflegtes und sicheres Fahrzeug
passend zu ihrem Mobilitätsbe-
dürfnis und sind unabhängig von
einer festen Verleihstation. Sie
können gegenüber klassischen
Autovermietungen Geld sparen

und sicher sein, wirklich das ge-
wünschte Modell und nicht nur
irgendein Fahrzeug einer be-
stimmten Kategorie zu erhalten.
Vermieter hingegen können die
Auslastung ihres Autos optimie-
ren und zugleich Geld mit dem
eigenen Pkw verdienen. „Ein Au-
to steht im Durchschnitt 23 Stun-
den am Tag. Warum sollte es sich
in dieser Zeit nicht etwas dazu-
verdienen? Carsharing ist ein
wichtiger Baustein für den Groß-
stadtverkehr von morgen“, so Dr.
Dieter Zetsche, Vorstandsvorsit-
zender der Daimler AG und Lei-
ter Mercedes-Benz Cars.  

Smartphone nötig

Croove ist Smartphone-basiert.
Die entsprechende App kann ab
Dezember zunächst bei Apple
iTunes heruntergeladen werden,
aber schon bald nach dem Start
wird es auch eine Android-App
im Google Play Store sowie eine
Desktop-Website für die Bu-
chung eines Fahrzeugs geben.
Der unkomplizierte Zugang und
eine hohe Bedienungsfreundlich-

keit stehen klar im Fokus. Ver-
mieter legen online ein Profil mit
den Daten ihres Fahrzeugs inklu-
sive Sonderausstattung an und
geben ihre Preisvorstellung ein –
auch dabei hilft die App. Croove
ist markenunabhängig, die Fahr-
zeuge müssen in einem guten Zu-
stand sein und dürfen nicht älter
als 15 Jahre sein.

Mindestalter 21

Mieter (Mindestalter: 21 Jahre,
im Besitz eines gültigen Führer-
scheins) registrieren sich – und
schon können sie per App poten-
zielle Vermieter kontaktieren und
Termine vereinbaren. Die Fahr-
zeugübergabe findet beim Start
von Croove zunächst entweder
persönlich oder mit Hilfe eines
(kostenpflichtigen) Hol- und
Bring-Dienstes statt. Auch die
Einführung einer keyless-basier-
ten Lösung, die dem Mieter er-
möglichen soll, das Fahrzeug mit
Hilfe eines PINs zu übernehmen,
ist perspektivisch angedacht. Den
Zustand des Fahrzeugs überprü-
fen und dokumentieren Vermieter
und Mieter bei einem gemeinsa-
men Kontroll-Rundgang bei Ab-
holung und Übergabe. Dazu gibt
es eine Checkliste im digitalen
Mietvertrag, den Croove stellt.
Auch die bargeldlose Zahlung er-
folgt über die App. Und natürlich
ist nach dem Mietvorgang eine
In-App-Bewertung beider Partei-
en möglich, was zusätzlich Trans-
parenz und Sicherheit schafft. 



AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNEN14 GZ08. 12. 2016

GemeindeZeitungBAYERISCHEGemeindeZeitung
ISSN 0005-7045
Fachblatt der KPV in Bayern 
Herausgeber:
Landrat Stefan Rößle
Redaktion:
Anne-Marie von Hassel (verantwortlich)
Doris Kirchner, Chefin vom Dienst
Jakob Döring 
Telefon 08171 / 9307-11
Ständige Mitarbeiter:
Lutz Roßmann (Landtag)
Prof. Klaus Jamin (EDV-Specials)
Jörg Kunstmann (KPV)
Peter Müller
Die Zeitung und alle in ihr enthaltenen
Beiträge und Abbildungen sind 
urheberrechtlich geschützt. 
Mit Ausnahme der gesetzlich zuge-
lassenen Fälle ist eine Verwertung ohne
Einwilligung des Verlages strafbar.
Für unverlangt eingesandte Manuskripte,
Dokumente und Fotos wird 
keine Gewähr übernommen.
Namentlich gekennzeichnete Artikel 
geben nicht unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder.
Anzeigen- und Vertrieb:
Constanze von Hassel (verantwortlich)
Telefon 08171 / 9307-13
Zur Zeit gilt die Anzeigenpreisliste 
Nr. 50 vom 01.01.2016
Anzeigenschlusstermine: 
siehe Erscheinungs- und Themenplan
Veranstaltungen:
Theresa von Hassel (verantwortlich)
Telefon 08171 / 9307-10
Erscheinungsweise:
22 Ausgaben jährlich 
(mit zwei Doppelausgaben)
Jahresbezugspreis Inland: 
€ 76,10 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Lieferanschriften:
(Abrechnung über eine Adresse)
€ 38,25 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Zeitungen:
(Abrechnung und Lieferung an eine
Adresse) € 27,-- zzgl. MWSt.
Kündigung:
zwei Monate vor Jahresende 
schriftlich an den Verlag
Verlags- und Geschäftsleitung:
Anne-Marie von Hassel
Constanze von Hassel
Anschrift und Sitz des Verlags 
und aller verantwortlichen Personen:
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH
Postanschrift: 
Postfach 825, 82533 Geretsried
Paketanschrift:
Breslauer Weg 44, 82538 Geretsried
Telefon 08171 / 9307-11
Telefax 08171 / 805 14
eMail: info@gemeindezeitung.de
Internet: www.gemeindezeitung.de
Bankverbindungen:
Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen
IBAN: DE38 7225 1520 0010 0215 66
BIC BYLADEM1DLG
VR Bank Kaufbeuren-Ostallgäu eG
IBAN: DE96 7346 0046 0000 1443 20
BIC: GENODEF1KFB
Inhaber- und 
Beteiligungsverhältnisse:
100 % Verlag Bayer. Kommunalpresse
GmbH, Geschäftsführerinnen: 
Anne-Marie von Hassel
Constanze von Hassel
Theresa von Hassel
Druck und Auslieferung:
DZO Druckzentrum Oberfranken
GmbH & Co. KG
Gutenbergstr. 1, 96050 Bamberg
Für die Herstellung dieser Zeitung wird 
Recycling-Papier verwendet.

Lokschuppen Rosenheim:

207.581 Besucher in der
Ausstellung „WIKINGER!“

Eines der erfolgreichsten Projekte in der Geschichte des Ausstellungszentrums

Die Erlebnisausstellung „WIKINGER!“ im Lokschuppen Ro-
senheim ist kürzlich mit 207.581 Besuchern zu Ende gegangen.
Damit zählt die faszinierende Schau um das legendäre Volk aus
dem hohen Norden zu den erfolgreichsten Ausstellungen
Deutschlands. In der internen Rangfolge des Lokschuppens
liegen die Wikinger an vierter Stelle aller bisherigen 42 Aus-
stellungen.

„WIKINGER!“ war eine Aus-
stellung der Veranstaltungs +
Kongress GmbH Rosenheim

(VKR). „Wir freuen uns sehr über
dieses Ergebnis“, erklärte Ge-
schäftsführer Peter Lutz. „Unser

Konzept einer wissenschaftlich
fundierten Erlebnisausstellung,
die auch Familien anspricht, ist
voll aufgegangen.“ 

Die VKR hatte rund 2,5 Mil-
lionen Euro in die Ausstellung
investiert. Die Inszenierung von
mehr als 500 ausgestellten Ori-
ginalen aus der Wikingerzeit bot
an 40 interaktiven Medienstatio-
nen Geschichte zum Anfassen
und erzählte von Beutezügen,
vergrabenen Schätzen, Strategie,
Gefahr und Kampf, von starken
Wikingerinnen und Geheimnis-
sen der erfolgreichen Seefahrer.
Mit über 200.000 Besuchern
konnte der Lokschuppen seine
Position unter den Besten der
deutschen Ausstellungshäuser
halten. 

Erfolgreiche 
Museumspädagogik

Das museumspädagogische
Programm des Lokschuppens
ist an den bayerischen Schulen
eine feste Größe. „Wir haben
uns auch als schönstes Klas-
senzimmer Bayerns etabliert“,
so der Leiter des Ausstellungs-
zentrums Lokschuppen Dr. Pe-
ter Miesbeck. „Denn die Teil-
nehmerzahlen an den Work-
shops für Schulklassen sind be-
reits im sechsten Jahr in Folge
angestiegen.“ 

Über 17.000 Schülerinnen
und Schüler – fast 2.000 mehr
als beim „Regenwald“ im ver-
gangenen Jahr – nahmen an
rund 800 Workshops teil. Allei-
ne zu den Schulaktionswochen
kamen mehr als 7.000 Schüler.
Das Ausstellungszentrum wur-
de zur kleinsten Schiffswerft
Deutschlands. In 555 Workshops
bastelten die Schulkinder über
12.000 Wikinger-Schiffe, die sie

mit nach Hause nehmen durften.
Die Bilanz beweist auch, dass
die Lokschuppen-Besucher die
Ausstellungen gerne intensiv
erleben. Fast 60.000 Menschen
nahmen an mehr als 3.000
Führungen teil, über 20.000 be-
suchten Workshops. 

Immer beliebter werden die
Taschenlampenführungen.
33mal erkundeten insgesamt
500 Erwachsene und Kinder
die Welt der Wikinger außer-
halb der regulären Öffnungs-
zeiten im Schein der Taschen-
lampe. Optisches Highlight zur
Ausstellung war das Wikinger-
Schiff auf dem Lokschuppen-
Vorplatz. Der Lokschuppen
hatte das Originalschiff aus
dem Film „Wickie auf großer
Fahrt“ gekauft, es wurde zum
beliebten Fotoobjekt der Be-
sucher. 

In einem Namenswettbewerb
mit der Heimatzeitung OVB
wurde der neue Name „Wikerl“
gefunden. Insgesamt kamen
über 800 Namensvorschläge.
„Wikerl“ wird nach Ende der
Ausstellung an die Chiemsee-
Erlebnis GmbH verkauft, die es
dann ab dem Frühjahr 2017 auf
dem Chiemsee betreiben wird. 

„PHARAO“ zeigt 2017
das Leben im alten Ägypten

Nach der Ausstellung ist vor
der Ausstellung: Bereits begon-
nen haben der Abbau und der
Rücktransport der Exponate.
Denn vom 24. März bis zum 17.
Dezember entführt „Pharao –
Leben im alten Ägypten“ die
Besucher an die Ufer des Nils
und nimmt sie mit in die Sozial-
geschichte einer der ältesten
Hochkulturen der Welt.

400 Exponate von internatio-
nalen Leihgebern, 15 Modelle
und zahlreiche Medienstatio-
nen veranschaulichen die Ge-
schichte Altägyptens. Ein Le-
ben zwischen Menschen und
Göttern, zwischen Himmel und
Erde – ein Leben von Men-
schen die an Kulten und Krie-
gen teilnahmen und den Pharao
verehrten. Karten gibt es be-
reits jetzt im Vorverkauf. 

„Wikerl“ verlässt mit Hilfe des Lokschuppen-Teams den Vor-
platz. Am Seil ziehen von links: VKR-Geschäftsführer Peter
Lutz, der Leiter des Ausstellungszentrums Lokschuppen 
Dr. Peter Miesbeck, Teresa Frank, Maximilian Wulf, Elena
Sangl, Laura Thiemann, Daniel Walcher, Stefanie Kießling
und Barbara Huber. 

Städtebauförderung:

Rund 8,5 Mio. Euro
für neue Kulturwerkstatt 

in Nürnberg
Mit Hilfe von Städtebauför-
dermitteln unterstützen der
Freistaat Bayern, der Bund
und die EU unterschiedliche
Maßnahmen zur Aufwertung
von Ortskernen und Städten.
Seit 1971 hat der Freistaat
mehr als vier Milliarden Euro
bayernweit in Maßnahmen
der Städtebauförderung inve-
stiert. Davon sind ca. 114 Mil-
lionen Euro in die mittelfrän-
kische Metropole Nürnberg
geflossen.

Zuletzt wurde die Industrie-
halle auf dem ehemaligen AEG-
Südgelände mit Hilfe staatlicher
Fördermittel von 8,5 Millionen
Euro zur „Kulturwerkstatt Auf
AEG“ umgebaut. Damit werde
das Viertel für die Bürgerinnen
und Bürger massiv aufgewer-
tet, erklärte Innen- und Baumi-
nister Joachim Herrmann an-
lässlich der feierlichen Bau-
übergabe Ende November in
Nürnberg.

Tatkräftige Unterstützung
durch den Freistaat

Schon seit Jahren begleite
der Freistaat die mittelfränki-
sche Metropole beim Wandel
vom Industriestandort hin zu
einem lebenswerten Wohn-
und Dienstleistungsquartier
und unterstütze sie tatkräftig
mit Fördermitteln. Gerade die
Weststadt sei von massivem
Strukturwandel geprägt, erläu-
terte Herrmann. Darüber hin-
aus habe der Freistaat nach der
Betriebseinstellung bei den Fir-
men Triumph-Adler, AEG und
Quelle mit einem Sofortpro-
gramm für Nürnberg und Fürth
reagiert.

Erhöhter Fördersatz

Mit einem 105 Millionen
starken Strukturprogramm habe
man beiden Städten von 2010
bis 2014 beim Umbau ihrer ge-
werblichen Brachflächen gehol-
fen. Aus diesem Programm ha-
be Nürnberg einen erhöhten
Fördersatz von 80 Prozent für
die rund 17,3 Millionen Euro
teure „Kulturwerkstatt Auf AEG“
erhalten. Die neue Kulturwerk-
statt sei auch ein wichtiger Bei-
trag für das kulturelle Leben er-
gänzte Herrmann.

Mit Hilfe der ca.114 Millio-
nen Euro Fördermittel für
Nürnberg konnten bisher u.a.
der öffentliche Raum in der
Innenstadt aufgewertet und ei-
nige Stadtteile im Süden ent-
wickelt werden. Durch die An-
siedlung von Bildungseinrich-
tungen, Forschungsinstituten
sowie innovativen Unterneh-
men sei mit Hilfe der Städte-
bauförderung die sogenannte

„Wissenschaftsmeile“ zwischen
Nürnberg und Fürth entstan-
den, stellte der bayerische
Innenminister abschließend
fest. rm

Europaregion Donau-Moldau:

Geplante Aktionen 
Die Zusammenarbeit in der Europaregion Donau-Moldau
soll künftig intensiviert werden – dies ist eines der Ergeb-
nisse der Mitgliederversammlung des Trägervereins Euro-
paregion Donau-Moldau e.V. Kürzlich kamen die Vertre-
ter des Europaregion Donau-Moldau e.V. (EDM) zu ihrer
fünften ordentlichen Mitgliederversammlung in den Räu-
men des Zweckverbandes der Abfallwirtschaft in Strau-
bing zusammen. 

Gastgeber Landrat Josef
Laumer begrüßte die Gäste
mit einem „heute trennen wir
aber nicht, sondern wir ver-
binden“ und traf damit das
Thema des Tages auf den
Punkt. 

Netzwerkarbeit
wird ausgebaut 

Der Vorsitzende des Vereins,
Bezirkstagspräsident Dr. Olaf
Heinrich, betonte: „Durch die
großzügige Förderung des
Staatsministeriums der Finan-
zen sowie des Bezirks Nieder-
bayerns sind wir in der glückli-
chen Lage, die bereits hervor-
ragend laufende Netzwerkar-
beit in Richtung Tschechien
und Österreich als Akteur in
der Europaregion weiter aus-
zubauen. In Niederbayern ha-
ben wir vor allem bei den
Schwerpunkten Hochschul-
kooperationen sowie bei der
Vernetzung zwischen Wirt-
schaft und Wissenschaft beleg-
bare Erfolge erzielt.“

Im kommenden Jahr wird
Niederbayern den Vorsitz in
der EDM innehaben. „Es soll,
so meine Zielsetzung, ein ent-
scheidendes Jahr für die struk-
turelle Weiterentwicklung der
Zusammenarbeit werden“, so
Heinrich.

Niederbayern 
hat 2017 den Vorsitz

Die EDM ist im Jahr 2012
gegründet worden. „Wir ste-
hen in der Europaregion an ei-
ner Weggabelung. Hinter uns
liegen einige Erfolge. Nun
stellt sich die Frage nach der
Verbindlichkeit der Zusam-
menarbeit der einzelnen Teilre-
gionen. Die politische Prio-
rität der EDM muss diskutiert
werden, denn der nächste
Schritt müssen verbindliche
Strukturen, Finanzen und eine
gemeinsame Rechtsform sein“,
so Dr. Heinrich weiter.

Rechtliche Verankerung

Um die Zusammenarbeit mit
den tschechischen und öster-
reichischen Nachbarn noch
weiter intensivieren zu kön-
nen, beauftragte die Mitglie-
derversammlung den Vorstand
einstimmig, während der Zeit
des niederbayerischen Vorsit-
zes 2017 die Möglichkeiten
einer rechtlichen Verankerung
der Europaregion Donau-
Moldau abzustimmen und die-
se in die Wege zu leiten. 

Der Sprecher der nieder-
bayerischen Landräte, Landrat
Franz Meyer, bekräftigte die
Zielsetzung des Vorsitzenden

und merkte an, dass die EDM
in Brüssel auf Augenhöhe mit
den Metropolregionen Mün-
chen und Nürnberg etabliert
werden soll. Um diesem Ziel
noch näher zu kommen, brau-
che es aber gleiches Engage-
ment und eine verbindliche
Zustimmung in allen Regio-
nen.

„Das wird ein weiter Weg,
aber wir müssen ihn angehen“,
betonte Meyer. Regierungsprä-
sident Heinz Grunwald, der
als eine seiner letzten Amts-
handlungen bei der Sitzung da-
bei war, bestätigte die positive
Bewegung im Projekt der Eu-
roparegion Donau-Moldau.

Geplante Aktivitäten 

Über geplante Aktionen der
Europaregion Donau-Moldau
in Niederbayern informier-
ten die Projektmanagerinnen.
Sprachkompetenz für Tsche-
chisch in Ostbayern wird dabei
ein wichtiger Schwerpunkt
werden. So soll die frühkindli-
che Erziehung in Kindergärten
in tschechischer Sprache ange-
boten werden sowie entspre-
chender Unterricht an weiter-
führenden Schulen der Grenz-
region. Veranstaltungen wie
ein Sprachgipfel oder eine
Hochschulrektorenkonferenz
runden das Angebot auf akade-
mischer Basis ab.

Ebenso stehen Projekte wie
Imagefilme über die Region und
ein Willkommens-Check für
niederbayerische Kommunen
beim Thema Willkommenskul-
tur auf dem Programm. Außer-
dem soll ein Einkaufsführer für
den ostbayerischen Raum – er-
gänzt durch touristische Wander-
und Radwegekarten – Besucher
aus Tschechien und Österreich
anlocken.

Personell gut aufgestellt

Personelle Veränderungen
gab es im Frühjahr 2016 in
der Geschäftsstelle in Freyung.
So ermöglichte das Bayerische
Finanzministerium mit dem
Entwicklungsgutachten zum
Ausbau der grenzüberschrei-
tenden Beziehungen zwischen
Bayern und der Tschechischen
Republik zusätzlich zu den
zwei bestehenden Projektma-
nagerinnen die Förderung von
zwei weiteren Personalstellen.
Dabei handelt es sich um ein
Netzwerkmanagement Bay-
ern-Böhmen sowie ein Bera-
tungsbüro für die EU-Förder-
programme Interreg B und In-
terreg Europe. Alle nieder-
bayerischen Landkreise kön-
nen das Förderangebot in An-
spruch nehmen. 

Archäologischer Lehrpfad 
in Manching ist eröffnet

Erstes LEADER-Projekt 
im Landkreis Pfaffenhofen umgesetzt 

Vor kurzem wurde mit dem archäologischen Lehrpfad in
Manching das erste umgesetzte LEADER-Projekt im Land-
kreis Pfaffenhofen a.d.Ilm eröffnet. Von der Projektidee bis zur
Umsetzung ist dank LEADER nur ein Jahr vergangen.

Grußworte sprachen Landrat
Martin Wolf, Manchings Bür-
germeister Herbert Nerb,
LEADER-Koordinatorin Irm-
gard Neu-Schmid vom Amt 
für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (AELF) sowie
Museumsleiter Dr. Wolfgang
David. 

20 Tafeln an elf Stationen

Eine Delegation aus Projekt-
beteiligten, dem Keltisch-Römi-

schen Freundeskreis e.V., der
Lokalen Aktionsgruppe Land-
kreis Pfaffenhofen e.V. hatte die
Möglichkeit, den Lehrpfad in
Augenschein zu nehmen. Die-
ser umfasst insgesamt 20 Tafeln
an elf Stationen. Diese beschrei-
ben wichtige archäologische
Fundstellen. Dazu zählen auch
außergewöhnliche Einzelfunde
von europäischer Bedeutung
wie der Goldschatz, das goldene
Kultbäumchen oder die einzig-
artigen Achsnägeln. 

Von links: Carmen Glaser, LAG-Managerin und LAG-
Geschäftsführerin, Irmgard Neu-Schmid, LEADER-Koor-
dinatorin, Museumsleiter Dr. Wolfgang David, Bürgermeister
Herbert Nerb und Landrat sowie 1. LAG-Vorsitzender Martin
Wolf. 
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„Also das mit dem Cyber-
angriff auf die Telekom ist ja
wohl der Hammer. Berichte
über die Bedrohungen durch
Kriminalität im Internet, durch
Manipulationen der Meinungs-
bildung mittels Trollen und
Attacken von Cyber-Terroristen
sind ja derzeit an der Tagesord-
nung, aber persönlich so nah
habe ich die Gefahr noch nie
gespürt.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, gehörte zwar auch
privat nicht zu den rund 900.000 Betroffenen,
deren Router manipuliert werden sollten, aber
nicht zuletzt durch die auch im Rathaus immer
wieder auszuführenden Sicherheitschecks ist er
doch aufs Höchste sensibilisiert.

Ehrlich gesagt, ich kann ihn verstehen. Es ist
schon etwas anderes, ob man im Büro, noch dazu
in einer Behörde wie der Kommunalverwaltung,
nolens volens damit rechnen muss, dass irgend-
welche Nerds versuchen, Schabernack mit dem

Netzwerk zu treiben oder vielleicht auch Leute
mit weit finstereren Absichten nach Schwachstel-
len im Sicherheitssystem suchen, oder ob man
buchstäblich in den eigenen vier Wänden vor 
Cyberangriffen nicht mehr sicher ist.

Man sagt ja, dass Wohnungseinbrüche vor al-
lem deshalb so übel sind, weil die Täter in den in-
nersten Schutzraum der Menschen eindringen, in
ihre persönlichste Umgebung, in der man sich
geborgen und sicher fühlen will. Diese Sicherheit
und dieses Geborgensein zerstören die Täter,
wenn sie sich gewalttätig Zutritt verschaffen und
mit ihren gierigen Händen klarmachen: Wir ha-
ben die Kontrolle über Dein Heim übernommen. 

Aber ist es nicht eigentlich dieselbe Botschaft,
die man bekommt, wenn irgendwelche Subjekte
in den Router daheim eindringen oder, wie in
anderen Zusammenhängen zu lesen war, den
Kühlschrank, den Fernseher, die Stereoanlage
oder die Türkamera übernehmen und zu Teilen
gigantischer, aufeinander abgestimmter virtuel-
ler Bot-Legionen machen? Wir dringen in Dein
innerstes Sanktuarium vor und machen in Dei-
nem Haus, was wir wollen.

Experten sagen uns, dass die Attacke auf die

Router schlampig ausgeführt
wurde und die Täter Fehler
gemacht hätten. Im schlimms-
ten Falle hätten sie eine Bot-
Armee gebildet, die eine Viel-
zahl von Websites hätte lahm-
legen können. Vorbilder gibt
es wohl schon, etwa einen
Angriff auf eine von zahlrei-
chen Online-Händlern genutz-
te Schnittstelle oder den wohl
temporär erfolgreichen Ver-
such, ein größeres afrikani-

sches Land datentechnisch vollständig von der
Außenwelt zu isolieren. Schöne neue Welt.

Was mich dabei so fertig macht: Ich verstehe die
Mechanismen dahinter eigentlich nicht. Einbruch
ist klar: Scheibe einschlagen oder Tür aufhebeln,
rein und alles mitgehen lassen. Aber tausende von
Geräten, die zu welchem harmlosen Zweck auch
immer dienen, so digital zu versklaven, dass sie auf
Befehl von außen zum Beispiel Spam-Mails ver-
schicken: Das ist mir zu hoch. Lächerlich einfach,
sagen mir IT-Freaks, entsprechende Software ist
frei im Internet verfügbar. Und genau an dem
Punkt friert es mich. Sind wir denn schutzlos? 

So großartig der Erfolg der Polizei im Falle
des weltweiten Avalanche-Netzwerks war und so
toll offenbar die Zusammenarbeit der verschie-
denen Polizeibehörden geklappt hat, sind die
Zahlen schon beeindruckend: Mehrere hundert
Millionen Dollar Schaden, Tätigkeit in 180 Län-
dern. Ein paar Fakten zum Nachdenken für die-
jenigen in Europa und darüber hinaus, die mei-
nen, alle Probleme wären gelöst, wenn wir wie-
der Menschen mit Dienstmützen an die Grenzen
schicken und Zollschranken aufbauen. Die Brü-
der und Schwestern, die uns hier tatsächlich be-
drohen, arbeiten in einem virtuellen Raum, der
nicht mal den Begriff Grenze kennt. Deshalb wer-
den wohl die Guten aller Länder sich vereinigen
müssen, um den Bösen das Handwerk zu legen.

Mein Chef, der Bürgermeister, kann auch nur
gestehen, dass er sich erst Zeit nehmen muss, die
Gefahren unserer Zeit zu durchdenken. Am An-
fang mag die Erkenntnis von Umberto Eco ste-
hen: „Der Computer ist keine intelligente Ma-
schine, die dummen Menschen hilft, sondern eine
dumme Maschine, die nur funktioniert, wenn sie
von intelligenten Menschen bedient wird.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Schöne neue 
Cyberwelt?

Integrationspreise Mittelfranken und Oberpfalz:

Auszeichnung 
innovativer Konzepte

„Integration kann nur vor Ort gelingen. Dort werden Werte und
Traditionen gelebt, dort wird unsere Sprache gesprochen. Die
heute prämierten Projekte sind schöne Beispiele für das vielfältige
Engagement zur Integration in unserem Land. Integration
braucht aber auch die Bereitschaft und eigene Anstrengungen der
Zuwanderer. Diese fordern wir ein. Ebenso wie die Anerkennung
unserer Werteordnung und Leitkultur“, erklärte Sozialministerin
Emilia Müller bei der Verleihung des Integrationspreises Mittel-
franken in Nürnberg und des Integrationspreises Oberpfalz in
Regensburg.

Der erste Preis des Integrations-
preises Mittelfranken, dotiert mit
insgesamt 2.800 Euro, ging zu
gleichen Teilen an die Städtische
Wirtschaftsschule im Röthelheim-
park Erlangen für das Projekt
„Emily und Rashid“- ein Theater-
projekt von Schülern der Wirt-
schaftsschule und gleichaltrigen
Flüchtlingen aus der Staatlichen
Berufsschule Erlangen und an das
„Interkulturelle Konzertprojekt“
der Staatlichen Berufsschule Neu-
stadt an der Aisch–Bad Winds-
heim für die Gestaltung eines in-
terkulturellen Konzertabends ge-
meinsam mit Schülern des Frie-
drich-Alexander-Gymnasiums
Neustadt an der Aisch.

Der zweite Preis mit einem
Preisgeld von 1.200 Euro wurde
an das Familienzentrum MatZe in
Schwabach für das „Integrations-
patenprojekt“ überreicht. Dem Fa-
milienzentrum MatZe ist es in Ko-
operation mit der Stadt Schwa-
bach, der Christian-Maar Grund-
schule, sowie dem Sonderpädago-
gischen Förderzentrum Schwa-
bach gelungen, ein breit angeleg-
tes Unterstützersystem für Kinder
aus sozial schwachen Familien so-
wie Kindern mit Migrationshinter-
grund zu etablieren, bei dem auch
die Eltern einbezogen und gestärkt
werden und gemeinsam mit den
Lehrern die Entwicklung ihres
Kindes begleiten können.

Das Freiwilligenzentrum des
Caritasverbandes Scheinfeld und
Landkreis Neustadt an der Aisch -
Bad Windsheim e. V. erhielt den
dritten Preis mit einem Preisgeld
von 1.000 Euro mit dem Projekt
„über Zaun und Grenze“. Das Pro-
jekt stellt ein Netzwerk für Flücht-
lings- und Nachbarschaftshilfen
zur Verfügung mit dem Ziel einen
Beitrag zur Etablierung eines star-
ken ehrenamtlichen Helfernetzes
im Landkreis zu leisten.

Kooperationsprojekt

Der mit 2.500 Euro dotierte 1.
Preis des Integrationspreises der
Regierung der Oberpfalz ging an
das „Kooperationsprojekt Haus-
aufgaben- und Freizeitbetreuung
für Kinder mit Migrationshinter-
grund“, bestehend aus der Grund-
schule Hohes Kreuz, dem Ar-
beitskreis für ausländische Ar-
beitnehmer e.V., dem Berufs-
schulzentrum Regensburger
Land, der Stadt Regensburg und
der Evangelischen Jugendsozial-
arbeit Regensburg. 

Bereits seit 2012 widmet sich
das Kooperationsprojekt der
Hausaufgaben- und Freizeitbe-
treuung für Kinder mit Migrati-
onshintergrund und schließt die
zeitliche Lücke von Unterrichts-
ende bis Betreuungsbeginn. Die
Kinder können im Berufsschul-
zentrum zu Mittag essen und
nachmittags schulisch unterstützt
werden. Auch wird ein buntes
Programm für die Freizeitgestal-
tung angeboten. Zudem kann
durch die enge Zusammenarbeit
und den Gedankenaustausch früh
und gezielt auf Förderbedarf ein-
gegangen werden. 

Den mit 1.500 Euro dotierten 2.
Preis erhielten die „Ballettfreunde
Regensburg e.V.“ für das Tanz-
projekt „Lysa“, das sich auf
künstlerischer Ebene mit den
Themen Flucht und Integration
auseinandersetzt.

Integration findet auch auf einer

emotionalen und nonverbalen
Ebene statt, der sich der Ballett-
freunde Regensburg e.V. an-
nimmt. Die Bemühungen um eine
gelungene Integration bindet auch
die einheimische Bevölkerung mit
ein, wodurch es zu einem erhöhten
Verständnis kommt für die Sorgen,
Ängste und Probleme von Men-
schen, die Gefährdungen für Leib
und Leben entkommen sind und
sich nach einer gefährlichen Irr-
fahrt in einem fremden Land mit
unbekannten Regeln und Verhal-
tensweisen neu zurechtfinden
müssen. 

Tanzprojekt

Das Tanzprojekt „Lysa“ verar-
beitet auf künstlerischer Ebene
diese Themen und versucht die
emotionalen Verwerfungen einer
Flucht für Zuschauer erfahrbar zu
machen. Mit der Einbettung in
den Unterricht und entsprechen-
der Vor- und Nachbereitung soll
es zu einer weiteren Beschäfti-
gung der Schüler mit dem Thema
Flucht und Integration im Rah-
men eines Wettbewerbs an Schu-
len kommen. Zusammen mit der
Ballett-Tanz-Akademie Boniven-
to-Dazz wurde „Lysa“ umgesetzt
und von erfahrenen Künstlern

choreografiert. Fünf junge Tänze-
rinnen studierten das Tanzprojekt
ein und führten es bereits an ver-
schiedenen Schulen auf. 

Kontakt mit Bevölkerung

Der dritte Preis, dotiert mit
1.000 Euro Preisgeld, wurde an
den Arbeitskreis für Flüchtlings-
hilfe Kümmersbruck-Theuern-
Ebermannsdorf verliehen, der im
Vilstal seit Herbst 2015 Migran-
ten auf unterschiedlichste Art un-
terstützt. Mit der Zahl der ehren-
amtlichen Helfer wuchsen auch
das Hilfsangebot und der Umfang
der Hilfen zur Integration der
Flüchtlinge. So wurde zunächst
mit Deutschkursen, Hilfen bei
Behördengängen und der Förde-
rung der Mobilität, zum Beispiel
durch die Organisation von Fahr-
radspenden, gestartet. 

Besonders wichtig sind der
Kontakt mit der Bevölkerung und
die schnelle Integration der
Flüchtlinge durch die Einbezie-
hung örtlicher Verbände und Ver-
eine. Deshalb spielt der Sport ei-
ne wichtige Rolle. So konnte mit
dem TSV Theuern ein gemeinsa-
mes Fußballtraining ins Leben
gerufen werden. 

Da die Zahl der ehrenamtlichen
Helfer stetig wächst, ist auch der
Umfang der Hilfsangebote zur
Integration der Flüchtlinge vor
Ort gewachsen. Dazu zählen Fa-
milienpatenschaften, Deutschkur-
se mit Kinderbetreuung, Hilfen
bei der Suche nach Praktikums-,
Ausbildungs- und Arbeitsstellen
oder Unterstützung bei der Woh-
nungssuche. DK

VG Odelzhausen 
aufgelöst

Die Verwaltungsgemeinschaft (VG) Odelzhausen im oberbayeri-
schen Landkreis Dachau wird zum Ende des Jahres aufgelöst. Dies
hat der Landtag im Wege einer Änderung des Bayerischen Kom-
munalgliederungsgesetzes (KommStaGebG) in einer Plenarsit-
zung einstimmig beschlossen. Somit werden die Gemeinden Sulze-
moos und Pfaffenhofen a.d. Glonn als Antragsteller sowie Odelz-
hausen ab Januar 2017 eigenständige Gemeinden.

Im Vorfeld war der federführen-
de Kommunalausschuss nach ein-
gehender Überprüfung der Sachla-
ge und unter Zugrundelegung der
Kriterien der Gemeindegebietsre-
form einstimmig zu dem Ent-
schluss gekommen, dem Neuglie-
derungswunsch der betroffenen
Kommunen zu entsprechen. Folg-

lich wurde der entsprechende Ge-
setzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Kommunalglie-
derungsgesetzes ohne weitere Aus-
sprache im Landtagsplenum ver-
abschiedet. Damit verändert sich
die Zahl der Verwaltungsgemein-
schaften von 312 auf 311 und die
der Mitgliedsgemeinden von 985

auf 982. Hingegen steigt die Zahl
der kreisangehörigen Einheitsge-
meinden von 1.046 auf 1.049.

Durch die Neugliederung kann
sich der Verwaltungsaufwand der
betroffenen Gemeinden Sulze-
moos und Pfaffenhofen a.d.
Glonn in gewissem Umfang er-
höhen. Denn als selbständige Ge-
meinden müssen sie eine eigene
Verwaltung aufbauen und unter-
halten. Im Gegenzug entfällt die
bisherige Umlage an die Verwal-
tungsgemeinschaft.

Einem weiteren Antrag der Ge-
meinde Wolfertschwenden im
schwäbischen Landkreis Unterall-
gäu auf Entlassung aus der Ver-
waltungsgemeinschaft Bad Grö-
nenbach wurde nicht entsprochen.
Diese würde weder zu einer
größeren Wirtschaftlichkeit noch
zu einer Verbesserung der Verwal-
tungstätigkeit führen. Außerdem
besteht — anders als in der VG
Odelzhausen kein Einvernehmen
mit Bad Grönenbach. rm

Vernetzt für die 
heimische Wirtschaft

Erstes Treffen von „Blaues-Land-Netzwerk – Wirtschaft
in Murnau und Umgebung“

Die heimische Wirtschaft stärken, und das gemeinsam. Das haben
sich der Verein zur Wirtschaftsförderung in Murnau und Umge-
bung e.V. und die Wirtschaftsförderung des Marktes Murnau a.
Staffelsee auf die Fahnen geschrieben. Deshalb können sich Ge-
werbetreibende und freie Berufe ab sofort im Rahmen regelmäßi-
ger Veranstaltungen und Treffen stärker miteinander vernetzen
und damit ihr Potenzial und das der Region sichtbar machen.

„Wir bringen die Leute zusam-
men. Das ist einer der wichtigsten
Schritte. Denn nur so weiß man,
welche Unternehmungen und
welche Talente in unserer Region
zu Hause sind“, sagte Herbert Bo-
gner, Vorsitzender des Vereins zur
Wirtschaftsförderung in Murnau
und Umgebung e.V. 

Murnaus Wirtschaftsförderer
Jan-Ulrich Bittlinger betonte: „Wir
möchten, dass wir uns in der Regi-

on Blaues Land als Wirtschafts-
kraft verstehen, organisieren und
gemeinsam weiterentwickeln.“
Den Auftakt bildete ein erstes offe-
nes Netzwerktreffen in lockerer
Atmosphäre im Intermezzo Weih-
nachtsgarten im Linuspark. Bei
Glühwein und Platzerl war Zeit
zum Kennenlernen und Austau-
schen. Regelmäßig im Quartal sol-
len ab 2017 weitere Veranstaltun-
gen und Treffen folgen. 

Trauer um Nürnbergs Altoberbürgermeister

Dialog zum 
dritten Nationalpark

Erste Gespräche mit Vertretern aus dem Spessart
Auf Einladung der Bayerischen Umweltministerin Ulrike Scharf
kamen vor kurzem die Landräte Dr. Ulrich Reuter (Landkreis
Aschaffenburg), Jens-Marco Scherf (Landkreis Miltenberg) und
Thomas Schiebel (Landkreis Main-Spessart) zu einem ersten 
Informationsgespräch zum Thema dritter Nationalpark in Bayern
in den Bayerischen Landtag nach München. 

Umweltministerin Scharf stellte
dabei die gewählte Vorgehenswei-
se zum fachlichen Auswahlverfah-
ren für einen Nationalpark vor. Die
Landräte und die Staatsregierung
einigten sich darauf, dass das Um-
weltministerium die in Frage kom-
menden Gebiete aus dem 42.000
Hektar umfassenden Staatswald
des Spessarts näher definieren
wird. 

Chancen und Risiken

Anschließend sollte mit den be-
teiligten Kommunalpolitikern so-
wie den Verbänden Anfang des
kommenden Jahres über das „Für

und Wider“ in den Dialog getreten
werden, damit die Chancen und
Risiken sorgfältig abgewogen
werden können. Scharf: „Ein Na-
tionalpark ist ein Angebot an die
Regionen. Wir setzen bei den wei-
teren Schritten voll auf Dialog.
Ich freue mich auf weitere Ge-
spräche mit den Vertretern aus
dem Spessart.“

„Ein sehr konstruktives Ge-
spräch in offener Atmosphäre hat
auch bereits Ende Oktober mit 
politischen Vertretern der Rhön
stattgefunden“, ließ das Umwelt-
ministerium verlauten. Gesprä-
che mit weiteren Regionen sol-
len folgen. rm

Nürnbergs Altoberbürgermeister Dr. Peter
Schönlein ist tot. Das frühere Stadtoberhaupt
verstarb am 30. November 2016 nach kurzer
schwerer Krankheit im Alter von 77 Jahren.

Der Verstorbene stand von 1987 bis 1996 an
der Spitze der Stadt. Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly zeigte sich tief berührt: „Peter Schön-
lein hat über ein Vierteljahrhundert die Stadt ge-
prägt. In seiner Amtszeit hat er wegweisende Ent-
wicklungen in seiner Heimatstadt angestoßen
und bestimmt. Dazu gehören U-Bahn-Ausbau, 
S-Bahnbau, Ausbau von Messe und Kindertages-
stätten genauso wie der damalige Ausbau des
städtischen Stadions zum Franken-Stadion. Auch
die Neuordnung der städtischen Museen ist seiner
Initiative zuzuschreiben. Seine Vision einer Kul-
turmeile, zu Beginn von einigen belächelt, setzte
er mit großer Beharrlichkeit um.“

Auch die Völkerverständigung und die Aus-

söhnung zwischen Ost und West waren ihm ein
großes Anliegen: „Bei den Städtepartnerschaften
mit Krakau und Prag setzte er besondere Akzente.
Er legte den Grundstein für die Menschenrechts-
arbeit und hat den 1995 erstmals verliehenen In-
ternationalen Nürnberger Menschenrechtspreis
ins Leben gerufen“.

Wie Maly weiter ausführte, arbeitete der Alt-
OB daran, „dass von unserer Stadt klare Zeichen
des Friedens und der Völkerverständigung ausge-
hen. Elementare Werte wie Freiheit, Solidarität
und Gerechtigkeit waren Richtschnur für sein
Handeln. Peter Schönlein hat mit Leidenschaft
und mit Akribie bleibende Spuren hinterlassen ...
Mit großem Pflichtbewusstsein und Redlichkeit
suchte er stets der Stadt Bestes. Er hat sich um un-
sere Stadt große Verdienste erworben und ein gu-
tes Stück Stadtgeschichte geschrieben. Das wer-
den wir nie vergessen.“ 
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Beilage der Firma Wire sowie als Eigenbeilage des Ver-
lags Bayerische Kommunalpresse GmbH der Jahreswand-
kalender der Bayerischen GemeindeZeitung bei. 
Wir bitten um freundliche Beachtung. 

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner

für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 

86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim    •    www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gebäudedienstleistungen

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau
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Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Komfortlüftungssysteme 
mit Wärmerückgewinnung

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten, 
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen

Fahnen/Fahnenmasten

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)
Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie
 unsere neu

en

Verkaufsunt
erlagen an!

Sitzmöbelhersteller

Brandschutz

HEKATRON Remote – 
das Original
Fernzugriff auf höchstem Niveau 
mit der Integral IP Zentrale

Fahnenmaste + Fahnen

Weihnachtsbeleuchtung

Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 22. Dezember 2016
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunalfinanzen
 Kommunale Baupolitik
 EDV . IT . Organisation 
 Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
 Kommunikationstechnologie . Breitband . Mobilfunk
 Kommunale Repräsentation
 Sonderveröffentlichung 4. Bayerisches Breitbandforum

Landrat Stefan Rößle lud
Leserbriefschreiber ein

Der Neubau des Schulzentrums in Rain hatte in den vergangenen
Wochen große Emotionen bei den Bürgerinnen und Bürgern im
Lechgebiet ausgelöst. Der Elternbeirat der Realschule Rain, Eltern
von betroffenen Schülern und ein ehemaliger Lehrer hatten sich in
Leserbriefen und Pressemitteilungen an die Donauwörther Zei-
tung gewandt und dabei auch Landrat Stefan Rößle kritisiert. Da
viele angesprochene Punkte auf offensichtlichen Missverständnis-
sen und Mutmaßungen beruhten, lud Landrat Rößle die Schreiber
der Leserbriefe zusammen mit der Donauwörther Zeitung zu ei-
nem persönlichen Gespräch zu sich in sein Büro ein.

Rößle erläuterte eingangs die
Maßnahmen, die in den letzten
Jahren in Rain und im Lechgebiet
von Landkreisseite umgesetzt
wurden und stellte direkt an die
am Tisch sitzenden Personen die
Frage, was denn der Landkreis in
der Region nicht getan hat. Er be-
tonte, dass es ihm vollkommen
fern liegt, eine Region im Land-
kreis zu bevorzugen oder zu be-
nachteiligen und belegte dies
durch einen kurzen Überblick auf
die in den zurückliegenden Jahren
auf das gesamte Donau-Ries ver-
teilten Maßnahmen und Investi-
tionen des Landkreises. 

Zum geplanten Neubau der Re-
alschule bzw. des Schulzentrums
Rain erläuterte der Landkreischef
zunächst die Rolle des von ihm
eingerichteten Strategiekreises.
Dieser ist kein Beschlussgremium

und wurde auch nicht speziell für
die geplante Schulbaumaßnahme
in Rain eingerichtet. Vielmehr
wurden hier bis heute bereits Vor-
schläge erarbeitet, wie künftig
Baumaßnahmen möglichst im
Kostenrahmen abgewickelt wer-
den können oder dass eigenes Per-
sonal externer Projektsteuerung
vorgezogen werden sollte. 

Unnötige Ausgaben vermeiden

Selbstverständlich befasste sich
der Strategiekreis auch mit der Re-
alschule Rain und stellte entspre-
chende Überlegungen an, wie sich
dort die Schülerzahlen entwickeln
könnten. Landrat Rößle betonte,
dass es seine Pflicht ist, mit Steu-
ergeldern verantwortlich umzuge-
hen und unnötige Ausgaben des
Landkreises zu vermeiden. 

In diesem Zusammenhang wur-
de auch eine Reduzierung der
Klassenzimmer thematisiert, wo-
durch diese emotionalen Reaktio-
nen ausgelöst wurden. Rößle
konnte die Gesprächsteilnehmer
jedoch beruhigen, dass hinsicht-
lich der Realschule Rain nichts
Negatives oder Nachteiliges pas-
siert ist. Die von ihm für Ende die-
ses Jahres zugesagte Grund-
satzentscheidung im Kreistag
wird getroffen werden. Es kommt
also zu keinen Verzögerungen. 

33 statt 35 Klassenzimmer

Zudem werden die 33 Klassen-
zimmer, die von der Regierung
von Schwaben nach aktuellen
Schülerzahlen / -prognosen geför-
dert werden können, auch gebaut.
Laut Rößle ist man vor einigen
Jahren noch von 35 Klassenzim-
mern ausgegangen. Die Regierung
von Schwaben muss bei der Prü-
fung der Förderfähigkeit aber im-
mer die aktuellen Schülerzahlen
berücksichtigen. Aufgrund dieser

aktuellen belastbaren Erhebungen
errechnet sich nun ein Bedarf von
noch 33 Klassenzimmern. Dar-
über hinaus wird keine Förderung
gewährt. Daneben verständigte
man sich in Absprache mit der
Schulleitung, dass auf zwei natur-
wissenschaftliche Räume und ei-
ner Fläche von 150 m² aus dem
Bereich der Lernlandschaften
(es verbleiben immer noch rund
300 m²) verzichtet werden kann.

Landrat Rößle betonte hierzu
nochmals, dass diese Einsparung
mit ausdrücklicher Zustimmung
der Schulleitung erfolgt. Insge-
samt konnten also rund 500 m²  an
Fläche eingespart werden. Dies
sind, wie der Landrat anschaulich
mit einem Bild erklärte, die Fläche
von vier Einfamilienhäusern und
in Zahlen ausgedrückt annähernd
zwei Millionen Euro, die der
Landkreis einsparen kann ohne
dass der Schule daraus ein Mangel
entsteht. 

Am Ende des Gesprächs stand
in jedem Fall das Fazit: „Es hat
sich gelohnt.“ 

Drei Kulturmedaillen
für Kulturvermittler

Würzburgs Oberbürgermeister Christian Schuchardt (links)
ehrte zusammen mit Kulturreferent Muchtar Al Ghusain 
sowie Bürgermeisterin und Laudatorin Marion Schäfer-Blake
die Träger der Kulturmedaille 2016: Ella Bulatova (3.v.r.), 
Elisabeth Stein-Salomon (5.v.r.) und Wolfgang Salomon (4.v.r.)
sowie die Mitglieder der Initiative „Willkommen mit Musik“.
Mit dabei die Laudatoren Regina Krämer (rechts) und Johan-
nes Engels (3.v.l.). Bild: Christian Weiß
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Häufig gehen wir davon aus, 
dass solargestützte 
Straßenbeleuchtung nur 
etwas für südliche Länder ist. 
In Zusammenarbeit mit 
Partnerfirmen aus 
Österreich haben wir 
wirkungsvolle solare LED 
Beleuchtungssysteme 
entwickelt, die schon seit 
Jahren erfolgreich auch 
unter den klimatisch

Licht auch ohne Netzanschluss

Sicherheit in allen Lagen
Welche dieser Situationen haben noch keine 

mulmigen Gefühle in uns erzeugt, wenn...
unsere Kinder in einsam gelegenen 
Bushäuschen im Dunkeln auf ihren Schulbus 
warten
sie aufgrund der Dunkelheit unbeleuchtete 
Unterführungen durchqueren 
Brücken ohne Beleuchtung zu überqueren sind
Radwege oft kilometerweit ohne Beleuchtung 
sind
man auf weitflächigen dunklen Parkplätzen 
nachts einsam sein Auto sucht

Der Hauptgrund, dass überall dort keine 
Beleuchtung installiert wurde liegt darin, dass 
kein Anschluss an die Stromversorgung 
vorhanden ist. Zum Beispiel weil der Anschluss 
zu aufwendig oder zu teuer ist.

In diesem Beispiel 
wurde nachträglich 
eine Solar‐LED Leuchte 
installiert

Beleuchtung eines Brücken‐
Gehweges mit Solar‐LED‐Leuchten

Strahler 1

Strahler 2

DC‐Verkabelung

Solar Mast mit seitlicher Flanschplatte zur Befestigung an der 
Brückenkonstruktion 
Am Unterführungsausgang befindet sich jeweils ein LED Strahler 
mit Wegeoptik 

Beleuchtung einer Fußgängerunterführung

eher ungünstigen Bedingungen in Mitteleuropa 
eingesetzt werden können. Mit wirkungsvollen 
Leistungen bis zu 100 Stunden ohne Aufladung.
Aufgrund der damit erzielten positiven Erfahrungen 
haben wir mobil einsetzbare Produkte als 
wirtschaftliche Alternativen zur netzgestützten 
Beleuchtung entwickelt.

Die Basis dafür bilden die heLEDios Solarleuchten GAIA:

Vollwertig und unabhängig als leistungsstarke 
Straßenbeleuchtung sind sie absolut energieautark –
kein Anschluss an das öffentliche Energienetz sind sie 
auch als Einzelbeleuchtung einsetzbar
Einfach und günstig ohne Erdarbeiten, Strom‐ oder 
sonstigen Betriebskosten mit minimalem 
Wartungsaufwand
Umweltfreundlich und unerschöpflichmit positiver 
CO2‐Bilanz und der Sonne als kostenlose 
Energiequelle
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Solare Infrastruktur

Warte‐Station 

In der Buswarte‐Station finden Fahrgäste und Bürger 
nützliche Infos wie Fahrplan, Neuigkeiten aus der 
Gemeinde oder Werbeplakate. Gut beleuchtet, 
witterungsbeständig verkleidet und individuell gestaltet. 
Auch als Umrüstung vorhandener Warte‐Stationen ist 
man hier immer und überall vernetzt. Mobile Geräte 
können aufgeladen werden, während WLAN
Smartphones, Tablets oder andere Geräte mit der Welt 
verbindet. Und da immer mehr E‐Bikes unterwegs sind, 
schaffen Ladestationen auch dafür einen attraktiven 
Treffpunkt. Dabei eignet sich die Station auch innerhalb 
von Ortschaften, da sie ohne Rücksicht auf Anschlüsse 
umgesetzt werden kann.

Meeting‐Point

Unser Lösungen sind einfach und günstig: 
keine Erdarbeiten, keine Strom‐ oder sonstigen 
Betriebskosten, minimaler Wartungsaufwand 
Umweltfreundlich und unerschöpflich: positive CO2‐
Bilanz, Sonne als kostenlose Energiequelle 
Modulares System angepasst an die konkreten 
Anforderungen Ihres Standorts. 

heLEDios Solar GAIA 80 und GAIA 150 – mehr 
Leistung für weniger Geld:
Schnelle Montage durch Fertigfundament
Leistungsstarke Solarmodule speichern Energie –
mehrere Wochen Licht auch während nebliger 
oder sonnenloser Perioden
EN‐13201‐konforme LED‐Technik mit hoher 
Gleichmäßigkeit 
Langlebige, wartungsfreie Solarbatterie 
Sehr gute Lichtverteilung ermöglicht breite 
Mastabstände – optimales Preis‐Leistungs‐
Verhältnis, geringe Kosten pro Kilometer 
Wartung durch den eigenen Bauhof möglich 

Umweltfreundlicher Rastplatz für Bikes und Gäste:
Vollwertig, unabhängig überall sofort einsatzbereit
Leistungsstarke Beleuchtung in der Nacht
USB Anschlüsse für Handy und Tablet
WLAN  Hotspot 
E‐Bike Ladestation 
Notfall Treffpunkt 

Sprechen Sie uns an...

… gerne beraten wir Sie umfassend zum Thema.
Nehmen Sie einfach unter einem der untenstehenden 
Anschlüsse Kontakt auf.

Wir melden uns umgehend und vollkommen 
unverbindlich bei Ihnen. Vielen Dank! 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
  
  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
   
 
  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
  
  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. BAYERISCHES
INFRASTRUKTUR
FORUM

GemeindeZeitungGemeindeZeitungBAYERISCHE

Donnerstag, 10. März 2016, 10.00 Uhr
in den Räumen des 
Bayerischen Bauindustrieverbands e.V.
Oberanger 32, 80331 München 
www.bayerisches-infrastrukturforum.de

Unsere Partner und AusstellerAnmeldung
(Bitte beachten Sie, dass die Teilnehmerzahl begrenzt werden muss)

Organisatorisches

Fax: 08171/930722  www.bayerisches-infrastrukturforum.de 
eMail: veranstaltungen@gemeindezeitung.de

Ja, ich nehme am 10.03.2016 am 1. Bayerischen InfrastrukturForum teil.
Eintritt kostenlos für kommunale Entscheider und Behördenvertreter.
Registrierung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de

Name

Funktion/Behörde/Abteilung/Kd.Nr.

Straße, Nr.

PLZ, Ort

Tel.

eMail

Veranstaltungsort: Bayerischer Bauindustrieverband e.V.
Oberanger 32, 80331 München

Termin: 10. März 2016, 10.00 Uhr - 17.00 Uhr

Aktueller Stand über Vorträge und Aussteller: 
www.bayerisches-infrastrukturforum.de

Veranstalter: Bayerische GemeindeZeitung 
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH, Geretsried

So erreichen Sie das 3. Bayerische InfrastrukturForum:
ÖPNV: U-Bahnhaltestelle Sendlinger Tor; ca. 400 m Fußweg
PKW: Parkhaus Oberanger 27 (gegenüber)
www.bayerisches-infrastrukturforum.de

Tagungsbeitrag: Für Teilnehmer aus den Bayerischen Kommunen ist
nach vorheriger Registrierung die Teilnahme am 1. Bayerischen
InfrastrukturForum kostenfrei. 
Für Wirtschaftsvertreter beträgt der Tagungsbeitrag 95 €; Mitgliedern
des Bayerischen Bauindustrieverbands sowie Abonnenten der
Bayerischen GemeindeZeitung berechnen wir einen reduzierten
Tagungsbeitrag von 55 € pro Person. 

Verköstigung: Für einen Imbiss und Getränke ist gesorgt.

Anmeldungen: 
Bayerische GemeindeZeitung  Breslauer Weg 44  82538 Geretsried,
Telefon: 08171/9 30 7-11  Telefax: 08171/ 9 30 7-22 
www.bayerisches-infrastrukturforum.de
eMail: veranstaltungen@gemeindezeitung.de 
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Bayerisches Staatsministerium der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat

BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM

BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM

sparkasse.de

Verstehen
ist einfach.
Wenn man einen Finanzpartner hat, der 
die Region und ihre Menschen kennt.

200 Megabit pro Sekunde:

In Kooperation für Ihre Kommune. www.amplus.ag
Ihren Ansprechpartner vor Ort erreichen Sie unter kommune@amplus.ag

Glasfaser in jedes Haus.

www.hotsplots.de

Professionelle WLAN-Lösungen 
für Städte und Gemeinden

breitbandausbau@m-net.de
 

Ihr Ansprechpartner
für Elektromobilität

www.e-wald.eu

Technologiecampus 1 - 94244 Teisnach
09923 / 8045 310

Telefon +49 (0)7032-921 354-0
www.aquapura-systems.de

Aquapura Systems® ist 
Ihr Partner für gutes Wasser.

A green technology for a blue planet. 

Telefon +49 (0)7032-921 354-0
www.aquapura-systems.de

A green technology for a blue planet. 

Telefon +49 (0)7032-921 354-0
www.aquapura-systems.de

A green technology for a blue planet. 

Telefon +49 (0)7032-921 354-0

A green technology for a blue planet. A green technology for a blue planet. 

www.engel-zimmermann.de

 � Bürgerdialog 

 �  Akzeptanzkommunikation 
für Infrastrukturprojekte

 � Medien, NGOs, Parteien

KOMMUNIKATION 
IN KOMMUNEN


